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    Zur Diskussion gestellt


    Ausbau der digitalen Infrastruktur bis 2025: Welche Wege führen in die ›Gigabit-Gesellschaft‹?



    Im Koalitionsvertrag kündigen CDU, CSU und SPD an, dass sie den flächendeckenden Ausbau mit Gigabit-Netzen bis 2025 anstreben. Jochen Homann, Bundesnetzagentur, hinterfragt, ob der bestehende Ordnungsrahmen, der ursprünglich auf die Überführung eines Monopols in den Wettbewerb ausgerichtet war, heute noch der richtige ist, wenn es darum geht, neue gigabitfähige Infrastrukturen entstehen zu lassen. Torsten J. Gerpott, Universität Duisburg-Essen, sieht den Ausbau von Glasfasernetzen für stationäre Kunden als wichtigen Schritt zur Verbesserung der digitalen Infrastrukturen in Deutschland an. Er konzentriert sich auf die Frage, inwiefern eine Veränderung der Vergabepraxis für Frequenzlizenzen für den mobilen drahtlosen Netzzugang geeignet sein könnte, Investitionen in Mobilfunknetze der fünften Generation zu stimulieren. Er kommt zu dem Ergebnis, dass ein Verzicht auf Auktionen zur Vergabe von Frequenzen für mobiles Breitband Deutschland auf dem Weg in die Gigabit-Gesellschaft eher zurückwerfen würde. Nach Ansicht von Wolfgang Briglauer, Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim, und Ingo Vogelsang, Boston University, sollten, um die Ziele der Gigabit-Gesellschaft zu verfolgen, Marktprozesse und -ergebnisse nicht verzerrt werden, indem einzelne Zugangstechnologien bevorzugt werden. Es sollte vielmehr der Grundsatz der Technologieneutralität berücksichtigt werden. Für Jan Krämer, Universität Passau, ist das Wichtigste, eine verlässliche regulatorisch-politische Basis für die nächsten 20 Jahre zu schaffen. Iris Henseler-Unger, WIK GmbH, sieht als Voraussetzung für die Verwirklichung des »Gigabit-Ziels« vor allem das privatwirtschaftliche Engagement im Ausbau eines hochleistungsfähigen Breitbandnetzes. Lukas Wiewiorra, Universität Frankfurt am Main, ist der Ansicht, dass verstärkt ein Augenmerk auf Investitionsanreize und Regulierungsansätze gelegt sowie Planungssicherheit bei der Investition in eine Glasfaserinfrastruktur geschaffen werden sollten.


    Forschungsergebnisse


    Global Implications of U.S. Tax Reform



    Jack Mintz


    Jack Mintz, University of Calgary, gibt einen Überblick über die Auswirkungen der US-amerikanischen Steuerreform und zeigt, dass sowohl die Investitionen als auch die Finanzierung von US-amerikanischen und ausländischen Unternehmen davon beeinflusst werden.


    Regionale Ungleichheit in Deutschland und der EU: Was sagen die Daten?



    Martin Braml und Gabriel Felbermayr


    Die regionale Wirtschaftskraft der 402 Kreise Deutschlands, gemessen an ihrer Bruttowertschöpfung pro Kopf, ist 2014 deutlich gleicher als 2000 verteilt. Das gilt auch für die 1300 Regionen der EU – wobei allerdings innerhalb der alten EU-15-Staaten ein Anstieg der regionalen Ungleichheit zu beobachten ist. Das zeigt eine neue Analyse des ifo Instituts.


    Maschinelles Lernen in der ökonomischen Forschung



    Matthias Huber, Simone Schüller, Marc Stöckli und Klaus Wohlrabe


    In der empirischen Wirtschaftsforschung steigt die Anzahl der Publikationen, die mit Methoden des maschinellen Lernens arbeiten. Dennoch scheint eine gewisse Skepsis zu bestehen. Ein Kritikpunkt ist, dass sich maschinelles Lernen zwar für Vorhersagen eignet, aber keine kausalen Zusammenhänge identifizieren kann. In den vergangenen Jahren hat sich die Forschung jedoch verstärkt mit diesem Problem auseinandergesetzt, und es wurden zahlreiche Fortschritte erzielt. Maschinelles Lernen hat daher das Potenzial, in Zukunft in der Wirtschaftsforschung an Bedeutung zu gewinnen.


    Daten und Prognosen


    Das neue ifo Geschäftsklima Deutschland



    Stefan Sauer und Klaus Wohlrabe


    Ab April 2018 wird das neue »ifo Geschäftsklima Deutschland« den bisherigen »ifo Geschäftsklimaindex für die Gewerbliche Wirtschaft« ablösen. Dem neuen Geschäftsklimaindex liegen einige essentielle Änderungen zugrunde. Er wird neben dem Verarbeitenden Gewerbe, dem Bauhauptgewerbe und den beiden Handelsstufen auch den Dienstleistungssektor beinhaltet, der bisher separat veröffentlicht wurde. Darüber hinaus wurde das Aggregationsverfahren leicht modifiziert und das Basisjahr für die Indexberechnung von 2005 auf 2015 angepasst.


    Risikoeinschätzungen von Ökonomen



    Gert G. Wagner, Ruben C. Arslan, Florian Dorn, Stefanie Gäbler, Florian Griese, Ralph Hertwig, Björn Kauder, Manuela Krause, Luisa Lorenz, Martin Mosler und Niklas Potrafke


    In der jüngsten Umfrage des Ökonomenpanels von ifo und FAZ wurden Professoren für Volkswirtschaftslehre an deutschen Universitäten zu der sich selbstzugeschriebenen Risikofreude sowie zu ihrer Einschätzung der Risiko­freude einiger Entscheidungsträger in Wirtschaft und Politik befragt.


    Aktuelle Entwicklungen auf dem deutschen Büroimmobilienmarkt



    Ludwig Dorffmeister und Martin Steininger


    In den vergangenen Jahren hat sich die Nachfrage nach Büroflächen spürbar erhöht. Die Leerstandsquote für die sieben wichtigsten Standorte hat sich seit 2012 halbiert. Der Ansturm der Interessenten auf Büroflächen konzentriert sich allerdings weiterhin auf eine begrenzte Zahl begehrter Städte bzw. Lagen.


    Auswirkungen der US-Steuerreform auf deutsche Unternehmen – Ergebnisse einer Unternehmensumfrage



    Carla Krolage und Klaus Wohlrabe


    Das ifo Institut hat im Rahmen seiner monatlichen Konjunkturumfrage Sonderfragen zur US-Steuerreform gestellt, um die Folgen für und Reaktionen von deutschen Unternehmen zu eruieren. Insgesamt zeigen die Ergebnisse, dass deutsche Unternehmen durchaus von der Steuerreform profitieren werden, aber ebenso mit negativen Auswirkungen zu rechnen ist.


    ifo Konjunkturprognose Frühjahr 2018: Starke deutsche Konjunktur im Spannungsfeld zwischen GroKo und Trump



    Timo Wollmershäuser (für das Projektteam)


    Das starke Wachstum der deutschen Wirtschaft setzt sich zunächst fort. Für das laufende Jahr rechnet das ifo Institut mit einem Anstieg des realen Bruttoinlandsprodukts von 2,6%, bevor sich das Tempo im kommenden Jahr auf 2,1% abschwächt. Damit hält das ifo Institut an seiner Prognose vom Winter 2017 fest.


    Im Blickpunkt


    ifo Konjunkturumfragen März 2018 auf einen Blick: Drohender Protektionismus drückt auf die Stimmung



    Klaus Wohlrabe


    Der ifo Geschäftsklimaindex ist im März gesunken. Die Unternehmer waren etwas weniger zufrieden mit ihrer aktuellen Geschäftslage, auch der Optimismus bezüglich der kommenden Monate nahm ab.


    Mitteilung des Instituts


    Die 69. Jahresversammlung des ifo Instituts findet am Donnerstag, 28. Juni 2018, in der Ludwig-Maximilians-Universität München statt. Der öffentliche Teil der Veranstaltung befasst sich mit dem Thema Digitalisierung und Innovation sowie ihrer Bedeutung für Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit. Die Tagesordnung wird rechtzeitig bekannt gegeben.
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    Im Koalitionsvertrag kündigen CDU, CSU und SPD an, dass sie den flächendeckenden Ausbau mit Gigabit-Netzen bis 2025 anstreben. Damit dieses Ziel erreicht wird, will die neue Regierung unter anderem viel Geld in die Hand nehmen. Insgesamt versprechen Union und SPD, den deutschlandweiten Gigabit-Ausbau mit 10 bis 12 Mrd. Euro zu subventionieren. Den Großteil der Finanzierung soll aus der Privatwirtschaft kommen. Zudem ist geplant, die Mobilfunkversorgung insbesondere auf dem Land dadurch zu verstärken, dass neue Frequenzen nur gegen flächendeckende Versorgung vergeben werden sollen. Reichen diese Vorhaben aus, um Deutschland bei digitalen Infrastrukturen »an die Weltspitze« zu führen?
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    Glasfaserausbau regulatorisch flankieren:

    Investitionen fördern und Wettbewerb sichern


    Vor gut 20 Jahren erfolgte die vollständige Öffnung des Telekommunikationsmarkts. Dies war der Ausgangspunkt für eine Marktentwicklung, die seinerzeit niemand in dieser Form hätte vorhersehen oder gar staatlich planen können. Vor dem Hintergrund der damals vergleichsweise hohen Preise für Telefonie versprach man sich von einer Marktöffnung vor allem eines: einen Wettbewerb, der durch höhere Effizienz schnelle Verbesserungen des Preis-Leistungs-Verhältnisses für die Endkunden ermöglichen und zudem sicherstellen sollte, dass technologische und marktliche Weiterentwicklungen des Leistungsspektrums erreicht werden können.


    In den ersten Jahren nach der Marktöffnung war bereits ein grundlegender Wandel zu beobachten. Zunächst wurden die Verbindungspreise stark gesenkt und später umfassende Flatrates eingeführt. Zu weiteren tiefgreifenden Änderungen kam es auch einige Jahre später, als die Telefonie zum einen zunehmend mobil genutzt, zum anderen durch Textnachrichten erst ergänzt und dann zu beträchtlichen Teilen ersetzt wurde.


    Parallel hierzu hat sich der Telekommunikationsmarkt aber noch viel fundamentaler durch den starken Bedeutungszuwachs des Internets gewandelt. Getrieben vor allem durch audio-visuellen Austausch und Streaming, hat sich die als erforderlich angesehene Bandbreite in weniger als zwei Dekaden fast vertausendfacht.


    Man stelle sich vor, die Telekommunikation wäre in dieser Zeit noch als staatliches Monopol organisiert gewesen. Vermutlich wären dann weder die erforderlichen technischen Weichenstellungen so effizient vorgenommen worden, noch wäre es ohne den Markt gelungen, den sich durch die Bedürfnisse von Wirtschaft und Verbrauchern dynamisch wandelnden Herausforderungen mit der nötigen Geschwindigkeit nachzukommen. Es hätte womöglich einige Jahre mehr gebraucht, bis der Internetzugang zum zentralen Telekommunikationsangebot geworden wäre. Und es wäre womöglich auch nicht gelungen, die Netze innerhalb weniger Jahre technisch derart aufzurüsten, dass sie dem ständig wachsenden Bandbreitenbedarf gerecht geworden wären.


    Das Regelwerk hat von Beginn an einen Rahmen vorgegeben, innerhalb dessen sich Wettbewerb auf der Dienste- und auf der Infrastrukturebene produktiv entwickeln konnte. Die rechtlichen Randbedingungen waren nicht darauf ausgerichtet, eine bestimmte vorgezeichnete Entwicklung des Markts voranzutreiben, sondern vielmehr geeignet, unterschiedliche Geschäftsmodelle zur Entfaltung kommen zu lassen.


    Anforderungen an die zukünftige Regulierung mit Blick auf die Errichtung neuer (Glasfaser-)Netze


    Wir müssen uns aber auch immer wieder kritisch hinterfragen. Ist der bestehende Ordnungsrahmen, der ursprünglich auf die Überführung eines Monopols in den Wettbewerb ausgerichtet war, tatsächlich heute noch der richtige, wenn es darum geht, neue gigabitfähige Infrastrukturen entstehen zu lassen? Führt der Wettbewerb (schnell genug) zur Errichtung hochleistungsfähiger Netze, oder lässt der kurzfristige Profit möglicherweise das Weiterbetreiben der bestehenden Netze attraktiver erscheinen? Und schließlich: Ist der Regulierer in der Lage, die nötigen Schritte einzuleiten, wenn Deutschland droht, den Anschluss an die Giga-bit-Welt zu verpassen?


    Zunächst einmal stimmt es, dass der heutige regulatorische Ordnungsrahmen primär darauf zielte, ein bestehendes Netz durch Zugangsgewährung für Dritte zu öffnen und so Wettbewerb auf der Diensteebene zu ermöglichen. Dieses Grundprinzip liegt auch der Regulierung in anderen Netzsektoren (z.B. Energie und Eisenbahn) zugrunde. Aber im Zuge der Digitalisierung zeigt sich heute, wie wichtig es ist, dass die Regulierung darüber hinaus das Entstehen neuer Netze ermöglicht. Dabei ist zu konzedieren, dass die Regulierung i.e.S. nur den Zugang für alternative Anbieter ermöglichen und nicht unmittelbar den Ausbau einer neuen Glasfaserinfrastruktur herbeiführen kann. Gleichwohl kommt den regulatorischen Rahmenbedingungen zumindest insoweit eine große Bedeutung zu, als zwar nicht Regulierung per se den Netzausbau beeinträchtigt, wohl aber falsche Regulierungsmaßnahmen durchaus zu einer Verringerung der Investitionsanreize führen könnten.


    Fortschritte beim schnellen Internet in Deutschland


    Was also läge näher, als eben hierin die Ursache für den hierzulande bislang relativ geringen Ausbaugrad mit Glasfasernetzen bis in die Haushalte (Fiber to the Home/Building, FttH/B) zu sehen?


    Zunächst einmal ist jedoch zu fragen, ob bisher überhaupt festzustellen ist, dass die Nutzer in Deutschland weniger Leistung erhalten als in anderen Mitgliedstaaten der EU. Dabei sollte der Blick nicht zu sehr auf die Abdeckung mit FttH/B-Netzen verengt werden. Vielmehr ist der Versorgungsgrad mit Bandbreiten relevant, die zurzeit für die meisten Anwendungen ausreichend sind.


    In Bezug auf die Abdeckung mit 30Mbit/s zeigt sich für Deutschland eine im europäischen Vergleich weit überdurchschnittliche Versorgung. Die letzten europaweiten Daten wiesen für 2016 eine Abdeckung von 82% der deutschen Haushalte aus, während der europäische Durchschnitt (EU28) bei nur 76% lag. Bis Mitte 2017 ist der Anteil in Deutschland auf über 84% angestiegen. Diese hohe Abdeckung basiert im Wesentlichen auf den vorhandenen Infrastrukturen. Zum einen besteht in Deutschland mit 64% (gegenüber 44% im EU-Durchschnitt) eine hohe Abdeckung mit leistungsfähigen Kabelnetzen. Zum anderen war es durch die relativ kurzen Längen der Kupferdoppeladern möglich, die Leistungsfähigkeit des Kupfernetzes durch VDSL/Vectoring deutlich zu steigern. Insoweit wird deutlich, dass die bereits existierenden Infrastrukturen die aktuelle Nachfrage bedienen können und auch dies bei einem internationalen Vergleich zu berücksichtigen ist.


    Schließlich zeigt sich, dass für sehr hohe Bandbreiten, die durch FttH/B-Netze ermöglicht werden, bislang noch kaum Nachfrage besteht. Von den 2,7Mio. verfügbaren Anschlüssen sind bisher erst 28% tatsächlich gebucht. Dies korrespondiert mit einer aktuell noch relativ geringen Zahlungsbereitschaft der Kunden, weshalb sich ein Business Case für den Glasfaserausbau zumindest in der kurzen Frist für die Unternehmen vielfach noch nicht rechnet. Allerdings zeichnet sich in jüngster Zeit eine gewisse Dynamik ab. Denn ungeachtet des geringen Niveaus sind die Take-up-Raten in den vergangenen Jahren ausgehend von 19% im Jahr 2013 immerhin kontinuierlich angestiegen. Dies dürfte als ein starkes Indiz für eine im Zeitablauf steigende Nachfrage und Zahlungsbereitschaft der Endkunden sprechen. In diesem Sinne werden die FttH/B-Anschlüsse perspektivisch an Bedeutung gewinnen.


    Noch aber ist die künftige Entwicklung sowohl der Nachfrage- als auch der Angebotsseite unsicher. Dieser Herausforderung des Glasfasernetzausbaus müssen wir uns stellen und den regulatorischen Rahmen so ausgestalten, dass trotz der bestehenden Unwägbarkeiten neue hochleistungsfähige Netze entstehen. Dazu muss es gelingen, die nötigen marktlichen Anreize für Investitionen zu gewähren und gleichzeitig den chancengleichen Wettbewerb zu erhalten.


    Anbietervielfalt als Grundlage zukünftiger Entwicklungen


    Wichtige Voraussetzungen für den künftigen FttH/B-Ausbau sind nicht zuletzt durch die Regulierung geschaffen worden, die in den vergangenen 20Jahren eine große Vielfalt wettbewerblicher Entwicklungen hervorgebracht hat. Die entstandene Konkurrenz um die Endkunden hat nicht nur zu marktkonformen Preisen geführt, sondern in diesem Zeitraum auch ein Investitionsvolumen in Höhe von mehr als 140Mrd.Euro ausgelöst. Daneben hat die relativ hohe Wettbewerbsintensität im deutschen Markt aber auch das ehemalige Monopolunternehmen effizient gemacht und es in die Lage versetzt, nun selbst einen wesentlichen Beitrag zur Ertüchtigung der Infrastruktur leisten zu können. Darüber hinaus ist zu beobachten, dass es insbesondere dort investiert, wo Kunden in alternative Infrastrukturen abwandern. Insofern deutet vieles darauf hin, dass Wettbewerb und Glasfaserausbau einander bedingen.


    Mit dem Glasfasernetzausbau verbundene regulatorische Herausforderungen


    Doch worin liegen überhaupt die regulatorischen Herausforderungen mit Blick auf die neuen Glasfaserleitungen? Warum lassen sich die bewährten Konzepte aus der Regulierung der bestehenden, überwiegend kupferbasierten Netze nicht ohne weiteres auf die aktuelle Situation übertragen?


    Dafür muss man sich zunächst vor Augen führen, dass die Ausgangslage der Kupferregulierung eine völlig andere war als die heutige Situation, vor der wir beim Glasfasernetzausbau stehen. Das Kupfernetz war bereits gebaut und die Finanzierung gesichert. Die intendierten FttH/B-Investitionen hingegen erfolgen unter nicht unerheblichen Unsicherheiten über die Nachfrageentwicklung im Zeitverlauf (Take-up und Zahlungsbereitschaft) sowie die Amortisation der Investitionen (Zeithorizont und Staffelung). Hinzu kommen regionale Risikospezifika (Unterschiede bei Kosten und Wettbewerbssituation).


    Vor diesem Hintergrund besteht im Markt grundsätzlich ein weitreichender Konsens dahingehend, dass die strikt kostenorientierte Entgeltregulierung der (überwiegend) kupferbasierten Netze nicht unverändert auf die Glasfasernetze angewendet werden sollte. Um die skizzierten Unsicherheiten marktkonform adressieren zu können, bedarf es einer regulatorischen Herangehensweise, die den investierenden Unternehmen insbesondere eine flexible Preissetzung im Hinblick auf Marktdurchdringung, Bandbreitendifferenzierung (insbesondere, wenn die Zahlungsbereitschaft für Premiumprodukte wächst) und regionale Unterschiede ermöglicht. Durch entsprechende Freiheitsgrade, um die gigabitfähigen Infrastrukturen in angemessener Zeit amortisieren zu können, sollen bestmögliche Investitionsanreize sichergestellt werden. Materiell bedeutet dies vor dem Hintergrund des Netzausbauzieles, dass die mit der Infrastruktur am Markt erzielbaren Renditen und die daraus resultierenden Investitionsanreize regulatorisch grundsätzlich nicht beschnitten werden sollen. Gleichzeitig sollen die Netze auch Dritten offenstehen, um Auswahlmöglichkeiten für die Kunden zu erhalten.


    Flexibilisierung der Regulierung


    In diesem Zusammenhang könnte eine mögliche Option sein, Vorleistungsentgelte, ausgehend von den Endkundenentgelten, flexibel zu kalkulieren. Voraussetzung hierfür wäre, dass auf den Endkundenmärkten – durch alternative Infrastrukturen oder den sog. Kupferanker, d.h. regulierte Preise bei herkömmlichen Technologien – ein hinreichender Preisdruck besteht. Auf diese Weise könnte das auch von der EU-Kommission vorgegebene Grundprinzip der Nichtdiskriminierung bzw. der Nachbildbarkeit umgesetzt werden. Dies ist eine denkbare Art, dass sich Preise risikokonform und marktnah unter Berücksichtigung der sich erst sukzessive entwickelnden Zahlungsbereitschaft bilden. Grundsätzlich können die Marktteilnehmer sich aber auch auf andere Mechanismen der Preisbildung verständigen, solange diese nicht zu Wettbewerbsverzerrungen und Marktverschließungseffekten führen.


    In diesem Sinne ist das Bekenntnis der neuen Regierungskoalition zu offenem und diskriminierungsfreiem Netzzugang sowie zur Sicherstellung des Wettbewerbs durch die Regulierungsbehörde zu begrüßen. Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass die Umsetzung der Nicht-Diskriminierung das Prinzip des »intern = extern« konsequent realisiert, d.h., der eigene Retail-Arm darf gegenüber demjenigen Dritter hinsichtlich Qualität und Preisen nicht bessergestellt werden.


    Auf Seiten der allermeisten Marktakteure besteht offenbar eine grundsätzliche Bereitschaft, sich auf das Prinzip nicht diskriminierender Zugangsbedingungen zu verständigen. Aus Sicht der Marktteilnehmer könnten sog. Open-Access-Bedingungen grundsätzlich auf kommerzieller Basis verhandelt werden. Allerdings zeigt sich in der konkreten Umsetzung solch abstrakter Prinzipien häufig, dass es mit einem allgemeinen Bekenntnis zu Open Access noch nicht getan ist. Denn letztlich geht es darum, aus derartig generellen Konsensformulierungen konkrete Konditionen und insbesondere Preise abzuleiten, um die es dann typischerweise erhebliche Auseinandersetzungen gibt.


    So gehört es etwa zum Grundsatz nicht diskriminierender Entgelte, dass hiervon sachlich gerechtfertigte Differenzierungen in Abhängigkeit von dem durch einen Zugangsnachfrager übernommenen tatsächlichen Risiko gedeckt sind. Doch die Übersetzung etwa solcher –im Zusammenhang mit dem Glasfaserausbau höchst relevanter Netzauslastungs- und Nachfragerisiken in Preisunterschiede zwischen verschiedenen Betreibern stellen in der Praxis die Einigungsfähigkeit der Akteure regelmäßig auf die Probe. Hier zeigt sich dann, dass jenseits der formelhaften Zustimmung zu fairen und angemessenen Preisen oftmals signifikante Auffassungsunterschiede über die berechtigten Interessen der jeweiligen Geschäftsmodelle zu Tage treten.


    Einhaltung nicht diskriminierender Spielregeln – der Regulierer als Schiedsrichter


    Da es bei den grundlegenden Zugangs- und Entgeltfragen um sehr viel geht, liegt die Erkenntnis nahe, dass es eines starken Schiedsrichters bedarf, der in der Lage sein muss, die unvermeidlichen Konflikte zugunsten eines chancengleichen Wettbewerbs auflösen zu können. Das bedeutet mit Blick auf die im Wettbewerb entstehenden Glasfaseranschlüsse keineswegs, dass alle einzelnen Bedingungen im Vorhinein vom Regulierer festzulegen sind. Vielmehr sollte marktlichen Einigungen grundsätzlich stets Vorrang eingeräumt werden. Soweit es den Marktakteuren gelingt, sich in kommerziellen Verhandlungen auf technische und ökonomische Bedingungen zu verständigen, kann sich der Regulierer darauf beschränken, die Einhaltung solcher Vereinbarungen sicherzustellen. Allerdings wird es auf absehbare Zeit erforderlich sein, immer dann, wenn dieser Weg des Konsenses nicht zu befriedigenden Ergebnissen führt, ein Instrumentarium zu besitzen, das es dem Schiedsrichter erlaubt, zeitnah und zielgerichtet die Betroffenen auf Einhaltung der wettbewerblichen Spielregeln zu verpflichten.


    Die hier skizzierten Prinzipien des offenen Netzzugangs zu Bottleneck-Infrastrukturen sollten im Grundsatz für alle Unternehmen gelten, deren Kontrolle über eine essenzielle Ressource ein Missbrauchspotenzial begründet. Denn aufgrund der großen Bedeutung einer hochleistungsfähigen digitalen Infrastruktur für Bürger und Wirtschaft sollte bei ökonomisch nicht duplizierbaren Netzen in jedem Fall die Auswahlmöglichkeit der Kunden gewährleistet bleiben. In diesem Sinne sollte auch der künftige regulatorische Rahmen sowohl angemessene Freiheitsgrade für investierende Unternehmen als auch die nötigen regulatorischen Befugnisse für den Schiedsrichter bereithalten, um den zügigen Ausbau gigabitfähiger Netze mit Augenmaß bestmöglich flankieren zu können.


    Endnoten


    
      
        1 Jochen Homann ist Präsident der Bundesnetzagentur.
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    Verlängerung statt Auktion von Frequenzen:

    Ein tauglicher Schritt auf dem Weg in die Gigabit-Gesellschaft?


    Im Zentrum der aktuellen Debatte über den »richtigen« Weg zur Verbesserung der digitalen Infrastrukturen in Deutschland steht der Ausbau von Glasfasernetzen für stationäre Kunden. Weniger Beachtung findet hingegen die Gestaltung des wirtschaftspolitischen Ordnungsrahmens für Mobilfunknetze. Deshalb konzentriert sich dieser Diskussionsbeitrag auf die Frage, inwiefern eine Veränderung der Vergabepraxis für Frequenzlizenzen für den mobilen drahtlosen Netzzugang geeignet sein könnte, Investitionen in Mobilfunknetze der fünften Generation (5G) zu stimulieren.


    Seit 2000 hat die Bundesnetzagentur, gestützt auf das Telekommunikationsgesetz (TKG), Frequenzen für den Mobilfunk durchweg versteigert. Besonders spektakulär verlief die erste Auktion von Frequenzen für 3G-Netze, bei der sechs Unternehmen für die Nutzungsrechte insgesamt 50,8 Mrd. Euro an den Bund zahlten (vgl. RegTP 2001, S. 51). Die Rechte laufen überwiegend Ende 2020 aus und sind deshalb ab 2021 neu zu vergeben. Die Behörde will die frei werdenden ehemaligen 3G-Frequenzen sowie zusätzliches Spektrum im Bereich von 3,4 bis 3,7 GHz möglichst noch im Jahr 2018 wie gewohnt per Versteigerung neu zuteilen (vgl. Bundesnetzagentur 2018). In der jüngeren Vergangenheit wird aber vermehrt vorgetragen, dass die Wirtschaftspolitik »Schluss mit den Frequenzauktionen« machen solle, um »mutig auf die digitale Überhol-spur« zu wechseln (vgl. etwa Haas 2018, S. 20). Demnach sei es für die deutsche Gesellschaft sinnvoller, wieder zu vergebende Frequenznutzungsrechte mit dem Junktim zu verlängern, dass die drei bisherigen Rechteinhaber, Telekom Deutschland, Vodafone und Telefónica Deutschland (TD), sich freiwillig dazu verpflichten, in ein noch zu konkretisierendes 5G-Netzaufbauprogramm bis zu definierten Terminen zu investieren. Durch »solch einen mutigen Schritt« (Haas 2018, S.20) würde den Mobilfunknetzbetreibern (MFNB) für Frequenzen kein Geld vom Staat entzogen. Damit würden den Unternehmen mehr Investitionsmittel übrigbleiben, um schneller und räumlich umfassender 5G-Netze in Deutschland aufzubauen.


    Es ist zwar juristisch umstritten, ob die Bundesnetzagentur angesichts der Vorgaben in § 61 Abs. 2 TKG überhaupt einen Ermessensspielraum hat, um bei der bevorstehenden Vergabe von gepaarten 2 GHz-Frequenzen im Umfang von 2 x 60 MHz, von denen die neuen Rechteinhaber zwei Drittel ab 2021 und ein Drittel ab 2026 für mobiles Breitband nutzen können,2 und von Frequenzen im Umfang von 300 MHz im Bereich von 3,4 bis 3,7 GHz auf eine Auktion zugunsten eines praktisch auf eine Verlängerung hinauslaufenden Ausschreibungsverfahrens zu verzichten (vgl. Bundesnetzagentur 2018, Rn. 137–149). Nichtsdestotrotz gibt der Vorschlag, Frequenzlizenzen nicht mehr zu versteigern, sondern gegen Ausbauversprechen zu verlängern, Anlass, jenseits rechtlicher Fragen seine Sinnhaftigkeit aus wirtschaftspolitischer Perspektive näher zu untersuchen. Insgesamt sprechen vier Aspekte dafür, die Idee als einen Ansatz zu klassifizieren, der eindeutig im Interesse der drei etablierten MFNB und insbesondere von TD ist, aber in gesamtwirtschaftlicher Hinsicht nicht überzeugt.


    Niedrige relative Bedeutung von Frequenzkosten


    Erstens ist zu beachten, dass die Höhe der Kosten für die Frequenznutzungsrechte sich zweifelsfrei grundsätzlich negativ auf die Rentabilität von 5G-Netzen auswirkt. Es ist allerdings davon auszugehen, dass dieser Effekt so schwach ausfällt, dass er praktisch keine Relevanz für den 5G-Netzaufbau in Deutschland haben wird. Während im Jahr 2000 im Kontext des damaligen Internet-Hype bei der Auktion der 3G-Frequenzen sieben Bieter die Preise in schwindelerregende Höhen getrieben haben, steigern jetzt nur noch die drei etablierten MFNB gegeneinander. Somit spricht wenig dafür, dass erneut Gebote in der Größenordnung abgegeben werden, die 2000 zu beobachten war. Viel realistischer ist ein Szenario, in dem sich die drei Konkurrenten – wie bei den zwei letzten Auktionen im Mai 2010 und Juni 2015 – rational verhalten und die früheren 3G-Frequenzen zu Preisen ersteigern werden, die relativ zu den 5G-Umsatzpotenzialen und Investitionen in 5G-Netztechnik sowie den hohen Gewinnmargen der drei MFNB in Deutschland als »Peanuts« einzustufen sind.


    Nimmt man deshalb an, dass in der bevorstehenden Auktion ähnliche Preise, wie sie von den drei MFNB in der letzten Versteigerung im Juni 2015 pro MHz für Frequenzen im 1,8 GHz-Bereich geboten wurden (vgl. Bundesnetzagentur 2016, S. 156 f.), gezahlt werden, so würden die drei Bieter zusammen für die ab 2021 nutzbaren 2 GHz-Frequenzen mit Kosten von 1,9 Mrd. Euro belastet. Dieser Betrag entspricht nach der Annuitätenmethode bei 20 Jahren Lizenzlaufzeit und einem Marktzins von 5% einem jährlichen Aufwand von ca. 150 Mio. Euro. Bei einem Gewinnsteuersatz von 33% verbleibt somit netto ein zusätzlicher Aufwand von etwa 100 Mio. Euro pro Jahr. Derzeit erzielen die drei Anbieter mit Mobilfunkdiensten in Deutschland jährlich Umsätze in Höhe von 18 Mrd. Euro. Damit bewegen sich die zu erwartenden Lizenzaufwendungen pro Jahr für ab 2021 nutzbare 2 GHz-Frequenzen auf dem Niveau von 0,6% der Diensteumsätze. Es ist folglich nicht damit zu rechnen, dass die MFNB durch eine Auktion in bedeutsamen Ausmaß Mittel für Investitionen in 5G-Netze verlieren werden. Umgekehrt gehen von Lizenzentgelten, deren Höhe per Auktion bestimmt wurde, für erfolgreiche Bieter zusätzliche Anreize aus, Frequenzen rasch zu nutzen, um an den Staat gezahlte »Eintrittsgelder« zügig wieder einzuspielen.


    Im Einklang mit der obigen Kalkulation gibt es – anders als von Haas (2018) ausgeführt – auch keine von neutralen Wissenschaftlern erarbeiteten tragfähigen Studien zur empirischen Untermauerung der behaupteten starken negativen Effekte von Frequenzkosten auf Investitionen in Mobilfunknetze. Die schwache Basis der Argumentationslinie der Befürworter von Lizenzverlängerungen lässt sich zusätzlich anhand folgender Überlegung illustrieren: Wenn die Sicht zutreffen würde, dann müsste TD in Deutschland das am besten ausgebaute 4G-Netz aufweisen, weil dieses Unternehmen bei den letzten Auktionen 2010 und 2015 in der Summe deutlich weniger für den Frequenzerwerb ausgab als seine beiden Konkurrenten. Tatsächlich zeigen aber netzbetreiberunabhängig gewonnene Testresultate (vgl. Rügheimer 2018, S. 53), dass TD bezüglich des 4G-Netzausbaustands in Deutschland heute definitiv keine Führerposition einnimmt.


    Als Zwischenfazit ist festzuhalten, dass die MFNB durch die geplante 5G-Frequenzvergabe per Auktion finanziell vergleichsweise moderat gefordert werden dürften. Die drei etablierten Anbieter haben ein starkes Eigeninteresse daran, 5G-Netze zügig auszubauen. Deshalb würde eine Frequenzverlängerung ohne Auktion zum Entfall von Einnahmen beim Bund führen, ohne 5G-Investitionen zu induzieren, die die MFNB überwiegend nicht auch nach einer Vergabe per Versteigerung vornehmen würden.


    Geringe Eignung der Frequenzen zur effizienten Schliessung von Versorgungslücken


    Zweitens ist zu berücksichtigen, dass die jetzt zu vergebenden Frequenzen in den Bereichen 2 GHz und 3,4 bis 3,7 GHz sich aus technischen Gründen weniger gut als das bereits noch bis Ende 2033 bzw. 2025 zugeteilte Spektrum im 0,7 GHz- bzw. 0,8 GHz-Fenster zur Schließung von Breitbandversorgungslücken in dünn besiedelten Regionen eignen. Mehr oder minder freiwillige Zusagen der drei MFNB, mit den neu zugeordneten Frequenzen in unterversorgten Regionen mobiles Breitband zu ermöglichen, würden dazu führen, dass die Verbesserung der Breitbandverfügbarkeit mit nicht effizienten Kosten erkauft würde. Die höheren Kosten würden die drei MFNB angesichts der erst vor kurzem durch die Monopolkommission (2017, S. 27 f.) festgestellten geringen Wettbewerbsintensität im deutschen Mobilfunkmarkt mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit über höhere Preise an die Endkunden weitergeben.


    Einengung staatlicher Handlungsspielräume


    Drittens ist zu bedenken, dass mit einer Regelung, bei der Frequenzen als wirtschaftlich wertvolle knappe Ressource ohne Entgelt gegen Ausbauzusagen an die drei etablierten Anbieter vergeben würde, ein Präzedenzfall geschaffen würde, dessen Folgen für andere sich im Eigentum der öffentlichen Hand befindliche Vermögensgüter schwer überschaubar sind. Beispielsweise könnte die private Wohnungswirtschaft analog fordern, dass im Eigentum staatlicher Institutionen befindliche Grundstücke ihr unentgeltlich gegen das Versprechen zur Verfügung gestellt werden, dass man dort Wohnungen errichten und zu Mieten anbieten wird, die das »normale Marktniveau« um einen bestimmten Faktor unterschreiten.


    Durch Frequenzauktionen sichert sich der Bund den Spielraum, unmittelbar selbst im Detail darüber zu entscheiden, wie er die so erzielten Einnahmen zweckgebunden zur Beschleunigung des Breitbandausbaus in Deutschland verwenden will. Mit Blick auf die Verbesserung der Breitbandversorgung problematisch wären Rechteversteigerungen deshalb erst dann, wenn die Erlöse – wie in den Jahren 2000 und 2010 – im allgemeinen Staatshaushalt versickern und nicht zum Ausbau von Breitband in unterversorgten Gebieten verwendet werden würden. Diesbezüglich geben die in der jüngsten Zeit von Politikern im Zuge der Bemühungen um die Bildung einer neuen Bundesregierung zu vernehmenden Äußerungen (vgl. CDU, CSU und SPD 2018, S. 38) Anlass zu der Hoffnung, dass der in Vergangenheit mehrfach gemachte Fehler heute kein weiteres Mal begangen wird. Zwar dürften die Erlöse aus der geplanten Frequenzauktion vom Staat hauptsächlich in Glasfaseranschlussnetze investiert werden. Davon profitieren aber die MFNB ebenfalls, weil die subventionierten Festnetze es ihnen erlauben werden, den Verkehr aus 5G-Funknetzen gerade in spärlich bevölkerten Gebieten zu niedrigeren Kosten weiter zu transportieren.


    Ungeklärte Umsetzungsthemen


    Viertens ist daran zu erinnern, dass der Verlängerungsvorschlag wichtige Umsetzungsfragen, auf die es keine offensichtliche, leichte Antwort gibt, offen lässt. So verfügt TD z.T. aufgrund der 2014 abgeschlossenen Übernahme von E-Plus heute mindestens über die Hälfte der ab 2021 bzw. 2026 neu bereitgestellten 2 GHz-Frequenzen. Die Gegenspieler Telekom Deutschland und Vodafone können dagegen Frequenzen im 2 GHz-Bereich derzeit jeweils in viel geringerem Umfang nutzen. Diesbezüglich wäre zu erörtern, wie mit der ungleichen Ausstattung ab 2021 umgegangen werden soll. Außerdem schweigen die Befürworter einer Verlängerung zu der Frage, welche Konsequenzen es haben soll, wenn MFNB ihre freiwilligen (!) Ausbauzusagen nicht (termingerecht) einhalten. Weiter ist nicht geklärt, wie die Frequenzen im Bereich von 3,4 bis 3,7 GHz vergeben werden sollen. Für sie ist eine Verlängerung schlichtweg unmöglich, weil die drei etablierten MFNB für dieses Spektrum noch über gar keine Nutzungsrechte verfügen, da es bislang nicht für mobile Breitbandnetze eingesetzt wurde.


    Fazit


    Alles in allem führt eine genauere Analyse der Idee, bei ab 2021 oder später zu vergebenden Frequenzen für mobiles Breitband gegen 5G-Ausbauversprechen der MFNB in Deutschland auf Auktionen zu verzichten, zu einer unzweideutigen Beurteilung: Der Vorschlag ist zwar im einzelwirtschaftlichen Interesse der drei etablierten Anbieter und – aufgrund der gegenwärtigen guten Ausstattung von TD mit 2 GHz-Frequenzen sowie der sich im Telefónica-Konzern für dessen deutsche Tochter im Wettbewerbsvergleich vermutlich überdurchschnittlich schwierig darstellenden Finanzmittelbeschaffung – ganz besonders im Interesse von TD. Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht wirft er Deutschland auf dem Weg in die Gigabit-Gesellschaft aber eher zurück und ist folglich abzulehnen.


    Somit liegt es für die MFNB nahe, wertvolle Ressourcen nicht mehr für den Versuch zu vergeuden, eine Zuteilung von 5G-Frequenzen mittels eines Auktionsverfahrens zu verhindern. Für die drei Unternehmen wäre es angemessener, das eigene Lobbying zur Beeinflussung der Bedingungen für die bevorstehende Vergabe auf wichtigere Felder zu konzentrieren. Zu denken ist hier vor allem an (1) die Abschwächung politisch erwünschter, aber ökonomisch unsinniger Flächendeckungsauflagen und (2) die Gestaltung etwaiger Zugangsverpflichtungen zugunsten (neuer) Wettbewerber ohne Funknetz (vgl. Fetzer 2018, S. 64–67; Wagner et al. 2017, S. 751 f.) in einer Weise, die es den etablierten Anbietern ermöglicht, betriebswirtschaftlich weiter so erfolgreich in Deutschland zu agieren wie die Regulierungspolitik es ihnen seit vielen Jahren gestattet hat.
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        2 Die unterschiedlichen Bereitstellungstermine bei Frequenzen im 2 GHz-Bereich sind darauf zurückzuführen, dass die Nutzungsrechte ursprünglich im August 2000 mit einer Laufzeit bis zum 31. Dezember 2020 an sechs Unternehmen vergeben wurden. Von den Lizenzinhabern nutzen jedoch zwei aufgrund ihres Austritts aus dem deutschen Mobilfunkmarkt das Spektrum nicht. Deshalb wurde ca. ein Drittel der 2 GHz-Frequenzen schon im Jahr 2010 mit einer Laufzeit bis zum 31. Dezember 2025 neu in einer Auktion an die drei Betreiber TD, Vodafone und E-Plus zugeteilt (vgl. RegTP 2001, S. 51; Bundesnetzagentur 2011, S. 225–228).
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    Fördermodelle und Aspekte einer optimalen Migration zur Gigabitinfrastruktur – Breitbandziele, Fördermaßnahmen und Technologie­neutralität


    Auf europäischer Ebene wurden bereits 2010 Ausbau- und Diffusionsziele zur Verbreitung von teils oder ausschließlich glasfaserbasierten Internetinfrastrukturen und -diensten in der »Digitalen Agenda für Europa« (DAE) für das Jahr 2020 festgelegt (Europäische Kommission 2010). Um die darin genannten Ziele zu erreichen, wurden in der Mehrzahl der EU-Mitgliedstaaten nationale Breitbandpläne zumeist in Verbindung mit Fördermaßnahmen öffentlicher Gebietskörperschaften und EU-eigenen Fördermitteln – wenn auch in teils sehr unterschiedlichem Ausmaß – implementiert. Beispielsweise sieht das Breitbandziel in Deutschland (»Digitale Agenda 2014–2017«) flächendeckende Anschlüsse ans schnelle Internet (mindestens 50 Mbit/s) bis Ende 2018 vor. Eine darüber hinausgehende Forcierung einer Gigabit-Gesellschaft bzw. der zugrunde liegenden digitalen Infrastrukturen wurde unlängst im Rahmen der »Digitalen Strategie 2025« von der Bundesregierung zum Ausdruck gebracht. Als eine der wesentlichen Zukunftsinvestitionen werden hierin der Ausbau und die Förderung von »Gigabit-Glasfasernetzen« genannt, die sowohl hohe Kapazitäten als auch echtzeitfähige und verzögerungsfreie Datenübertragungsleistungen möglichst flächendeckend garantieren sollen. Auf europäischer Ebene hatte die Europäische Kommission in ihrer Strategie zur »Europäischen Gigabit Gesellschaft« ähnlich ambitioniertere Ziele für das Jahr 2025 formuliert (Europäische Kommission 2016, S. 35–36).


    Subventionen zum Ausbau der Glasfasernetze sind insbesondere mit Verweis auf positive Externalitäten zu rechtfertigen, etwa in Bezug auf kostensenkende Effekte für andere Wirtschaftssektoren. Subventionen spielen ebenfalls eine wesentliche Rolle, um eine in verteilungspolitischer Hinsicht gesellschaftlich unerwünschte digitale Spaltung (digital divide, Landflucht) der Bevölkerung zu verhindern. Schließlich könnten moderne Breitbandnetze und -dienste auch als meritorisches Gut verstanden werden, sofern davon ausgegangen werden kann, dass Nachfrager den damit einhergehenden Nutzen als ein Erfahrungsgut vorab nicht richtig einschätzen können. Bislang war der kommerzielle Ausbau der Glasfasernetze in Deutschland und in den meisten anderen europäischen Staaten vor allem auf profitable, dicht besiedelte Gebiete beschränkt. Durch Förderungen würden sich nicht profitable Gebiete, die sich überwiegend im ländlichen Raum befinden (»weiße Gebiete«), wieder an profitable Regionen und deren Netzabdeckung annähern (vgl. Bertschek et al. 2016a, S. 62–63). In »grauen« Bereichen, in denen nur ein Infrastrukturanbieter tätig ist und in absehbarer Zeit voraussichtlich keine weitere Infrastruktur aufgebaut wird, sollte im Allgemeinen aufgrund der Gefahr von Verzerrungen (crowding-out) von öffentlichen Fördermaßnahmen abgesehen werden, jedenfalls aber in den kompetitiven (»schwarzen«) Gebieten. Im Hinblick auf weiße Gebiete, in denen ein Netzausbau selbst für einen (unregulierten) Monopo­listen nicht profitabel wäre, kann mit den Mitteln der sektorspezifischen Regulierung kein Netzausbau induziert werden bzw. sind hier öffentliche Fördermaßnahmen das eindeutig effektivere Instrumentarium (vgl. Briglauer und Vogelsang 2017).


    Die meisten Förderverträge beinhalten fixe Vorgaben zu Ausbauzielen und Qualitätsparametern, also insbesondere zu Verfügbarkeit und Übertragungsgeschwindigkeit der Glasfasernetze. Eine Vorabdefinition von Qualitätsparametern bestimmt dabei nicht nur die jeweilige geographische Abgrenzung in schwarze, graue und weiße Gebiete, sondern auch eine mehr oder weniger restriktive Vorauswahl von gewünschten Ausbautechnologien. Im Gegensatz dazu beinhalteten die Leitlinien der Europäischen Kommission zu staatlichen Beihilfen im Zusammenhang mit dem schnellen Breitbandausbau ursprünglich explizit das Gebot der Technologieneutralität, die sie wie folgt definierte: »Angesichts dieser unterschiedlichen technischen Lösungen zur Breitbandversorgung sollte bei einer Ausschreibung keine der möglichen Technologien oder Netzplattformen bevorzugt oder ausgeschlossen werden. Die Bieter sollten berechtigt sein, die Versorgung mit den geforderten Breitbanddiensten unter Nutzung einer (Kombination von) Technologie(n) vorzuschlagen, die sie als am besten geeignet erachten. Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, die am besten geeignete technische Lösung oder einen Technologiemix auf der Grundlage der objektiven Ausschreibungskriterien auszuwählen. Grundsätzlich kann eine universelle Breitbandabdeckung in größeren Zielgebieten durch eine Kombination verschiedener Technologien erreicht werden« (Europäische Kommission 2013, Abschnitt 3.4 Paragraph (78) Ziffer e). Damit sind grundsätzlich alle festnetzgebundenen Technologien sowie leistungsfähiges mobiles Breitbandinternet (LTE/LTE Advanced) mit umfasst.


    Geht man von der Annahme aus, dass öffentliche Breitbandziele, wie die der Europäischen Kommission (DAE, »Gigabit-Gesellschaft«), einen wohlfahrtssteigernden Beitrag leisten, dann tragen unterschiedliche glasfaserbasierte Breitbandanschlusstechnologien dazu bei, diese Ziele zu erreichen. Um die Ziele der Giga­bit-Gesellschaft zu verfolgen, sollten Marktprozesse und -ergebnisse daher nicht a priori verzerrt werden, indem einzelne Zugangstechnologien bevorzugt (winner-picking) werden. Letzteres legt die Europäische Kommission in ihrer Gigabitstrategie mit ihrer Definition von very high-capacity networks (Europäische Kommission 2016, Fußnote 11) jedoch nunmehr faktisch nahe. Eine Abweichung vom Grundsatz der Technologieneutralität wäre aber nur dann gerechtfertigt, wenn empirische Evidenz für entsprechend unterschiedliche Auswirkungen verschiedener Zugangstechnologien auf die Wohlfahrt vorläge. Es gibt jedoch diesbezüglich unseres Erachtens keine validen empirischen Erkenntnisse.


    Disruptive Fördermaßnahmen


    Im europäischen Quervergleich sind der gegenwärtige Ausbaugrad sowie die gewählten Ausbautechnologien in den einzelnen Mitgliedstaaten stark heterogen ausgeprägt. Dies liegt insbesondere an unterschiedlichen Nachfrage- und Ausbaubedingungen in den einzelnen Ländern. Neben einer geographisch abgegrenzten und auf weiße Gebieten fokussierten Förderpolitik wird mancherorts auch eine deutlich darüber hinausgehende und offensivere Strategie des Staates zum Ausbau von hochleistungsfähigen Breitbandnetzen gefordert (vgl. Henseler-Unger 2016). Dies wird zum einen mit Verweis auf die sehr langen Amortisationszeiten (mindestens 15 Jahre) bei einer gleichzeitig für private Anbieter hohen Nachfrageunsicherheit, auf die langen Ausbauphasen in Verbindung mit Knappheiten in den Tiefbaukapazitäten sowie die Notwendigkeit einer nachhaltigen technologischen Zukunftssicherheit begründet. Letztere sei nur bei einer möglichst durchgängigen Glasfaserinfrastruktur gegeben (vgl. Neumann 2014). Umgekehrt bestehen technologische Limitationen bei Hybridtechnologien, da kupfer- bzw. koaxialkabelbasierte Übertragungsmedien mittelfristig an physikalische Grenzen maximal erreichbarer Bandbreite in Abhängigkeit der verbleibenden Kabellänge stoßen müssten. Hingegen bildet bei vollständigen Glasfaserausbauvarianten nicht mehr das Übertragungsmedium bzw. die Leitungslänge den restringierenden Faktor, als vielmehr die Entwicklung im Bereich des elektronischen Equipments. Hinzu kämen eine bessere Energieeffizienz sowie geringere Betriebskosten von FTTH-Netzen bezüglich des Netzbetriebs und der Wartung (vgl. FTTH Council Europe 2012). In dem Maße, in dem die oben zum Ausdruck gebrachten Bedenken geteilt werden und gleichzeitig von hohen Externalitäten begründet ausgegangen werden kann, würde ein »disruptiver« Förderansatz auf einen möglichst breiten und schnellen Ausbau von FTTH/FTTB-Glasfasernetzen abzielen. Damit würde in den Breitbandzielen sowie in den Fördermaßnahmen auch eine Abkehr vom Prinzip der Technologieneutralität einhergehen sowie gegebenenfalls auch von der bisherigen Förderpraxis mit Fokus auf die Förderung in weißen Gebieten.


    Nachfrageseitige Fördermodelle


    Da die Zahlungsbereitschaft für schnelle Breitbanddienste nach wie vor nur unzureichend ausgeprägt ist und auf Nachfrageseite darüber hinaus auch teils noch Informationsdefizite im Hinblick auf das Nutzenpotenzial solcher Dienste besteht, müsste ein disruptiver Förderansatz zugleich auch nachfrageseitige Stimuli in Erwägung ziehen. Widrigenfalls könnten persistent niedrige take-up rates, die das Verhältnis von nachgefragten zu den zur Verfügung gestellten Leitungskapazitäten wiedergeben, resultieren. Die Gefahr von teuren Überkapazitäten wird durch den empirischen Befund belegt, wonach das Niveau der glasfaserba-sierter take-up rates in den meisten Mitgliedstaaten bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur bei knapp 30% liegt (vgl. Bertschek et al. 2016a, S. 23; Falck und Mazat 2016). Ein ordnungspolitischer Ansatz bestünde demnach darin, auf den Infrastrukturausbau gerichtete Fördermaßnahmen in geeigneter Form mit der tatsächlichen nachfrageseitigen Adoption zu junktimieren, um die Gefahr von längerfristigen Überkapazitäten zu reduzieren und die vor allem diensteseitig erwarteten Externalitäten schneller realisieren zu können.3


    Marktorientierte Fördermassnahmen


    In ordnungspolitischer Hinsicht ist die zentrale Frage zu beantworten, wie hoch der Wohlfahrtsverlust bei einem graduellen Migrationsprozess mit einem geographisch eingeschränkten Förderfokus gegenüber einem disruptiven Ansatz wäre (vgl. Vogelsang 2014, S.16). Die Antwort darauf ist wiederum abhängig davon, wie gut hybride Glasfasernetze skalierbar sind sowie vom Ausmaß resultierender positiver Externalitäten, die mit einem derartigen Übergang einhergehen würden. Während nur ein geringer Teil der beim hybriden Glasfaserausbau getätigten Investitionen bei einem späteren Übergang auf FTTH/FTTB verloren ginge, gibt es bezüglich der im dynamischen Migrationsprozess zu erwartenden Externalitäten hingegen wenig valide Ansatzpunkte. Während eine Reihe von Studien die gesamtwirtschaftliche Bedeutung von herkömmlichen Telekommunikations- und Basisbreitbandinfrastrukturen und den darauf basierenden Diensten belegen, existiert kaum Evidenz für die spezifisch von modernen glasfaserbasierten Netzen und Diensten tatsächlich ausgehenden Externalitäten (vgl. Bertschek et al. 2016b). Diese bilden nach wie vor vielmehr eine Prämisse auf Basis von Erfahrungswerten mit den Vorgängertechnologien.


    Um Fördermaßnahmen effizient auszugestalten, wären weiters auch fundierte Kenntnisse zur spezifischen Auswirkung auf Innovationen, Produktivität und Beschäftigung notwendig, die zudem nach wesentlichen Bereichen zu differenzieren wären: Zu denken wäre hier etwa an Unterscheidungen nach i) festnetzgebundenen und drahtlosen Netzwerken (Mobilfunk), ii) Konsumentengruppen (Haushalte, Wirtschaft, Industrie 4.0), iii) mikro- und makroökonomischen Auswirkungen sowie iv) dem institutionellen Design von Vergabemodellen (vgl. Briglauer et al. 2016). Eine diesbezügliche Evidenz wäre zugleich auch ein wesentlicher Orientierungspunkt für die Formulierung der Breitbandziele und die darin zugrunde gelegten Qualitätsparameter. So ist davon auszugehen, dass eine einseitige Fokussierung auf einzelne Parameter, wie insbesondere in Form von Bandbreiten, nicht notwendigerweise den Markterfordernissen entsprechen muss. Für viele industriespezifische Anwendungen mit hohen Ansprüchen an die Qualität der Datenübertragung werden etwa Sicherheitsaspekte oder Echtzeitkriterien von zentraler Bedeutung sein. Empirisch zu beantworten wäre auch der Zielkonflikt zwischen einer schnellen Versorgung ländlicher Regionen mit mittleren Bandbreiten und einer Förderung von Maximalbandbreiten bei deutlich höheren Ausbaukosten und Ausbauzeiten.


    Fazit


    Es ist davon auszugehen, dass vorhandene und künftige glasfaserbasierte Hybridtechnologien auf Basis von VDSL/XGfast sowie DOCSIS 3.1 eine nicht unwesentliche Rolle in einem effizienten Migrationsprozess auf dem Weg zur Gigabitinfrastruktur spielen werden, insbesondere aufgrund ihrer komparativen Kostenvorteile und schnelleren Ausbaugeschwindigkeit. Eine effiziente Migration wird u.a. von landesspezifischen Eigenschaften wie der Verfügbarkeit und Qualität von Leerrohren oder der Anzahl der Verteilerkästen abhängig sein. In naher Zukunft kann mit dem Aufkommen von 5G-Netzen ein weiterer grundlegender Technologiewandel erwartet werden. 5G-Netze werden voraussichtlich in eine konvergente Festnetz- und Drahtlosinfrastruktur münden; drahtlose Verbindungen zum Gebäude können eine Alternative zu Glasfaser und Kupfer darstellen. Tatsächlich impliziert die Idee einer »effizienten« Investition, dass reale Investitionen die Nachfrage bedienen. Märkte bringen effizientere Investitionsentscheidungen hervor, insbesondere wenn erhebliche Unsicherheit über künftige Nachfrage- und Technologieentwicklung besteht. Der Wert der Realoption des Wartens auf neue Informationen ist dabei nicht zu unterschätzen.
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    Der Weg in die Gigabit-Gesellschaft bis 2025: Eine Abwägung zwischen technologischer Machbarkeit, tatsächlichem Bedarf und regulatorischer Pfadabhängigkeit


    Wir wollen »den flächendeckenden Ausbau mit Giga-bit-Netzen bis 2025 erreichen. Wir wollen den Netzinfrastrukturwechsel zur Glasfaser. Unser Ziel lautet: Glasfaser in jeder Region und jeder Gemeinde, möglichst direkt bis zum Haus.« heißt es lapidar im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD für die aktuelle Legislaturperiode. Der Koalitionsvertrag stellt dazu staatliche Subventionen in Höhe von 10 bis 12 Mrd. Euro während der nächsten vier Jahre in Aussicht.2 Ein Tropfen auf den heißen Stein, wenn man bedenkt, dass die Telekommunikationsunternehmen in Deutschland in den letzten vier Jahren bereits ca. 31,5 Mrd. Euro investiert haben und derzeit ca. 8 Mrd. Euro pro Jahr in Telekommunikations-Sachanlagen investieren (vgl. Dialog Consult / VATM 2017). Dennoch wurde das Ziel des letzten Koalitionsvertrages, bis 2018 eine flächendeckende Grundversorgung mit 50 Mbit/s herzustellen, deutlich verfehlt. Dafür hatte die Bundesregierung gerade einmal 4,4 Mrd. Euro über einen Förderfonds des BMVI bereitgestellt. Zudem wurde der Antragsprozess als zu bürokratisch empfunden. Ende 2017 waren erst 77% der Haushalte mit 50 Mbit/s erschlossen, in ländlichen Regionen sogar nur ca. 36% (vgl. Bundesnetzagentur 2017). Der Weg in die Gigabit-Gesellschaft steht also unter keinem guten Stern, selbst mit einer Merkel-typischen Portion »Wir schaffen das«.


    Doch was sind realistische Zukunftsszenarien für verfügbare Bandbreiten bis 2025? Und wie sinnvoll ist es überhaupt aus ökonomischer Sicht, bereits in sieben Jahren eine flächendeckende Versorgung mit Giga-bit-Netzen erreichen zu wollen? Im Folgenden soll durch eine technologische und ökonomische Bestandsaufnahme zu einer Versachlichung der Debatte beigetragen werden, die derzeit hoch politisiert ist.


    BreitbandTechnologien: Was bedeutet eigentlich »Gigabit-Netze«


    Der Begriff der »Glasfasernetze« ist inzwischen überkommen und leider auch hinreichend unpräzise, denn »Ausbauabschnitte« mit Glasfaser, die im Koalitionsvertrag explizit als förderfähig erwähnt werden, kommen heute bereits sowohl bei Kabel- als auch bei DSL-basierten Anschlusstechnologien zum Einsatz. Allerdings reicht die Glasfaseranbindung in der Regel nicht bis zum Kunden bzw. zum Gebäude. So sind in Deutschland derzeit nur ca. 2,7 Mio. Haushalte (5,1%) mit »echten« Glasfaseranschlüssen (vgl. Bundesnetzagentur 2017), also einer Anbindung mit Glasfaser direkt bis ins Gebäude (FTTB/-H), versorgt.3 Das ist im europäischen Vergleich sehr wenig und daher auch immer wieder Anstoß der politischen Diskussion um Gigabit-Netze. Wie kann es sein, dass Länder wie Bulgarien, Lettland, Litauen und Rumänien, die jeweils deutlich mehr als 40% ihrer Haushalte mit FTTB/-H Anschlüssen versorgt haben,4 einen solchen Vorsprung erlangen konnten?


    Ein Teil der Antwort ist, dass die bestehende Kupferinfrastruktur in diesen Ländern deutlich schlechter ist, so dass technologisch-bedingt ein wesentlich größerer Handlungsbedarf bestand. In den westeuropäischen Ländern mit guter Kupferinfrastruktur, so auch in Deutschland, wird hingegen von den Unternehmen ein kosteneffizienter Ansatz gewählt, bei dem die Kupferinfrastruktur nur nach und nach ersetzt wird. Je nach Anschlusstechnologie (Kabel, DSL) wird in einer gewissen Entfernung zum Netzabschluss des Kunden ein Glasfaserübergabepunkt geschaffen, von wo aus die Lichtwelle (Glasfaser) auf eine elektromagnetische Welle (Kupfer) aufmoduliert wird. Kupferkabel haben vor allem aufgrund elektromagnetischer Wechselwirkungen mit der Umgebung eine deutlich geringere nutzbare Bandbreite als Glasfaserkabel. Je mehr Bandbreite man nutzen möchte (d.h. je höher die Frequenzbänder liegen, die genutzt werden sollten) desto störanfälliger wird die Übertragung. Daher ist bei allen Anschlusstechnologien die Länge des kupferbasierten Teilnehmeranschlusses entscheidend. Auf sehr kurzen Strecken sind auch Kupferleitungen gigabitfähig. Ein Gigabit-Netz muss daher nicht unbedingt ein rein glasfaserbasiertes Netz sein.


    Hier muss vor allem unterschieden werden, welche Übertragungsgeschwindigkeiten in Peak-Zeiten garantiert werden können. Schnell wird bei Kabel- oder sogar Mobilfunknetzen von Gigabit-Netzen gesprochen, da hier schon jetzt theoretisch Übertragungsgeschwindigkeiten in diesem Bereich erzielt werden können. Es stimmt, dass Koaxial-Kupferkabel, die in Kabelnetzen eingesetzt werden, eine höhere nutzbare Bandbreite haben und besser geschirmt sind als Twisted-Pair-Kupferkabel, die in Telefonnetzen eingesetzt werden. Daher kann die verbleibende Kupferleitung in Kabelnetzen im Vergleich deutlich länger sein, um die gleiche Geschwindigkeit beim Endkunden zu erreichen. Der aktuelle Kabelstandard DOCSIS3.0 erreicht bereits Geschwindigkeiten von bis zu 1,6 GBit/s und DOCSIS3.1, das in den kommenden Jahren verfügbar sein wird, sogar Geschwindigkeiten von mehr als 8 GBit/s. Allerdings teilen sich in Kabelnetzen alle Teilnehmer in einem Segment diese Bandbreite, so dass die tatsächlich verfügbare Geschwindigkeit pro Teilnehmer in Peak-Zeiten deutlich geringer ausfällt. In Telefonnetzen können mit Techniken wie Rauschunter­drückung (»Vectoring«), Kanalbündelung (»Bonding«) und weiterer Verkürzung der Kupferkabellängen bis 2025 möglicherweise auch Geschwindigkeiten im Bereich von einem GBit/s erreicht werden. In Telefonnetzen würde diese Geschwindigkeit prinzipiell jedem Teilnehmer individuell zur Verfügung stehen. Mobilfunknetze mit 5G-Standard werden zwar theoretisch Geschwindigkeiten bis zu 10 GBit/s erreichen, allerdings muss auch hier die Bandbreite geteilt werden, und elektromagnetische Interferenzen sowie Dämpfung sind noch ausgeprägter als in leitungsgebundenen Technologien, so dass die vermeintlichen Maximalgeschwindigkeiten in der Praxis tatsächlich gar nicht erreicht werden können. Allerdings müssen die Basisstationen ebenfalls mit Glasfaser angebunden werden, so dass sich hier Synergieeffekte zum FTTB/-H-Ausbau ergeben können.


    Heterogener Breitbandbedarf


    Die Förderung von »Glasfaserabschnitten« bedeutet also erst einmal nicht, dass ausschließlich der FTTB/-H-Ausbau förderfähig ist. Es wird jedoch zu überlegen sein, ob hier eine Priorisierung der knappen Fördermittel für FTTB/-H Anschlüsse sinnvoll ist. Einerseits würde so die Entscheidung für einen radikalen Umstieg auf FTTB/-H gefördert. Andererseits wäre der Umstieg dann teurer, so dass die knappen Mittel schneller aufgebraucht wären und nur wenig Wirkung in der Fläche entfalten könnten. Es ist auch zu befürchten, dass auf diese Weise am Bedarf vor-bei investiert wird. Mitte 2017 fragten nur ca. 675000Kunden in Deutschland einen der 2,9 Mio. verfügbaren FTTB/-H-Anschlüsse nach (vgl. Bundesnetzagentur 2017). Zudem werden die tatsächlich nachgefragten Geschwindigkeiten in diesen Fällen oftmals um ein Vielfaches unter dem technisch möglichen liegen. Kabelanbieter, die Kunden bereits bis zu 500 Mbit/s anbieten können, stellen zudem fest, dass der Geschwindigkeitszuwachs von 100 Mbit/s auf 500Mbit/s nur schwer zu monetarisieren ist.


    Seriöse Schätzungen für den tatsächlichen Breitbandbedarf im Jahr 2025 können zum heutigen Zeitpunkt noch nicht existieren, da die technologische Entwicklung (z.B. zukünftige »Killer-Applikation« oder die Entwicklung von Kompressionstechniken) über einen solchen Zeitraum kaum abschätzbar ist. Existierende Schätzungen für den maximalen Bedarf von Privathaushalten in Deutschland 2025 reichen von ca. 300MBit/s (Deutsche Telekom) bis 1GBit/s (WIK-Consult-Studie für 1&1) im Download (vgl. WIK-Consult 2016). Der Durchschnittsnutzer liegt bei allen Schätzungen deutlich darunter. Eine Grundversorgung für alle Privathaushalte von mindestens 50–100 MBit/s, sei es via Kabel, DSL, Funk oder Glasfaser, wie sie bereits für 2018 angestrebt war, sollte daher auch das Minimalziel für 2025 bleiben.


    Anders ist die Situation jedoch für Unternehmen. Hier können, z.B. durch Digitalisierung von Indus­trieprozessen (Industrie 4.0) oder von Geschäftsabläufen, deutlich andere Breitbandbedarfe entstehen. Anders als bei gänzlichen digitalen Geschäftsmodellen, wo Daten in sehr gut angebundenden Rechen­zentren anfallen, gibt es hier einen Breitbandbedarf in der »Fläche«. In vielen Fällen wird dabei auch, im Gegensatz zu Privathaushalten, die Upload-Geschwindigkeit von besonderer Bedeutung sein. Während große Firmen finanzstark genug sind, sich eine dedizierte Glas­faseranbindung leisten zu können, besteht die Herausforderung vor allem bei den KMUs. Hier ist die Gefahr am höchsten, dass eine mangelnde Breitbandversorgung zum Innovationshemmnis wird und das Rückgrat der deutschen Wirtschaft schwächt. Aus gesamtvolkswirtschaftlicher Sicht sollte eine staatliche Förderung des Glasfaserausbaus daher ein besonderes Augenmerk auf diese Zielgruppe haben – insbesondere dann, wenn diese im ländlichen Raum angesiedelt ist.


    Regulatorische Pfadabhängigkeiten


    Neben den technologischen und nachfrageseitigen Herausforderungen ist die regulatorische Ungewissheit das wohl größte Investitionshemmnis für den Breitbandausbau. In Europa und gerade auch in Deutschland gibt es seit vielen Jahren keine klare Linie oder Gewissheit darüber, wie der Breitbandmarkt langfristig reguliert werden wird. Fragen zu Zugangsregulierung, Oligopolregulierung, Regulierungsferien und Koinvestitionen stehen alle paar Jahre erneut zur Debatte. Selbst ohne diese Ungewissheit ergeben sich durch Regulierung komplexe Abhängigkeiten für Investitionsanreize (vgl. dazu im Detail Krämer und Schnurr 2014). Zudem schafft jede Regulierung Pfadabhängigkeiten, die es darüber hinaus zu beachten gilt.


    Beispielsweise wurde die europäische Zugangsregulierung, die es Wettbewerbern ermöglicht, das bestehende Kupfernetz zu regulierten Preisen zu nutzen, lange Zeit als Erfolgsmodell gefeiert. Zugangs­regulierung hat in Europa einen relativ starken Dienstwettbewerb im DSL-Markt ermöglicht, und neue TK-Unternehmen sind, wie dies auch beabsichtigt war, in den Markt eingetreten. Andererseits wurden auf diese Weise Anreize für Investitionen in die Teilneh­meranschlussleitung gesenkt. Dieser Trade-off zwischen Zugangsregulierung mit niedrigen Preisen (statische Effizienz) einerseits und Investitionsanreizen (dynamischer Effizienz) andererseits ist in der Literatur sehr gut belegt (vgl. Krämer und Schnurr 2014; Bacache, Bourreau und Gaudin 2014; Klumpp und Su 2015). Investitionen waren jedoch zunächst nicht von übergeordneter Bedeutung, da die Teilnehmeranschlussleitungen für den Breitbandbedarf nach der Jahrtausendwende nicht modernisiert werden mussten. Regulierungsferien für Breitbandanschlüsse mit modernisierter TAL (VDSL) wurden in Deutschland zunächst in Aussicht gestellt (ehemals §9a TKG), dann aber vom EuGH gekippt. Seitdem werden sie immer mal wieder von Marktteilnehmern ins Spiel gebracht, aber von den Regulierungsbehörden nie wieder ernsthaft in Erwägung gezogen. Jede Veränderung des regulatorischen Status quo der Zugangsregulierung führt nun aber zu komplexen Abhängigkeiten. Schafft man Zugangsregulierung ab, um die Investitionsanreize zu steigern, so drängt man die zuvor geschaffenen Wettbewerber wieder aus dem Markt, was nicht nur zu höheren Preisen, sondern auch zu anderen »Marktmachtproblemen« führen könnte. Diesen Schritt ist man beispielsweise in den USA gegangen und hat die eben genannten Begleiterscheinungen in Kauf genommen. Senkt man den regulierten Preis ab, um die Opportunitätskosten in die Investition in neue Netze für den Incumbent zu senken, so werden Breitbandanschlüsse mit geringer Geschwindigkeit billiger, was wiederum das Upselling zu schnellen Anschlüssen erschwert. Erhöht man den Zugangspreis, so schwächt man die Wettbewerbsfähigkeit der alternativen Anbieter.


    Dass in Zukunft Investitionen eine stärkere Bedeutung beigemessen wird, zeigt sich nicht nur in der Entscheidung der BNetzA zum Vectoring im Nahbereich, sondern nun auch im Vorschlag zum neuen europäischen Electronic Communications Code, der dies explizit hervorhebt. Ob der Code dieses Dogma jedoch wirklich zum Ausdruck bringt, ist zweifelhaft. Ein neues, angedachtes »Instrument« ist beispielsweise die Möglichkeit zur Oligopolregulierung. Die ökonomische Literatur zeigt aber, dass insbesondere Infrastrukturwettbewerb, vor allem zwischen Kabel- und DSL-basierten Anschlusstechnologien, ein starker Investitionstreiber ist.5 Will man diesen Wettbewerb stärken, so ist eine Oligopolregulierung, wie sie gerade auf europäischer Ebene angedacht ist, sicher der falsche Ansatz.


    Ein möglicher Weg aus diesem Dilemma könnte das sogenannte Open-Access-Modell sein, bei dem der Gesetzgeber nur dann einschreitet, wenn der Investor kein marktübliches, diskriminierungsfreies Zugangsangebot unterbreitet (vgl. ausführlich dazu Krämer und Schnurr 2014). Damit dies die gewünschte Wirkung entfalten kann (Balance zwischen Investition und Wettbewerb), müssen allerdings auch hier die Spielregeln sehr klar sein. Es darf beispielsweise kein Feilschen darüber geben, was »marktüblich« ist. Ebenso müssen auch Wettbewerber in die Pflicht genommen werden, selbst zu investieren und Risiko zu tragen. Koinvestition und eigene Netzinfrastrukturen, auch im Bereich der Teilnehmeranschlussleitungen, könnten Voraussetzungen für Zugang nach dem Open-Access-Modell sein.


    Schlussfolgerungen


    Es ist jetzt schon absehbar, dass das ambitionierte Ziel bis 2025 Glasfaser in jeden Haushalt zu legen, ebenso wie das Ziel bis 2018 alle Haushalte mit 50 Mbit/s zu versorgen, voraussichtlich nicht erreicht werden wird. Eine tatsächliche Grundversorgung mit 50–100 MBit/s für alle Haushalte, gegebenenfalls auch mittels Mobilfunknetzen, sollte das Minimalziel bis 2025 sein. Bei einer aktuellen Zielerreichung von 36% im ländlichen Raum ist das bereits eine Herausforderung. Darüber hinaus muss besonderes Augenmerk auf die Glasfa­seranbindung von KMUs gelegt werden. Hierzu könnten die angedachten Fördermittel gezielt eingesetzt werden. Der konsequente weitere Ausbau der TK-Infrastruktur muss selbstverständlich fortgesetzt werden, aber es erscheint nicht zwingend notwendig, bereits jetzt die bestehende Kupferinfrastruktur in Gänze zu ersetzen. Gigabit-Netze lassen sich bis 2025 auch über verbleibende Kupferstrecken realisieren.


    Egal welchen konkreten Weg man verfolgt, Investitionen überdauern Legislaturperioden deutlich. Um Innovationsanreize zu stärken, ist daher das Wichtigste, eine verlässliche regulatorisch-politische Basis für die nächsten 20 Jahre zu schaffen. Dabei muss man sich bewusst sein, dass Investitionsanreize und Preiswettbewerb in einem Spannungsverhältnis zueinander stehen. Ist Investition das Ziel, so müssen nicht zielführende regulatorische Pfadabhängigkeiten aufgebrochen werden. Gleichzeitig müssen Kunden, die schnelle Netze fordern, sich auch darüber im Klaren sein, dass dies nur bei deutlich erhöhter Zahlungsbereitschaft für diese Bandbreiten zu realisieren sein wird. All dies sollte aber nicht entmutigen, eine klare und dauerhafte regulatorische Basis zu schaffen, die den Weg dahin ebnet. Dann gilt auch: »Wir schaffen das.«
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    Ausbau im Spannungsfeld von privatwirtschaftlicher Initiative und politischen Zielen


    Bereits Anfang 2009 – in der 17. Legislaturperiode – hat die damalige Bundesregierung in ihrer Breitbandstrategie ein Ziel für den Zugang der Bürger zum schnellen Internet definiert. Bis 2014 sollten für 75% der Haushalte Anschlüsse mit Übertragungsraten von mindestens 50Megabit pro Sekunde (Mbit/s) zur Verfügung stehen. Solche hochleistungsfähigen Breitbandanschlüsse sollten dann möglichst bald flächendeckend verfügbar sein (BMWi 2009, S. 5). Wenn wir auch aus heutiger Perspektive diese 50 Mbit/s nicht mehr als »hoch«-leistungsfähiges Breitband bezeichnen würden, dennoch wurde die Abdeckung von 75% im Jahr 2014 nicht realisiert. Stattdessen formulierte die Bundesregierung 2013 zu Beginn der 18. Legislaturperiode das Ziel, bis 2018 mit Anschlüssen von 50 Mbit/s eine Flächendeckung erreichen zu wollen. Noch ist 2018 nicht vorbei, aber absehbar ist, dass auch diese Marke verfehlt werden dürfte. Mitte 2017 waren erst 77% der Haushalte mit mindestens 50 Mbit/s versorgt (BNetzA 2017, S. 51). Die neue Bundesregierung der 19.Legislaturperiode will nun den flächendeckenden Ausbau mit Gigabit-Netzen bis 2025 erreichen,2 ein Ziel, das am Ende der 20. Legislaturperiode liegt. Mit den Aussagen des Kanzleramtsministers Braun3 und der CDU-Generalsekretärin Kramp-Karrenbauer4 wurde ergänzend klargestellt, dass der Koalitionsvertrag auf den Wechsel hin zur Glasfaser bis ins Gebäude setzt. Zur Realisierung wurden weitere Fördermittel bis 2021 angekündigt.


    An politischen Zielen zum Breitbandausbau mangelt es also nicht, bisher sind sie aber nur teilweise erfüllt worden. Ist das neue Ziel, das Gigabit-Ziel, also besser als seine Vorgänger?


    Die Antwort vorneweg: Aus meiner Sicht ja. Voraussetzung für die Verwirklichung ist aber vor allem das privatwirtschaftliche Engagement im Ausbau.


    Mangelnde Nachfrage?


    Ein Argument, weshalb in Deutschland der Ausbau von hochleistungsfähigem Breitband, das wir heute als Gigabit-Netz bezeichnen und mit Glasfaseranschlüssen bis ins Haus oder zum Endkunden (FTTB/H – fibre to the building, fibre to the home) gleichsetzen, kaum von der Stelle kommt, ist, dass die Nachfrage nach solchen Anschlüssen hierzulande gering sei.


    Deutschland liegt, wie viele internationale Vergleiche (vgl. z.B. FTTH-Council 2018) zeigen, im Ausbau der hochleistungsfähigen Netze (Coverage, gemessen in prinzipiell anschließbaren Haushalten) mit 2,7 Mio. FTTB/H-Anschlüssen (vgl. BNetzA 2017, S. 27) deutlich hinter anderen europäischen Mitgliedstaaten zurück. Auch die Nachfrage nach Glasfaseranschlüssen ist mit 0,7 Mio. Haushalten im europäischen Vergleich sehr schwach (vgl. BNetzA 2017, S. 27).


    Allerdings sind diese Zahlen auch ein Indikator für das mögliche Wachstumspotenzial. Läge die Take-up-Rate (Anteil der Haushalte, die sich grundsätzlich an Glasfaser anschließen lassen könnten und dies auch getan haben) in Deutschland bei 40% statt bei 25%, so wäre bei gleichem Preis pro Anschluss ein Umsatzwachstum von rund 60% erreichbar. Dass eine solch hohe Penetration grundsätzlich realisierbar ist, zeigen regionale Anbieter mit Raten von 40% bis über 50% (vgl. Wernick et al. 2016). Die Take-up-Raten der Wettbewerber für Glasfaseranschlüsse lagen 2017 im Durchschnitt bei 33%, die der Deutschen Telekom lediglich bei 13% (vgl. Dialog Consult / VATM 2017, S.20). 2017 wuchs die Nachfrage nach FTTB/H-Anschlüssen um 17% (vgl. Dialog Consult / VATM 2017, S. 19).


    Vor allem ist aber der Blick in die Zukunft wichtig. So leitet das WIK-Nachfragepotenzialmodell (vgl. Strube Martins et al. 2017) für 2025 ab, dass ca. 75% der Haushalte mehr als 500 Mbit/s im Downstream und mehr als 300 Mbit/s im Upstream nachfragen werden. Zugrunde liegen Annahmen über das Nutzungsverhalten von Haushalten (und Unternehmen), orientiert an den Haushaltstypen der D21-Initiative, absehbaren künftigen Anwendungen und deren Bandbreitenbedarf. Das Ergebnis ist in Sensitivitätsanalysen stabil. Ähnliche Ergebnisse können im Übrigen auch für das Vereinigte Königreich abgeleitet werden (vgl. Godlovitch et al. 2018).


    Das WIK (z.B. Henseler-Unger 2018, Tab. 2) hat gezeigt, dass derjenige, der diese hohe Bandbreitennachfrage 2025 bedienen will, Kupferleitungen ablösen muss, also auf FTTB/H oder auf Kabel-TV-Netze mit Docsis 3.1 setzen muss. Die für die smarten Anwendungen des Internet of Things samt Industrie 4.0 erforderlichen Bandbreiten und Qualitäten wie Echtzeit, Symmetrie der Verbindung oder Sicherheit lassen keine Kupferlösungen zu. Dies bedeutet auch, dass der Wirtschaftsstandort Deutschland diese Gigabit-Netze schon aus industrie- und standortpolitischen Gründen im Hinblick auf die künftige und anspruchsvolle Nachfrage braucht.


    Keine validen Geschäftsmodelle – privatwirtschaftlicher Ausbau nicht möglich?


    Ein weiteres Argument für den zögerlichen Ausbau von Gigabit-Netzen in Deutschland ist, dass die Kosten zu hoch lägen und sich daher eine Investition in Glasfaser nicht rechne. Auch das ist nur ein Teilaspekt.


    Kostenberechnungen des WIK belegen einen betriebswirtschaftlich validen Business-Case. Bereits früher hat das WIK Zahlen zu den Kosten des Breitbandausbaus veröffentlicht (vgl. Jay et al. 2011a; Hoernig et al. 2012).


    Das WIK hat anhand aktueller Zahlen nun erneut u.a. den Investitionsbedarf, die Erlöse und Kosten sowie den Subventionsbedarf – nach 20 regionalen Clustern entsprechend der Bevölkerungsdichte geordnet – berechnet. Hierzu mussten möglichst realistische Annahmen über die Kapitalkosten, maximal erreichbaren Marktanteile, Erlöse pro Anschluss und Kosten, insbesondere Tiefbaukosten, getroffen werden (vgl. Neumann et al. 2017; Queder et al. 2017). Ergebnis dieser Annahmen ist, dass der flächendeckende Glasfaserausbau, Stand heute, ca. 65 Mrd. Euro5 kosten würde und der Subventionsbedarf für die dünn besiedelten ländlichen Regionen (Cluster 16 bis 20) bei 5 bis 6 Mrd. Euro läge. Würden die profitablen regionalen Cluster die nicht profitablen querfinanzieren, käme nach dieser Berechnung der flächendeckende Ausbau insgesamt völlig ohne Subventionen aus. Der durchschnittliche Marktanteil der Glasfaseranschlüsse, den man bräuchte, um insgesamt mit einer schwarzen Null abzuschließen, läge dann bei 60%.6


    Ein Beleg dafür, dass der eigenwirtschaftliche Ausbau nicht nur im Modell, sondern auch in der Praxis weiter getrieben werden kann als langläufig angenommen, ist das Saarland. Hier findet der Ausbau als Ergebnis einer Ausschreibung nun gänzlich ohne Förderung statt.


    Der wirtschaftliche Ausbau von Gigabit-Netzen ist also kein Hexenwerk. Bereits früher hatte ich argumentiert, dass die Investitionskosten für den Ausbau von Glasfaseranschlüssen keineswegs gigantisch, sondern verteilt auf die Jahre und verglichen mit den Telekommunikations-Investitionen in Deutschland zur Zeit der Internetblase oder verglichen mit internationalen Werten sehr wohl darstellbar sind (vgl. Henseler-Unger 2017).


    Und die Politik?


    Ist die Intervention des Staates Fluch oder Segen beim Glasfaserausbau? Beispiele legen nahe, dass es keine eindeutige Antwort gibt (vgl. Henseler-Unger 2018). Das Bundesland Schleswig-Holstein setzt seit Jahren auf ein Glasfaserziel bis 2025. 17,2% der Haushalte verfügen über einen FTTB/H-Anschluss. Damit ist es Vorreiter unter den deutschen Flächenländern (vgl. Bundesregierung 2017, S. 4). Das erfolgreiche Schweden (Penetration bei 43%) hat bereits im Jahr 2000 ein Glasfaserziel gesetzt und dieses über die Jahre und das Platzen der Internetblase hinweg aufrechterhalten. Gegenüber Deutschland hat Schweden einen Vorsprung von 18 Jahren. Viel spricht dafür, dass eine politische Festlegung auf ein Gigabit-Ziel den Glasfaserausbau voranbringt – mit langem Atem und wenn genügend Raum für private Initiative bleibt.


    Die deutschen politischen Ambitionen seit 2009 waren aus der heutigen Perspektive auf das falsche Ziel gerichtet. Das 50 Mbit/s-Ziel für 2018 hat mit seiner Fokussierung zu etlichen Verwerfungen in Regulierung und Förderung geführt, die diese Zielsetzung als Vorgabe für sich akzeptieren mussten. Der Ausbau der Übergangstechnologie VDSL wurde verfestigt. Wettbewerber, die in Glasfaser investieren wollten und so mehr als 50 Mbit/s bieten könnten, wurden eher behindert als gefördert. Die Festlegung auf ein zukunftssicheres Szenario wurde lange Zeit aufgeschoben. Der Kurswechsel des jetzigen Koalitionsvertrags hin zu einem Gigabit-Ziel kommt sehr spät. Er war bereits seit einigen Jahren überfällig.


    Aber auch jetzt ist zu beachten, dass die Förder­ambitionen nicht erneut auf die falsche Technologie setzen. Für den Laien mag FTTH gleich FTTH sein. Allerdings sind die heute im Ausbau favorisierten Punkt-zu-Multipunkt-Strukturen bei FTTH (GPON – Gigabit Passive Optical Network) keineswegs so nachhaltig und wettbewerbsfreundlich wie Punkt-zu-Punkt-Verbindungen mit Glasfaser (vgl. Jay et al. 2011b; Plückebaum 2012). Das heute bereits im Markt von einem Unternehmen angebotene Glasfaserprodukt mit der symmetrischen Leistung von 500 Mbit/s wäre über GPON nur in Ausnahmefällen darstellbar.


    Sicher ist, dass es in ländlichen Gebieten nicht möglich sein wird, Gigabit-Netze eigenwirtschaftlich auszubauen.7 Dabei kann die Grenze des privaten Ausbaus durch das Absenken der Ausbaukosten, etwa durch die Mitnutzung von Infrastrukturen durch den Aufbau von Wholesale-only-Modellen (vgl. Wernick et al. 2017), bei denen der Infrastrukturbetreiber seine Infrastruktur über Open Access öffnet und nicht selbst auf Endkundenebene aktiv wird, oder durch Ko-In-vestments ausgedehnt werden. Um diese Grenzverschiebung wird gerade bei der Anpassung des europäischen Rechtsrahmens für Telekommunikation beim Regulierer, aber auch in vielen anderen Zusammenhängen gerungen.


    Die Förderung des Breitbandausbaus scheint alles in allem naheliegend. Die Bundesregierung hat schon in der letzten Legislaturperiode rund 4,4 Mrd. Euro zur Verfügung gestellt, im neuen Koalitionsvertrag wird ein Fonds von insgesamt bis zu 12 Mrd. Euro bis 2021 angekündigt. Hilft viel aber viel?


    Die in der letzten Legislaturperiode ausgelobten Mittel sind bisher nur in sehr geringem Umfang in den Bau von Infrastrukturen geflossen. Die Höhe der Mittel mag beeindrucken, ihre Wirkung haben sie bisher leider nicht entfalten können. Mitte 2017 waren erst 1,24% der Mittel für 2017 abgeflossen (vgl. Bundesregierung 2017, S. 5). Zudem wurde auch hier der Fokus falsch gesetzt. So wurden umfangreiche Fördermittel für den Ausbau mit VDSL-Vectoring beantragt. Für einige Marktbeobachter bedeuten daher die letzten Jahre trotz aller Förderbemühungen Jahre des Stillstands. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass der Breitbandausbau komplex ist, der EU-Beihilferahmen beachtet werden muss und Mitnahmeeffekte von Subventionen durch Auflagen minimiert werden sollten. Die jetzt geplante weitere Erhöhung der Subventionen muss daher mit einer Fokussierung auf den Ausbau nachhaltiger Glasfaserinfrastrukturen einhergehen. Das setzt ein schnelles Monitoring des jetzigen Systems voraus. Die Förderung muss effizienter gestaltet und die Verfahren müssen angemessen vereinfacht werden, um rascher Wirkung zu zeigen. Das hat sich die neue Bundesregierung richtigerweise vorgenommen. Ein weiterer Weg, die Förderung wirksamer zu machen, wäre der großzügigere Zuschnitt der Förderregionen, um innerhalb der Region eine kostensenkende Quersubventionierung zwischen profitablen und unprofitablen Gebieten zu ermöglichen.


    Allerdings gibt es andere Grenzen für die Wirksamkeit der Subventionen. Die Absorption des Marktes ist gering. Es besteht zum einen die Gefahr, Planungskapazitäten völlig auszuschöpfen und die Tiefbaukosten in die Höhe zu treiben. Sicherlich sind neue Ausbautechniken wie Microtrenching Möglichkeiten, Arbeit durch Maschinen kostengünstig zu ersetzen. Führte jedoch der mit den Subventionen angestrebte massive Ausbau der Netze zu wachsenden Kosten, würde dies subventionierte Projekte wie auch das privatwirtschaftliche Engagement belasten. Insgesamt ist ein Crowding-out privater Initiative zu erwarten. Immer neue Förderini­tiativen von Bund und Ländern sowie wechselnde Vorgaben und Auflagen bergen zum anderen die Gefahr des Attentismus, also des Abwartens der Investoren auf noch bessere Konditionen.


    Fazit


    Beim Ausbau von Gigabit-Netzen liegt der steile Teil des Weges noch vor uns. Durch den späten Schwenk hin zu einer Gigabit-Strategie wurde viel Zeit vertan und viel Geld ineffizient investiert.


    Nun soll in kurzer Zeit noch mehr Geld in den Ausbau nachhaltig hochleistungsfähiger Netze fließen. Bei aller Unsicherheit über seine Ausgestaltung wird der Druck durch den im Koalitionsvertrag angekündigten rechtlich abgesicherten Anspruch auf einen flächendeckenden Zugang zu schnellem Internet ab dem 1. Januar 2025 erhöht. Dieser Zeitdruck, der sich zwischen 2018 und 2025 aufbaut, belastet und begrenzt nicht zuletzt das dringend gewünschte private Engagement für die Zukunft. Die von mir oben genannten Zahlen für die Kosten des Glasfaserausbaus könnten vor diesem staatlich drängenden Szenario Makulatur sein. Das Hauruck-Verfahren macht es teuer und birgt zudem ein hohes Risiko der Fehlallokation von künftigen Fördergeldern.


    Das Gigabit-Ziel für 2025 aufzugeben, ist jedoch keine Alternative. Der Strategieschwenk ist vielmehr lange überfällig. Das WIK hat jedoch eher für ein etwas moderateres Ziel, wie es in Schleswig-Holstein formuliert wurde, plädiert, das nur von einem Anteil in Höhe von 90% von mit hochleistungsfähigen Netzen versorgten Haushalten im Jahr 2025 ausgeht und von daher zwar ambitioniert, aber insgesamt realistischer erscheint (vgl. Wernick et al. 2016). Bis 2025 eine 90%ige Abdeckung mit Gigabit-Netzen deutschlandweit zu erreichen, wäre aus unserer Sicht ein großer Erfolg für Privatwirtschaft und Staat.


    Wenn denn Fördergelder fließen, so sollten diese möglichst effizient eingesetzt werden. Aber wäre es nicht sinnvoller, auch auf die Nachfrageseite zu setzen, statt immer höhere Investitionssummen für den Ausbau auszuloben? Ginge nicht mehr Signalwirkung von Projekten aus, mit denen der Staat über bürgerfreundliche Angebote die Nachfrage der Haushalte anregt? E-Government, E-Health oder digitale Bildungsangebote sind gute Beispiele. Sie finden sich im jetzigen Koalitionsvertrag wieder, wie bereits in vielen Papieren zuvor. Aber auch hier gibt es seit langem ein Umsetzungsdefizit. Vielleicht kann in dieser Legislaturperiode der Durchbruch bei diesen Themen erreicht werden.


    Literatur


    Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) (2009), Breitbandstrategie der Bundesregierung, Februar, verfügbar unter:http://www.net-im-web.de/pdf/Breitbandstrategie_der_Bundesregierung.pdf.


    Bundesnetzagentur (BNetzA) (2017), Tätigkeitsbericht Telekommunikation 2016/2017, verfügbar unter: https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Allgemeines/Bundesnetzagentur/Publikationen/Berichte/2017/TB_Telekommunikation20162017.pdf?__blob=publicationFile&v=3.


    Bundesregierung (2017), Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Tabea Rößner, Matthias Gastel, Stephan Kühn (Dresden), weiterer Abgeordneter und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – Drucksache 18/13203 –, Breitbandausbau und Breitbandförderung in Deutschland, Deutscher Bundestag, 18. Wahlperiode, Drucksache 18/13322, 15.08.2017, verfügbar unter: http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/133/1813322.pdf.


    Dialog Consult / VATM (2017), VATM 19. TK-Marktanalyse Deutschland 2017, Ergebnisse einer Befragung der Mitgliedsunternehmen im Verband der Anbieter von Telekommunikations- und Mehrwertdiensten e. V. im dritten Quartal 2017, verfügbar unter: http://www.vatm.de/index.php?eID=tx_nawsecuredl&u=0&g=0&t=1522404108&hash=6d7447d6db901e6a1294c07abcfe36bebf2351cd&file=uploads/media/VATM_TK-Marktstudie_2017_181017.pdf.


    FTTH-Council (2018), FTTH/B European Ranking – Sep 2017, verfügbar unter: http://www.ftthcouncil.eu/documents/FTTH%20GR%2020180212_FINAL.2.pdf.


    Godlovitch, I., T. Plueckebaum, S. Strube Martins, T. Gantumur, D. Elixmann, S. Tas, R. Arnold und C. Wernick (2018), The Benefits of Ultrafast Broadband Deployment, WIK-Consult Studie für Ofcom, 20. Februar, verfügbar unter: https://www.ofcom.org.uk/__data/assets/pdf_file/0016/111481/WIK-Consult-report-The-Benefits-of-Ultrafast-Broadband-Deployment.pdf.


    Henseler-Unger, I. (2017), »Hochleistungsfähige Kommunikationsnetze: Wer investiert?«, Wirtschaftsdienst, Sonderheft, 28–33, verfügbar unter: https://archiv.wirtschaftsdienst.eu/jahr/2017/13/hochleistungsfaehige-kommunikationsnetze-wer-investiert/.


    Henseler-Unger, I. (2018), »Blick über den Zaun: Best Practices der Entwicklung digitaler Basisinfrastrukturen in ausgewählten Ländern«, in: Digitale Infrastrukturen für die Wirtschaft 2025 – Handlungsbedarf und Weichenstellungen für Politik und Unternehmen, Tagungsband des Münchner Kreis, Im Erscheinen.


    Hoernig, S., S. Jay, K.-H. Neumann, M. Peitz, T. Plückebaum und I. Vogelsang (2012), »The impact of different fibre access network technologies on cost, competition and welfare«, Telecommunications Policy 36, 96–112.


    Jay, S., K.-H. Neumann und T. Plückebaum (2011a), »Implikationen eines flächendeckenden Glasfaserausbaus und sein Subventionsbedarf«, WIK-Diskussionsbeitrag Nr. 359, Oktober, Bad Honnef.


    Jay, S., K.-H. Neumann und T. Plückebaum (2011b), »Comparing FTTH access networks based on P2P and PMP fibre topologies«, Beitrag zu Konferenz und Workshop, Conference on Telecommunications, Media and Internet Techno-Economics (CTTE) 2011, Berlin, 16.–18. Mai 2011.


    Neumann, K.-H., M. Ockenfels und T. Plückebaum (2017), Modellierung der Kosten eines flächendeckenden Hochbreitbandnetzes in der Schweiz, WIK-Consult Studie für das Bundesamt für Kommunikation, 5. Oktober, Bad Honnef, verfügbar unter: https://www.bakom.admin.ch/bakom/de/home/das-bakom/organisation/rechtliche-grundlagen/bundesgesetze/fmg-revision-2017.html.


    Plückebaum, T. (2012), »Countrywide Broadband – Parameters for Success (Landesweit Breitband – Parameter für Erfolg)«, 8th FTTH Conference, FTTH Council Europe, »Deutscher Workshop«, München, 14.–16.Februar 2012, verfügbar unter: http://www.wik.org/uploads/media/KM_2012_02_14_FTTH_Council_EU.pdf.


    Queder, F., M. Ockenfels, C. Wernick und T. Plückebaum (2017), Flächendeckende Glasfasernetze für Bayern, WIK-Consult Studie für die Bayerische Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, 1. Dezember, Bad Honnef, verfügbar unter: https://www.gruene-fraktion-bayern.de/fileadmin/bayern/user_upload/download_dateien_2018/WIK_Studie_fuer_Buendnis_90_Glasfaserausbau_sent_1.12.2017.pdf.


    Strube Martins, S., C. Wernick, T. Plückebaum und I. Henseler-Unger (2017), Die Privatkundennachfrage nach hochbitratigem Breitbandinternet im Jahr 2025, WIK-Bericht, März, verfügbar unter: http://www.wik.org/fileadmin/Studien/2017/Die_Privatkundennachfrage_nach_hochbitratigem_Breitbandinternet_im_Jahr_2025_FINAL.pdf.


    Wernick, C. und I. Henseler-Unger unter Mitarbeit von S. Strube Martins (2016), Erfolgsfaktoren beim FTTB/H-Ausbau, WIK-Consult Studie für den Bundesverband Breitbandkommunikation (BREKO), Mai, Bad Honnef, verfügbar unter: http://www.wik.org/fileadmin/Studien/2016/WIK-Studie_-_Erfolgsfaktoren_FTTB-FTTH-Ausbau.pdf.


    Wernick, C., F. Queder, S. Strube Martins und C. Gries unter Mitwirkung von B. Holznagel (2017), Ansätze zur Glasfaser-Erschließung unterversorgter Gebiete, WIK-Consult Studie für den DIHK Deutscher Industrie- und Handelskammertag e.V., August, Bad Honnef, verfügbar unter: http://www.wik.org/fileadmin/Studien/2017/2017_DIHK_Studie.pdf.


    Endnoten


    
      
        1 Dr. Iris Henseler-Unger ist Direktorin und Geschäftsführerin der WIK GmbH und Geschäftsführerin der WIK-Consult GmbH.

      


      
        2 Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 19. Legislaturperiode, 14. März 2018, Randziffer 1630-1714, verfügbar unter: https://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2018/03/2018-03-14-koalitionsvertrag.pdf;jsessionid=B608EDD5DFCAE7125D01EDA94664E722.s6t2?__blob=publicationFile&v=2.

      


      
        3 Aussage vom 7. März 2018 nach Spiegel Online, 8. März 2018, 13:28 Uhr, GroKo will nur noch Glasfaser fördern, verfügbar unter: http://www.spiegel.de/netzwelt/web/internetausbau-groko-will-nur-noch-glasfaser-foerdern-a-1197069.html.

      


      
        4 Aussage vom 21. März 2018 anlässlich einer Veranstaltung des VATM.

      


      
        5 WIK-interne Berechnungen auf der Basis des WIK-NGA-Modells (Greenfield).

      


      
        6 Als Grundlage zur Berechnung eines Business Cases müssten natürlich ergänzend die Kosten der Migration berücksichtigt werden.

      


      
        7 Es sei denn, man erreichte die oben erwähnte Quersubventionierung zwischen den profitablen und unprofitablen Gebieten.

      

    

  

  


  
    
      [image: Wiewiorra.tif]

      Lukas Wiewiorra

    


    Lukas Wiewiorra1


    Die Erschließung weißer Flecken bei der Breitband­versorgung ist die größte Herausforderung


    Der Zugang zum Internet und die Verfügbarkeit von digitalen Diensten ist für viele Nutzer eine Selbstverständlichkeit geworden. Dennoch befinden wir uns weiterhin in einer Phase des Wachstums, in der neue Anwendungsszenarien digitaler Infrastrukturen entstehen und die übertragenen Datenvolumina in Zugangsnetzen stetig steigen.


    Zugangstechnologien


    Die digitale Breitbandinfrastruktur in Deutschland basiert dabei im Wesentlichen auf vier Zu-gangstechnologien:


    Glasfaser wird in Deutschland derzeit primär als Übertragungsmedium im Breitbandzuführungs- und Kernnetz eines Netzwerkbetreibers verwendet und ermöglicht Bandbreiten im Multi-Gbit/s-Bereich. Nur ca. 2,7 Mio. Haushalten steht schon ein Glasfaseranschluss in der Wohnung oder im Gebäude (Fibre-to-the-home/building – FTTH/B) zur Verfügung (vgl. Bundesnetzagentur 2017, S. 27).


    Das klassische Telefonnetz wird dazu genutzt, Internetanschlüsse via DSL bereitzustellen. Dabei wird die sogenannte »letzte Meile«, der Übertragungsweg zwischen einem Glasfaserübergabepunkt und den Haushalten, mit einer Kupferdoppelader überbrückt. Doch gerade bei der Verwendung von VDSL, das höhere Bandbreiten (derzeit bis zu 100Mbit/s) ermöglicht, sind die realisierbaren Reichweiten in diesem Netzwerkabschnitt stark begrenzt. Daher wird Glasfaser weiter in die Nähe der Haushalte verlegt, um den Leitungsweg, der über Kupfer realisiert wird, zu verkürzen (Fibre-to-the-cabinet – FTTC).


    Kabelnetze, die früher ausschließlich für die TV-Übertragung genutzt wurden, erlauben durch die Beschaffenheit der verwendeten Koaxialkabel in der letzten Meile weitaus höhere Übertragungsraten über größere Distanzen als das klassische Telefonnetz. (Hybrid-Fibre-Coax – HFC).


    Mobile Kommunikationsnetze stellen für viele Endkunden einen essenziellen Grundpfeiler der Internetversorgung dar. Mobile Netze haben dabei gleicher­maßen wie das klassische Telefonnetz eine Evolution von einem Medium für die Sprachkommunikation (2G) hin zu einer datenzentrierten Zugangstechnologie (4G/LTE) durchlaufen.


    Zu berücksichtigen ist, dass Kabelnetze und Mobilfunknetze ein geteiltes Medium darstellen. Kunden, die über dasselbe Koaxialkabel bzw. über dieselbe Funkzelle versorgt werden, teilen sich die verfügbaren Ressourcen in diesem Netzabschnitt. Dies hat sowohl Implikationen für die real verfügbaren Bandbreiten einer Zugangsdienstleistung als auch für die Kosten des Netzausbaus in dichter besiedelten Gebieten.


    Zwischen diesen Technologien ergeben sich darüber hinaus große Unterschiede im Hinblick auf das Verhältnis von Upload- zu Downloadraten (Symmetrie) und die derzeit angebotenen Breitbandprodukte. Während über die Kupferdoppelader klassischer Telekommunikationsnetze die vermarkteten Bandbreiten derzeit bei max. 100 Mbit/s liegen, bieten Kabelanbieter aktuell bereits Bandbreiten bis zu 500 Mbit/s an. Der derzeit verbreitete Übertragungsstandard in Kabelnetzen ist dabei noch nicht ausgereizt, und der Folgestandard (DOCSIS 3.1) ist in der Lage, sogar weitaus höhere Datenraten als 1 GBit/s zu erreichen.


    Stand des Infrastrukturausbaus


    Der Ausbau der digitalen Breitbandinfrastruktur in Deutschland verläuft allerdings nicht gleichmäßig. Nach Angaben des TÜV Rheinland stand im vergangenen Jahr 76,7% der Haushalte in Deutschland ein Festnetzzugang mit mindestens 50 MBit/s zur Verfügung. Neben einem deutlichen West-Ost-Gefälle der Verfügbarkeit zeigen sich darüber hinaus drastische Unterschiede zwischen ländlichen und städtischen Gebieten. Während Anschlüsse mit mindestens 50 MBit/s in städtischen Gebieten schon 90,3% der Haushalte zur Verfügung standen, lag der Anteil in ländlichen Regionen nur bei 36,2% (vgl. TÜV Rheinland 2017, S. 5).


    Daneben wird in der politischen Debatte häufig die Position Deutschlands im internationalen Vergleich bei der Verbreitung von Glasfaserzugängen (FTTH/B) bemängelt. In Deutschland wurden nach OECD-Daten 2016 nur 1,6% der Breitbandanschlüsse als Glasfa­seranschluss bereitgestellt. Deutschland befindet sich damit unter den Schlusslichtern und liegt weit unter dem OECD-Durchschnitt von 20,1% (vgl. OECD 2016).


    Die in Deutschland dominierende Zugangstechnologie im Festnetz ist weiterhin DSL, auf die drei Viertel aller vermarkteten Anschlüsse entfallen. Das verbleibende Viertel der Anschlüsse wird größtenteils von Kabelanbietern bedient. Nach Angabe der Bundesnetzagentur (BNetzA) ist die Anzahl der kupferbasierten DSL-Anschlüsse 2016 sogar um 0,5 Mio. auf 24 Mio. gestiegen. Dieser Anstieg wird getrieben durch die stärkere Verbreitung der VDSL-Technologie, deren Anteil an allen DSL-Anschlüssen im Vergleich zum Vorjahr um 50% auf 7,2 Mio. gestiegen ist (vgl. Bundesnetzagentur 2016, S. 51). Vorläufige Daten der BNetzA für den Folgezeitraum zeigen einen anhaltenden Trend bei der Verbreitung der VDSL-Technologie.


    Politische Entwicklung 2018


    Der Begriff »Gigabit-Gesellschaft« beschreibt nach Darstellung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) eine hochvernetzte Gesellschaft, die von Informations- und Kommunikationstechnik durchdrungen ist, wodurch gesellschaftlicher Fortschritt ermöglicht und positive gesamtwirtschaftliche Effekte zu erwarten sind.


    Mit Blick auf die vorgestellten Zugangstechnologien motiviert der Begriff »Gigabit-Gesellschaft« im wörtlichen Sinne eine Zielvorgabe für verfügbare Bandbreiten und die dafür notwendigen Infrastrukturinvestitionen.


    Trotzdem ist Bandbreite als alleinige Metrik nicht ausreichend, um die technischen Anforderungen an eine flexible und bedarfsgerechte Netzinfrastruktur vollständig zu beschreiben. Insbesondere bei industriellen Anwendungsszenarien stehen auch andere Qualitätsparameter einer digitalen Infrastruktur, wie z.B. Latenz und Ausfallsicherheit im Vordergrund. Dennoch beschränkt sich der öffentliche Diskurs meist auf die verfügbare Bandbreite und den erreichten Versorgungsgrad in der Bevölkerung.


    Der aktuelle Entwurf der Koalitionsvereinbarung der Bundesregierung bringt sogar einen rechtlichen Anspruch auf einen Breitbandanschluss ab dem Jahr 2025 ins Spiel (vgl. Handelsblatt 2018). Dass dieser Ansatz zielführend ist, wird von Branchenver-tretern angezweifelt. Die Netzbetreiber argumentieren damit, dass ein Ausbau, der sich nicht an wirtschaft­lichen Faktoren orientiert, das Ausbauziel für Breit-bandanschlüsse bis 2025 in Gefahr bringt.


    Die Regierung hingegen will den Ausbau unter anderem mit Erlösen aus der Vergabe von Mobilfunk­lizenzen für die kommende Mobilfunkgeneration (5G) fördern. Die staatlichen Einnahmen aus den Frequenz­erlösen fallen bei den Netzbetreibern wiederum als Kosten für den Aufbau der neuen Mobilfunkgeneration an. Die Vergabe von Fördergeldern für den Infrastrukturausbau soll zweckgebunden mit Blick auf die Glasfasertechnologie erfolgen (vgl. Briegleb 2018).


    Datenverbrauch und die Nachfrage nach Bandbreite


    Die Nachfrage nach hohen Bandbreiten im Festnetz ist im Verhältnis zu der bereits erreichten Verfügbarkeit derzeit vergleichsweise gering. Nur 36,5% aller Anschlüsse 2016 wurden mit 30 Mbit/s oder mehr vermarktet, Mitte 2017 lag dieser Anteil bei 40,3%. Darüber hinaus entschied sich nur ein Viertel aller Haushalte, die bereits mit Glasfaser (FTTH/B) erschlossen wurden, diesen Anschluss auch zu nutzen (vgl. Bundesnetzagentur 2017, S. 66).


    Aus Sicht der Netzbetreiber, die in neue Infrastruktur investieren, ist entscheidend, wie sich die Zahlungsbereitschaft der Kunden für noch höhere Bandbreiten weiter entwickeln wird.


    Verschiedene Internetangebote werden zwar immer länger und intensiver genutzt, dennoch wird ein Großteil des Datenverkehrs durch die Nutzung sogenannter »Over-the-Top«-Dienste (OTT) verursacht, die Medienangebote über Streaming direkt an Kunden vermarkten. Im Jahr 2016 entfielen bereits 67,35% des aggregierten nordamerikanischen Festnetzdatenverkehrs in Stoßzeiten auf Streaming-Angebote bzw. Echtzeitunterhaltung (vgl. Sandvine 2016, S. 4). Auch wenn sich durch diesen Trend das monatlich übertragene Datenvolumen der deutschen Kunden in den letzten fünf Jahren mehr als verdreifacht hat (vgl. Bundesnetzagentur 2016, S. 53), lässt sich aus der intensiveren Nutzung nicht unmittelbar eine Zahlungsbereitschaft für immer höhere Bandbreiten ableiten. Im Mobilfunk hingegen wählen Kunden üblicherweise zwischen Verträgen mit unterschiedlich hohem Datenvolumen, wodurch ein direkter Bezug zwischen einer intensiveren Nutzung und höheren Preisen entsteht.


    Infrastrukturinvestitionen und Förderung von Zugangstechnologien


    Während hohe Bandbreiten in Regionen mit starker Nachfrage von den Netzwerkprovidern auch ohne Förderung ausgebaut werden, ist die Erschließung weißer Flecken bei der Breitbandversorgung weiterhin die größte Herausforderung.


    Der Ausbau der Glasfaserinfrastruktur in Deutschland ist daher unabhängig von der letztlich verwendeten Zugangstechnologie in der letzten Meile notwendig.


    Infrastrukturinvestition haben aber lange Vorlaufzeiten, und die Geschwindigkeit des Ausbaus wird insbesondere durch die verfügbaren Tiefbaukapazitäten in Deutschland beschränkt. Daher müssen sich die Breitbandziele von heute an dem tatsächlichen Bedarf von morgen messen lassen.


    Brückentechnologien wie VDSL scheinen geeignet, das bisherige Breitbandziel von 50 Mbit/s günstiger und auch schneller zu erreichen, da dadurch keine kostenintensiven und zeitraubenden Tiefbauarbeiten in der letzten Meile anfallen. Wie lange die über VDSL in der Zukunft noch realisierbaren Bandbreiten (voraussichtlich bis zu 250Mbit/s) ausreichend sein werden, ist al­lerdings fraglich. Die Wettbewerber der Telekom sehen gerade in der Förderung von VDSL und der Entscheidung der BNetzA zur Vectoring-Technologie einen Schritt in Richtung Remonopolisierung des Telekommunika-tionsmarktes und kritisieren, dass der Glasfaserausbau in diesen Regionen für sie unwirtschaftlich wird. Sollten zukünftig weiterhin bereits Netzabschnitte, die mit Glasfaser bereitgestellt werden, unter die öffentliche Förderung fallen, wäre damit auch der kontrovers diskutierte VDSL-Ausbau weiter förderungswürdig.


    Derzeit stellt die Bundesregierung in Aussicht, nur noch Glasfaseranschlüsse (FTTH/B) zu fördern. Dabei setzen Mobilfunknetze der nächsten Generation (5G) ebenfalls Netzabschnitte, die mit Glasfaser bereitgestellt werden, für einen flächendeckenden Netzbetrieb voraus und könnten damit in dünn besiedelten Regionen einen wirtschaftlichen Ausbau von Breitbandzugängen gewährleisten. Auch Kabelnetze werden durch den neuen Übertragungsstandard DOCSIS 3.1, dem Anspruch einer Gigabit-Zugangstechnologie gerecht und können Bandbreiten über 1 Gbit/s ermöglichen.


    Schlussbetrachtung


    Weiße Flecken bei der Breitbandversorgung finden sich in Regionen, die aus Sicht der Netzbetreiber derzeit keinen rentablen Infrastrukturausbau gewährleisten. Das Ziel, jeden Haushalt in Deutschland mit einem Breitbandanschluss zu versorgen, setzt einen Ausbau der Glasfaserinfrastruktur, unabhängig von der letztlich verwendeten Zugangstechnologie in der letzten Meile, zwingend voraus. Bereits dieses Ziel konnte bisher nicht erreicht werden.


    Der Ausbau von Glasfaser auf der letzten Meile erfordert darüber hinaus höhere Investitionen und wird sich über einen weitaus längeren Zeitraum erstrecken.


    Für den Breitbandausbau ist aber auch die nächste Mobilfunkgeneration (5G) von besonderer Bedeutung. Neben der Deckung des Bedarfs nach einer flexiblen und leistungsfähigen mobilen Zugangstechnologie könnte damit auch in dünn besiedelten Regionen ein wirtschaftlicher Ausbau von Breitbandzugängen (Fixed Wireless Access) ermöglicht werden. Bereits in der Vergangenheit wurden Ausbauverpflichtungen in der Fläche an die Lizenzvergabe von Mobilfunkfrequenzen (LTE/4G) geknüpft. Es ist abzusehen, dass vergleichbare Vorgaben bei der Vergabe der 5G-Lizenzen erneut eingeführt werden. Entscheidend für das Potenzial dieser Technologie wird ebenfalls sein, wie viel Frequenzspektrum dafür zur Verfügung gestellt wird und welche Tarifmodelle sich für den stationären Betrieb als Breitbandzugang durchsetzen.


    Neben der Infrastruktur sollte zudem verstärkt ein Augenmerk auf Investitionsanreize und Regulierungsansätze gelegt werden. Es sollte das Ziel sein, Planungssicherheit bei der Investition in eine Glasfaserinfrastruktur (FTTH/B) zu schaffen. Derzeit wird ein diskriminierungsfreier Open-Access-Ansatz bei der Fördervergabe vorgeschlagen. Wenn Wettbewerbern diskriminierungsfrei Zugang zu der Infrastruktur gewährt wird, soll der Regulierer nur ex post in einer Schiedsrichterfunktion in den Markt eingreifen, wenn z.B. zu hohe Zugangspreise verlangt würden. Für geschlossene Netze müssten weiterhin Regelungen für den Zugang von der Regulierungsbehörde festgelegt werden. Die Telekom selbst favorisiert klar eine zeitlich begrenze Freistellung von jeglicher Regulierung für den Glasfaserausbau (FTTH/B) und will die VDSL-Technologie mit Vectoring nicht vollständig aufgeben. Die Wettbewerber der Telekom möchten in der Übergangsphase auch weiterhin auf das kupferbasierte Netz der Telekom zurückgreifen, lehnen aber Regulierungsferien für den ehemaligen Monopolisten grundsätzlich ab. Welche Position sich in diesem Zusammenhang durchsetzt, hängt insbesondere auch von den laufenden Trilog-Verhandlungen in Brüssel zu der Überarbeitung der EU-Richtlinie zum Telekommunikationsrechtsrahmen (TK-Kodex) ab. Die dort verabschiedeten Regelungen werden auch für Deutschland bindend und müssen in nationales Recht überführt werden.
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    Global Implications of U.S. Tax Reform


    This paper was prepared for a presentation at the Munich Seminar, CESifo, on January 24, 2018.


    Tax reform adopted in United States for January1, 2018 will have a significant impact on the global economy in 2018. The U.S. economy accounts for about one fifth of the world economy so any growth induced by tax reform will have a positive impact on world growth. The ground- breaking corporate tax reform will also substantially affect U.S. tax competitiveness with many provisions drawing both capital and profits to the United States.


    The federal corporate income tax rate is reduced from 35% to 21% beginning January 1, 2018. Expensing for machinery and equipment is introduced for 5years (2018–2022) and phased out thereafter for fiveyears. The corporate alternative minimum tax is eliminated. As shown below, the U.S. marginal effective tax rate (METR) will significantly drop below several regions including Latin America, Europe and Asia.


    U.S. companies will also be able to bring dividends from foreign affiliates back to the parent on an exempt basis. Several important tightening measures are introduced, particularly with respect to interest, loss deductions and intangible income. With the sharply lower corporate income tax rate, dividend exemption system and new limitations on deductible interest and other deductions, companies operating in the United States shall push debt and other costs to foreign countries to the extent possible, reducing corporate taxes elsewhere. Under the dividend exemption system, U.S. parent companies can bring money home from abroad without paying additional tax to the U.S. government. The funds could then be used to reduce U.S. debt if interest deductions are constrained. Overall, the U.S. gains corporate tax revenue while foreign countries lose revenue due to financial policy changes.


    Further, new tax provisions related to global and foreign-derived intangible income shall encourage research and development in the United States to be sold abroad as well as reduce the incentive for placing intellectual property in foreign jurisdictions.


    The United States has joined many countries reducing statutory corporate income tax rates and in some case scaling back tax preferences. The intent is to encourage greater investment and job creation. Lower rates and base broadening counters multinational profit shifting through transfer pricing and financing decisions to help preserve revenues (see Mintz and Weichenrieder 2010).


    However, given the budgetary process in the United States, a number of provisions such as expensing are time-limited in order to achieve budgetary balance by 2027. This approach to budgeting tends encourage short-term policy-making, leaving uncertainty to the future as to which reforms shall remain in place. Some provisions are quite complicated such as taxes on intangible income and private entities, which will likely need to be amended. With only the Republicans backing the Tax Cuts and Jobs Act, a future Democratic Party-controlled Presidency or Congress could undo various changes. However, the corporate tax reforms, most of which are permanent, are less likely to be undone especially moving towards a dividend exemption system that was supported in the past by both Democrats and Republicans.


    This paper is divided as follows. In the first part, key details are outlined with respect to corporate tax reform contained in the U.S. Tax Cuts and Jobs Act. This is followed by an assessment of the reform with respect to U.S. investment. We then examine the impacts of interest and loss limitation rules as well as new U.S taxes with respect to intangible income.


    U.S. Tax Reform


    The hallmark of U.S. tax reform is with respect to business income taxation. The U.S. Tax Cuts and Jobs Act includes a large number of amendments to the U.S. tax code causing a significant shift with respect to capital allocation and international tax planning that is highlighted below.


    The key elements of the business tax reform are the following:


    
      	A reduction in the federal corporate income tax rate from 35% to 21% (39.1% to 26% including state income taxes) beginning January 1, 2018.


      	A reduction in percentage deductions for dividends received from other corporations. The general exemption for dividends received from other corporations is being reduced from 70% to 50%. For subsidiaries with at least 20% ownership, the exemption is being reduced from 80% to 65%. Dividends remain fully exempt if the affiliate is part of the group of companies.


      	Expensing of investment in assets with a recovery of less than 20 years (primarily machinery and equipment) except companies not subject to the interest limitation rule (construction, real estate and certain public utilities). This effectively increases bonus depreciation that would have been phased out by 2020 (40% in 2018 and 30% in 2019). Expensing is to be phased out after 2022 by a fifth each year (and therefore no longer available after January 1, 2027).


      	Research and development expenditures incurred in tax years after 2025 will be amortized over a 5-year period (15 years for expenditures attributable to research conducted outside the United States).


      	A general limitation on the deductibility of interest expense to be no more than 30% of adjusted profits (public utilities and finance would be largely exempt). The Act limits, until January 1, 2022, the deduction of net interest expense to 30% of the business’s adjusted taxable income not taking into account interest, depreciation, amortization, depletion or net operating losses (disallowed amounts may be carried forward five tax years). After 2022, the limit will be based on 30% of the business’s adjusted taxable income not taking into account any item of income, gain, deduction, or loss which is not properly allocable to a trade or business, business interest expense or income, the deduction for certain pass-through income, and net operating losses (disallowed amounts may be carried forward indefinitely).


      	Limitation in the use of non-operating losses deductions to be no more than 80% of profits.


      	The elimination of the corporate minimum tax as of January 1, 2018.


      	An exemption for dividends received from foreign affiliates with at least 10% ownership by the U.S. parent according to value (voting shares shall no longer be relevant in determining the ownership test).


      	A new Base Erosion and Tax Avoidance Tax (BEAT) is introduced as a minimum tax on adjusted taxable income of foreign affiliates operating in the United States. Certain payments made to related parties are disallowed as a deduction (such as interest, fees and royalties to be discussed further below).


      	New rules for the taxation of global intangible income earned abroad by U.S. companies and on income from foreign derived earning from domestic intangible activities.


      	As a transitional measure, existing foreign earnings accumulated abroad since 1986 would be subject to a mandatory toll (transitional tax) payable over 8 years –15.5% for earnings held in cash and 8% for the remainder.

    


    The Tax Cuts and Jobs Act will also reduce taxes on business income earned by »pass-throughs« including sole proprietorships, partnerships, and S corporations (private corporations owned by U.S. residents). These businesses do not pay corporate income taxes as the income is flowed through to investors and taxed at the personal level. The analysis below does not focus on pass-throughs since it is more relevant to small and medium sized businesses closely held by the owner (for an earlier discussion on small business taxation and U.S. reform see Mintz and Venkatchalam 2017).


    Business Decision-Making Impacts


    The discussion regarding the impact on investment in the United States and other countries is based on the marginal effective tax rate (METR) analysis for 92 countries (see Bazel and Mintz 2015 for the latest theoretical model). The METR is the annualized value of corporate taxes paid as a percentage of the pre-tax profitability of marginal investments. Marginal investments are those that are incremental to the economy: they earn sufficient profit to be taxable, to attract financing from investors and to cover risk. At the margin, businesses invest in capital until the rate of return on capital, net of taxes and risk, is equal to the cost of financing capital (their interest rate). If the rate of return is more (less) than financing costs, firms will invest more (less) in capital. Thus, if a government increases the tax rate, it will result in businesses rejecting marginal projects that would otherwise be profitable if the tax burden were smaller.


    Taxes that impinge on capital investment include central and sub-national corporate income taxes (both the tax rate and tax base), sales taxes on capital purchases (such as retail sales taxes), asset-based taxes (capital taxes and property taxes), and transfer taxes on real estate and financial transactions. In our analysis, we have included most taxes; however, we have not integrated municipal property taxes, as they are difficult to measure due to variation in municipal rates and bases and cannot be compiled by industry sector.


    In our analysis, we use similar capital structures to isolate tax differences among 92 countries. The capital structures, reflecting the distribution of assets among machinery, buildings, inventory and land investments, are based on Canadian data. We include all manufacturing (including forestry that is vertically integrated) and service industries (oil and gas, mining and finance are therefore excluded).2 Economic depreciation rates for assets are also based on Statistics Canada estimates. Bond interest rates reflect differences in inflation rates across countries (following the purchasing-power-parity assumption that implies interest rates rise one point with each one-point increase in inflation). Equity costs are based on a marginal supplier of finance equating the after-tax rates of return on stocks and bonds (the marginal investor is assumed to be a G7 investor holding an international portfolio of bonds and equities).


    The appendix provides the theoretical details of the model as well as the 2017 METR calculations for 92countries and data as of early fall of 2017. We have recently tested the METRs in terms of their impact on investment for manufacturing and service sectors. Due to data limitations, we focussed on investments in fixed assets by manufacturing and service sectors for 30 OECD countries during the years 2005–2015. We explain fixed capital formation by country and sector adjusted for size by measuring investment intensity – the share of investment to value-added in the sector. Since investment depends not just on taxation, we also use as explanatory variables for output demand (GDP lagged by one year and GDP growth rates lagged one year), higher per capita income (GDP per capita and GDP per capita squared both lagged one year), the unemployment rate, country-specific risk (the spread between a country’s government bond rate and contemporaneous US treasury bill rate). A non-linear relationship between investment intensity and the METR is found whereby point increase in the METR more heavily affects investment intensity where the METR is low compared to where the METR is high, whether the case of manufacturing or services.3 For example, taking the case of manufacturing with a METR of 20%, a one-point increase would result in a loss of about 0.19 percentage points of investment intensity. For the service METR of 20%, a one-point increase would reduce investment intensity by roughly .09 points, which is about a quarter of the manufacturing effect.


    Investment


    Taking into account the corporate rate and expensing provisions, the impact of the U.S. tax reform is to sharply reduce the longer-run tax burden on investment in the United States. Excluding bonus depreciation for shorter-lived capital (machinery and equipment) that was being phased out after 2019 the METR on capital falls from 34.6% to 18.8%. With 2018 bonus depreciation of 40% and 2019 bonus depreciation of 30%, the 2018 METR falls from 29.7% and 31.0% respectively to 18.8%.4 Table 1 provides a comparison of U.S. METR by country with the G7 countries.


    Table 1


    
      
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            U.S. Pre- and Post-Reform METRs in Comparison to G7 Countries for Manufacturing and Services (in %)

          
        


        
          	

          	
            Statutory Corporate Income Tax Ratea

          

          	
            Manufacturing METR

          

          	
            Services METR

          

          	
            Overall METR

          
        


        
          	
            US Currentb

          

          	
            39.1

          

          	
            32.1

          

          	
            36.0

          

          	
            34.6

          
        


        
          	
            US Reform

          

          	
            26.0

          

          	
            16.0

          

          	
            20.2

          

          	
            18.8

          
        


        
          	
            Canada

          

          	
            26.6

          

          	
            16.2

          

          	
            22.5

          

          	
            20.9

          
        


        
          	
            France

          

          	
            38.0

          

          	
            30.8

          

          	
            28.3

          

          	
            38.5

          
        


        
          	
            Germany

          

          	
            29.7

          

          	
            28.5

          

          	
            26.2

          

          	
            26.7

          
        


        
          	
            Italy

          

          	
            28.5

          

          	
            6.3

          

          	
            6.0

          

          	
            6.0

          
        


        
          	
            Japan

          

          	
            30.9

          

          	
            40.9

          

          	
            41.9

          

          	
            40.9

          
        


        
          	
            United Kingdom

          

          	
            19.0

          

          	
            23.0

          

          	
            24.1

          

          	
            24.0

          
        


        
          	
            a Statutory corporate income tax rate is the general rate inclusive of sub-national rates, surtaxes and other statutory corporate income levies. b With bonus depreciation, overall METR for U.S. is 29.7% in 2018 and 31.0% in 2019.

          
        


        
          	
            Sources: Author’s calculations derived from Finance Canada data and various accounting tax publications.

          
        

      
    


    Figure 1 provides a comparison with regional groupings (simple and GDP-weighted). In general, the reform will lead to a lower METR in the U.S. making the U.S. more attractive for investments. The U.S. METR, at least from 2018–2022, will be sharply lower than GDP-weighted averages of the Americas, Asia-Oceania and Europe (it is higher than the simple-averages for Europe).
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    Table 2 provides the industry breakdown for METR for the United States. The reform will benefit most industries with METRs falling by more than a half where expensing for machinery has its most intensive impact (manufacturing, construction, transportation and communications). For example, using econometric analysis referred to above, U.S. manufacturing investment in fixed assets ($494 billion in 20165) would rise annually by about $43 billion. At the end of 2022 with 5% nominal growth after 2016, U.S. manufacturing investment could rise to $700 billion, leaving aside any impact of the tax reform on interest rates. The impact on services would be more constrained.


    Table 2


    
      
        
        
        
      

      
        
          	
            Current and Tax Pre- and Post-Reform METRs by Industry in the United States (in %)

          
        


        
          	

          	
            Current

          

          	
            Reform

          
        


        
          	
            Forestry

          

          	
            29.8

          

          	
            11.6

          
        


        
          	
            Manufacturing

          

          	
            32.1

          

          	
            16.0

          
        


        
          	
            Construction

          

          	
            34.4

          

          	
            19.7

          
        


        
          	
            Utilities

          

          	
            27.8

          

          	
            17.2

          
        


        
          	
            Transportation

          

          	
            27.8

          

          	
            10.9

          
        


        
          	
            Communications

          

          	
            39.3

          

          	
            18.5

          
        


        
          	
            Wholesale Trade

          

          	
            37.0

          

          	
            22.3

          
        


        
          	
            Retail Trade

          

          	
            36.8

          

          	
            23.5

          
        


        
          	
            Other Services

          

          	
            40.4

          

          	
            26.2

          
        


        
          	
            Oil and Gas

          

          	
            36.1

          

          	
            30.2

          
        


        
          	
            Aggregate excluding Oil and Gas

          

          	
            34.6

          

          	
            18.8

          
        


        
          	
            Sources: Author’s calculations derived from Finance Canada data and various accounting tax publications.

          
        

      
    


    This reduction in capital taxation in the United States is both good and bad news for other trading partners. On the plus side, the corporate income tax reform in the Tax Cuts and Jobs Act is predicted to raise both GDP and wages in the United States. Benzell, Kotlikoff and Lagarda (2017) model the impact of U.S. tax reform using a dynamic model that includes capital flows across 17 regions of the world over 90 years. Using our global METR calculations, they predict that U.S. GDP will rise 4.0% and real wages by 5.2% (low-skilled) and 6% (high-skilled) by 2025, estimates that are larger than those provided by the Joint Committee on Taxation (2017), which uses a closed economy model. They estimate that the average American working household will benefit by $3500 annually. The growth in incomes in the United States should spill over into higher demand for foreign products.


    On the other hand, the U.S. tax reform will make it more attractive for businesses to invest in the United States to serve the North American market. With a shift to trade protection through countervailing and anti-dumping actions in the United States, businesses wishing to serve the American market will also look to locate in the United States, which has become more attractive for investments rather than try to export from their own countries.


    Taking national averages, however, masks some of the differences in tax burdens by state. The U.S. tax reform will provide a larger business tax advantage for U.S. states with corporate tax rates below the average U.S. rate and less so for states with relatively high corporate income tax rates. The average GDP-weighted top corporate income tax rate 6.3% with the highest rate of 12% in Iowa and six states having no corporate income tax at all (Nevada, Ohio, South Dakota, Texas, Washington and Wyoming6). Thus, a German auto company would be more attracted to Ohio compared to California (8.84%) or Illinois (7.75%). With deductible state corporate income taxes, however, the state corporate tax is much smaller in impact compared to the federal tax.


    Due to Senate budgetary rules that require balanced budgets after a decade, several amendments are limited in time such as expensing provisions. Further, as mentioned above, bonus depreciation was to be phased out before 20207. In Figure2 shows that the U.S. tax reform results in a roller coaster effect whereby the METR first declines in 2018 and then eventually rises to 26.7% by 2028, which is about 8 points lower had the previous system continue as legislated.


    
    Figure 2
[image: 1643.png]


    It is far too difficult to predict expensing provisions in the United States that Congress changes frequently. Bonus depreciation began in 2002 at 30% of qualifying expenditures and eliminated 2004–2007. It was reintroduced at 50% in the 2008 recession, raised to full expensing in 2010, reduced to 50% in 2012 and 40% in 2018, 30% in 2019 and eliminated altogether in 2020. Expensing under the Tax Cuts and Jobs Act replaced bonus depreciation but is phased out after 2022 by 20% each year. Many countries regain their business tax advantage by 2025, although it would not be possible to predict corporate tax changes by 2026 either in the U.S. or elsewhere. Nonetheless, the instability of the U.S. reform may blunt some of the tax impact. It will be also partly blunted by certain tax-raising provisions to which I now turn.


    Financing


    The sharp reduction of 15 points in the corporate income tax rate in the United States will encourage companies to put less debt in the United States to fund their investment8. This will also be the case for many U.S. companies, who wish to avoid the new interest and loss limitation rules that could bite over time.


    The interest limitation is an earnings-stripping rule whereby interest deductions in excess of 30% adjusted earnings will not be deductible in the current year (unused interest deductions can be carried forward indefinitely). Small businesses with less than $25 in gross revenues, certain public utilities and finance companies are exempt. Until 2022, adjusted income is without regard to deductions for interest, taxes, depreciation, amortization and depletion (ie: EBITDA similar to Germany) while beginning in 2022 earnings will be net of depreciation, depletion and amortization costs (ie: EBIT similar to Sweden’s new rule). Unlike the previous earnings-stripping rule for interest expense incurred by affiliates of foreign persons, there is no »safe harbour« such as a maximum debt/equity ratio that would exempt companies from the interest limitation. Thus, even companies with relatively little leverage will be affected by the earning-stripping rule if there is a period of poor profitability. Thus, those companies especially affected by cyclical profits and higher leverage would reduce reliance on debt since they lose the present value of their interest deductions delayed to future years.


    The impact on investment depends on the type of earnings-stripping rule in place. While the earnings-stripping rule increases the cost of capital, as borrowed interest is not fully deducted, it also provides an additional kick to investment as income generated at the margin enables the firm to deduct more interest. In the case of short-lived capital and an EBIDTA-based earnings-stripping rule, the METR can be lower and even negative than the case when interest deductions are not binding. Assuming no carry forward of unused interest deductions as a particular case, an earnings-stripping rules based on EBITDA can results in a lower METR since new investment in machinery creates substantial room for additional interest deductions (Table 3 and Appendix A for formulas).


    Table 3


    
      
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Marginal Effective Tax Rates when the Earning-Stripping Rule is Binding

            (and no Interest Deduction Carry Forwards): Manufacturing and All Industries

            (in Percentages)

          
        


        
          	

          	
            EBITDA-based

          

          	

          	
            EBIT-based

          

          	
        


        
          	
            Manufacturing

          

          	
            All industries

          

          	
            Manufacturing

          

          	
            All industries

          
        


        
          	
            Structures

          

          	
            28.1

          

          	
            23.7

          

          	
            34.9

          

          	
            29.6

          
        


        
          	
            Machinery

          

          	
            –73.8

          

          	
            –41.2

          

          	
            9.9

          

          	
            20.8

          
        


        
          	
            Land

          

          	
            17.2

          

          	
            16.7

          

          	
            17.0

          

          	
            16.7

          
        


        
          	
            Inventories

          

          	
            16.9

          

          	
            16.9

          

          	
            16.8

          

          	
            16.9

          
        


        
          	
            Aggregate

          

          	
            0.9

          

          	
            0.4

          

          	
            18.7

          

          	
            22.4

          
        


        
          	
            Sources: Author’ calculations derived from Finance Canada data and various accounting tax publications.

          
        

      
    


    The new U.S. law will also limit loss deductions to 80% of profits earned in a year. This will encourage U.S. companies to shift costs including interest to foreign affiliates to make better use of loss deductions. Countries with a more liberal treatment of losses are likely to bear these costs.


    As U.S. parents will be able to repatriate dividends without additional payment of tax, they will be able use foreign profits to retire such debt. In a recent poll, 65% of companies listed debt reduction as a priority for repatriated profits.9 However, to replace undistributed foreign profits in other countries, multinationals could have their affiliates take on more debt from the parent or third parties, subject to the effectiveness of thin-capitalization rules in the foreign jurisdiction. In other words, foreign governments will lose corporate tax revenues to the U.S. government with new financial structures.


    Other provisions in U.S. tax reform will impact Canada-U.S. financing structures such as the use of hybrids structures to achieve double-dip interest deductions for investments (see Mintz and Weichenrieder 2010). As discussed below, debt will also be discouraged to the extent that new anti-abuse rules are effective in discouraging debt placement in the United States.


    Intangible Income


    The U.S. rules likely will have significant impacts on the incentives for intellectual property, marketing and other intangibles within multinational groups. Two particularly important provisions include new anti-abuse rules and new tax provisions related to on global intangible low-taxed income (GILTI) earned by U.S. multinationals abroad and U.S. income from the sale of foreign-derived intangible income (FDII).


    Base Erosion and Anti-Avoidance Tax


    New anti-abuse rules shall limit deductions for cetrain payments (e.g. interest, royalties and management fees) to related foreign parties when companies have gross receipts in excess of $500 million. The intent of these rules is to make it more difficult for foreign companies operating in the United States to shift profits to low-tax countries by using techniques such as licensing arrangements with Irish subsidiaries. The base erosion and anti-abuse tax (BEAT) applies to certain base erosion deductions10 when higher than 3% of total deductions. The cost of goods sold and certain service cost deductions (such as those subject to no mark-up values) are not disallowed as a deduction. The BEAT is a minimum tax of 10% (later to be 12.5% beginning January 1, 2026) on taxable income gross of base erosion payments (a one-point higher tax rate applies to registered security dealers).


    BEAT is paid if the amount is greater than regular corporate income tax paid at the rate of 21% on income paid by the U.S. subsidiary (tax liabilities are also reduced by 20% of Section 38 business tax credits). This will arise if the tax value of denied deductions are large enough. Let Y be regular taxable income taxed at the corporate rate u, X be business tax credits, t equal to the BEAT tax rate and B equal to base erosion payments. BEAT is paid if:


    t (Y + B) – .8X > uY–X or tB > (u – t)Y – .2X.


    A corporate income tax rate of 21% and BEAT tax of 10% would result in BEAT being paid when B > 1.1 Y – 2X. At a BEAT tax of 12.5% from 2026 onwards, BEAT is paid if B > .68Y – 1.6X.


    The effect of the BEAT is to reduce the incentive to pay disregarded payments from U.S. affiliates. To the extent the BEAT is paid, it also erodes the value of investment tax credits provided by the U.S. government for various investments, many but not all of which are related to energy investments.


    Potentially the BEAT would impact cross-border investments and technology transfers with the United States for foreign investors ultimately resulting in lower reported profits abroad to avoid the BEAT. However, either by increasing taxable income in the United States (Y) or reducing base erosion payments (B), companies can beat the BEAT. As in the case of financing, the BEAT shall not payable if taxable income is sufficiently high by shifting debt interest, general administrative costs to other countries. Base erosion payments could be reduced by shifting intangible benefits into the price of goods as permitted under transfer pricing rules. The BEAT may also be avoid cost-sharing if profit-sharing contracts between parents and subsidiaries are used instead of transactional payments.


    BEAT may be subject to challenge under existing tax treaties as being contrary to the arm’s length principle by which a multinational should be able to deduct expenses if similar to those taken between two unrelated companies. BEAT operates as a minimum tax, which is not consistent with the arm’s length principle. However, it has certain characteristics similar to existing earning-stripping rules whereby interest is not deductible in excess of a certain lever of adjusted profits, which as shown above, is also the case.


    GILTI and FDII


    The other important provisions are related to intangible income. The intent of these rules is to discourage multinationals from shifting mobile tangible income to foreign low-taxed jurisdictions, such as in the case of intellectual property and to provide a »patent-box«-like incentive for intangible income earned on exports from the United States. In a decade, the write-offs for research and development expenditures in the United States will be amortized rather than expensed.


    A U.S. parent of controlled-foreign corporation includes GILTI in the parent’s income similar to Sub-Part F passive income and therefore fully taxed as the income is accrued (unlike the previous regime when the income is when remitted to the United States). GILTI is the excess of income over a deemed tangible income, the latter measured as a 10% return on tangible depreciable, excluding Sub-Part F income, foreign oil and gas income and certain related party payments. GILTI is taxed at a rate of 10.5% until January 1, 2026 when it becomes 13.125% thereafter. A tax credit is given for 80% of foreign taxes without a carry back or forward to other years.


    Under the previous system, a U.S. multinational would not be taxed on intangible income so long as the income was not repatriated to the United States. The GILTI tax, on the other hand, is an accrual tax that will claw back incentives in foreign jurisdictions, whether income is repatriated or not, similar to passive income rules. A U.S. multinational would be liable for tax on intangible income in a foreign jurisdiction if 80% of foreign taxes were less than 10.5% (or 13.125% after 2025) of GILTI, which could arise in the case with research and development tax credits or patent-boxes.


    While much of the impact of the GILTI tax will be on intangible income from intellectual property, it will also affect intangible income from marketing, foreign mining and other intangibles (oil and gas is exempt).


    The GILTI will also encourage U.S. companies to hold depreciable assets in foreign jurisdictions. Indeed, for each dollar invested in tangible assets, the U.S. company earns a present value of exempt intangible income equal to the exempt rate of return divided by the nominal discount rate plus the equivalent economic depreciation on the asset. Thus, for example, a dollar of investment in machinery with a 10% declining-balance depreciation rate and a 5% nominal discount rate generates a present value of deductions relief is two-thirds of the expenditure (.1/(.10+.05)). As I have noted in earlier work on resource companies, exempt return can result in a negative METR for investments due to capital base-broadening (see Mintz 2016).


    Further, the new U.S. tax provides domestic corporations a reduced tax rate on foreign-derived intangible income (FDII) by providing a deduc-tion equal to 37.5% of FDII prior to January 1, 2026 and 21.875% thereafter. The effective tax rates on FDII will therefore be equal to 13.125% prior to January 1, 2026 and 16.406% thereafter.11 Intangible income is measured by taking the difference be-tween eligible income and 10% of qualified business assets. This provision provides a concessionary rate of tax on intangible income for property sold to unrelated foreign persons for foreign use or ser-vices provided for use outside of the United States based on the share of foreign-derived income to domestic and foreign-derived income. FDII also excludes oil and gas income but not mining (therefore providing an incentive for mining investments in the United States to the extent output is exported). FDII creates an incentive for businesses to shift not only intellectual property to the United States but also marketing sales forces and other inputs associated with intangible income.


    The FDII could be challenged as an export subsidy given that it concessionary rate is only provided for foreign-derived income. Opposite to the GILTI tax, companies will also have an incentive to invest less in tangible property in the United States to increase the concessionary rate for exported intangible income.


    How Will Other Countries Respond?


    Given the size of the U.S. economy and the implications of U.S. tax reforms, many countries throughout the world are already examining their own policies. As we have noted for 2017, corporate tax reform has been limited to minor reforms in many countries except for a few cases in the past few years (see Bazel and Mintz 2016). However, I would expect that 2018 corporate tax policy should be quite active as countries decide upon their reaction to U.S. tax reform.


    The U.S. corporate tax reform leads to a fundamental reshaping of tax planning by U.S. corporations, moving from a inward-looking to outward-looking tax planning. In the past, The U.S. tax on investments was viewed as less favourable compared to many other countries. Now the U.S. has a more attractive corporate tax system. Instead of shifting profits out of the United States, companies operating in the United States will shift profits to the United States. Overall, U.S. tax reform affects not only investment decisions but also the distribution of profits among countries and therefore, corporate taxes.


    I would argue that three particular issues would be at play for most countries.


    
      	Along with recent deregulation, the U.S. tax reform will make the U.S. a more appealing location for investments. While many factors influence investment decisions by corporations other than corporate taxation, the fundamental U.S. changes has shifted taxation from being a disadvantage to an advantage as a factor influencing investment compared to most regions of the world.


      	The sharp reduction in the U.S. corporate income tax rate as well as the adoption of an exemption for dividends results a significant change in tax planning by corporations with U.S. operations. As discussed above, companies with U.S. operations will have an incentive to shift debt interest and other costs out of the United States to other countries and increase taxable profits in the United States. This would lead to a loss of corporate tax revenues elsewhere in favour of the United States.


      	With new provisions affecting intangible income, companies with U.S. operations will have more incentive to shift intangible income to the United States. U.S. corporations could license less intellectual property to affiliates abroad. Host countries will need to evaluate their research and development policies.

    


    As remarked above, the U.S. tax system is unstable as provisions such as expensing are eventually scaled back. Also, some rules such as interest limitations are quite harsh and I expect will be adjusted at a later time. New non-neutralities are created such as the tax treatment of pass-through and per-sonal income or mining versus oil and gas that are difficult to explain. Further, some World Trade Organization challenges could result in new policies at a later time. And there are eventual changes in political control of the Presidency and Congress at a later time, which could lead to significant shifts as this current reform received only Republican support. Nonetheless, many provisions, especially those related to corporate taxation, will likely stick especially the dividend exemption system and various anti-tax avoidance rules.


    The U.S. will undoubtedly improve its productivity growth from the reform, leading to macro-economic adjustments to rising interest rates and an appreciating U.S. dollar. These adjustments will blunt some of the competitiveness impacts of the U.S. tax reform but yield income gains to households.


    I would expect many countries, looking to maintain their business tax advantages and corporate revenues, would likely undertake several types of reforms themselves in light of dramatic U.S. reform.


    Business tax advantages could include reductions in corporate income tax rates especially in high-rate countries. Already, France announced last Sep-tember a reduction in its general corporate income tax rate from 33.33% to 25% by 2022. Belgium, in December 2017, announced a corporate tax rate reduction from 33.99% to 25% by 2020. Government may introduce temporary tax credits and accelerated depreciation to counter short-term expensing provisions provided by the U.S. although it might be better to use grants rather than tax relief for research and development. An important issue is whether government continue to pursue neutrality among businesses activities, which is better achieved by corporate rate reductions compared to selective investment tax credits. Certainly, U.S. reform with its heavy incentives for machinery investments is far from being »neutral«, thereby giving up some potential productivity gains.


    Many countries will be concerned with base-erosion to the extent costs are shifted to them from the United States. Corporate rate reductions help counter base-erosion so this would be parti-cularly important to countries with high corpo-rate income tax rates. Countries will also assess their interest limitation, tax loss and transfer pri-cing rules in light of a U.S. reform that takes a fairly restrictive provision on debt, losses and intangible income.


    Countries will of course respond depending on their own economic and political circumstances. Whatever happens, 2018 will be a very busy year especially for tax accountants and lawyers!
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    Theoretical Appendix


    Description of Theory


    The marginal-effective-tax-rate analysis is based on a model of a firm maximizing its market value of cash flows discounted by a weighted average cost of finance, determined by an optimal financial policy. All values are in certainty-equivalent terms with the firm using any marginal tax losses and tax credits to reduce tax liabilities. Capital decisions are determined at a point where the return on capital net of depreciation and income-risk premium is equal to the cost of finance. The cost of finance is the weighted average of the after-cost of debt and equity, trading-off the tax benefits of issuing debt with bankruptcy and agency costs. An optimal dividend-payout policy determining the cost of equity finance is based on information conveyed to the market.12 The model incorporates corporate income tax provisions, capital taxes based on gross or net assets, sales taxes on capital purchases and transfer taxes.


    Basic Model


    The METR includes the following taxes and their provisions:


    
      	Corporate income tax:

        
          	Tax rate (u).


          	Present value of tax savings from tax depreciation: (uZ) discounted by Rf. If declining-balance depreciation: Z = α/(α + Rf).


          	Initial allowance (IA) or investment tax credit: IA = φ/(1 – u) to convert tax credits into initial allowances or vice versa.


          	Inventory deduction (FIFO, LIFO, replacement cost or average cost).


          	Interest deduction (which can be limited, such as with indexation).


          	Nominal cost of finance is the weighted average of debt and equity finance, with the simplest form being: Rf = Bi (1 – u) + (1 – B) ρ with ρ/(1 – τ) with τ = atd + (1 – a)c (weighted average of the cost of equity and debt finance paid under the personal income tax).


          	Real cost of finance (nominal cost less inflation): rf = Rf – π.


          	The capital-related income risk premium, which could vary by industry and asset, is reduced by the corporate income tax rate assuming the firm is »fully taxpaying«: H(1 – u).

        

      


      	Capital taxes are treated in the model as the present value of capital tax (wealth tax, tax on fixed assets (excluding inventories), gross asset tax) at rate tc. Usually the capital tax is discounted by the nominal cost of finance, Rf, and declines as capital depreciates. Capital taxes are typically deductible from corporate income (we adjust for cases in which they are not deductible) and are paid annually, so the formula is: (1 – ξB) tc/(Rf + δ), with ξ = 1 being the case where the capital tax applies to net assets, and ξ = 0 being the case when it is applied to gross assets.


      	Capital taxes apply to the book value of assets (where the economic depreciation rate is relevant) or the tax value of assets (based on economic depreciation). Unless provided, there is no indexation for inflation. If the tax value of assets is used, one depreciates by α instead of δ, and reduces the asset base by any investment allowances (or investment tax credits).


      	Sales taxes on capital purchases raise the price of purchasing capital from q to q(1 + t), t = sales tax rate. Treating q = 1, the increase in capital cost is (1 + t).


      	Gross-receipts taxes that do not allow for the deduction of capital costs are applied at the rate k (if they are deductible from the corporate income base the effective rate is k(1 – u).


      	Distribution taxes at rate z on dividends paid to all types of shareholders, whether resident or non-resident, increase the cost of financing. The share of profits paid out as dividends is equal to a.


      	Transfer taxes apply to real estate (land and buildings), land only (land taxes) and/or property (real estate and other fixed assets). Rarely do transfer taxes apply to inventories. The rate is included in t for sales taxes on capital goods. Transfer taxes are typically not deductible, but they increase the purchase cost of the asset and are therefore depreciated.


      	Transfer taxes on securities raise the cost of purchasing financial assets, much like a sales tax. They include stamp duties and regis-tration taxes for securities. They are deduc-tible similar to other expenses when incurred. The nominal cost of finance Rf is increased by (1 + ϒϟ(1 – u)), with ϒ being the transfer tax rate. They can be on bonds only (B), new equity issues (1 – B)a or both (B + (1 – B)a) implying that ϟ is the following:

      Ϟ = B for transfer taxes on debt.

      Ϟ = (1 – B)a for new equity only.

      Ϟ = B + Ba for debt and new equity issues.


      	Financial transactions are annual payments on financial securities (they differ from capital taxes that apply to real assets). The tax rate paid annually is σ, which is applied to debt, equity or both. Financial-transaction taxes increase the cost of finance each year in Rf.

    


    With these various taxes, the formulas for the user cost of capital are as follows:


    
      	F’/q = (1 + t)(δ + rf)(1 – A)/(1 – u – k(1 – ωu)) +H.


      	Rf = [B{i + σ](1 – u) + ρ/(1 – az)](1 + ϒϟ(1 – u)).


      	Rf = Rf – π.


      	A = u[A + (1 – IA)Z] – (1 – ξB) tc (1 – u)/(Rf + δ).

    


    As for inventories, δ = 0, but we add on the tax on inflation depending on FIFO, average cost, or LIFO.


    Gross return on capital is Rg = F’/q – δ – H. The net return is the gross return with all corporate (not personal) tax parameters equal to zero: Rn = Bi + (1 – B)ρ – π.


    The METR is defined as T = (Rg – Rn)/Rg.


    Earnings Stripping Rules


    Let F[kt] be earnings of a firm depending on capital investment, kt, i be the nominal bond interest rate, ρ the nominal imputed cost of equity finance and γ, the debt-capital ratio, which we treat as fixed. Let δ be the economic depreciation rate on capital (declining balance rate). Let uA be the present value of tax savings from annual capital cost allowances. A = α/(α+ Rf)is the present value of the stream of annual capital cost allowances at the rate α discounted by the nominal interest rate, Rf, that reduces the effective purchase cost of capital investments. The real cost of finance is Rf – π with rf = γi + (1 – γ)ρ – π. Let ς be the percentage of earnings against which interest expense may be deducted for tax purposes. Thus, iγk ≤ ς(1 + π)t F[kt] for the case of the EBITDA-based constraint and iγk ≤ ς(1 + π)t F[k] for the case of EBIT-based constraint. We will therefore denote both earnings stripping rules when debt deductions are at the limit as iγk ≤ ςYt with Yt = (1 + π)t F[kt] or Yt = (1 + π)t (F[kt] – αZt)


    Ignoring personal taxes, discounted share-holder profits earned by the firm would be the following:


    V = t = 0 Σt = ∞ (1 + ρ)-t{(1 – u){(1 + π)t F[kt] – αZt – iγ(kt + 1 – kt + δkt)} + uςYt.


    With Zt = s = 0 Σs = t (1 + π)sF(ks + 1 – ks + δks)(1 – α)s (the undepreciated cost base of assets at time t).


    The choice of kt yields the following user cost of capital, adjusted for taxes, for the EBIDTA-based constraint:


    F’[k] = (δ + rf)(1 – uA)/(1 – u(1 – ς))


    With rf = γ(i – π) + (1 – γ)ρ – π.


    If the earnings-stripping rule is based on EBIT, the cost of capital becomes:


    F’[k] = (δ + rf)(1 – u(1 – ς)A)/(1 – u(1 –ς))


    With rf = γ(i – π) + (1 – γ)ρ – π.


    While the interest limitation raises the cost of capital by making marginal debt finance more expensive, it reduces the cost of capital by reducing the tax on net revenues, and in the case of the EBIDTA-related earnings-stripping rule, tax depreciation allowances.


    Appendix B: All-in METRs


    Table A.1: Marginal effective tax rates by country for manufacturing and services for 2010, 2015, 2016 and 2017
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    Appendix C: Data Parameters
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    Endnotes


    
      
        1 Professor Dr. Jack Mintz, President’s Fellow, School of Public Policy, University of Calgary.


        I appreciate the assistance provided by Phil Bazel in preparing this paper.

      


      
        2 Much work is needed to analyze taxes in these sectors, so international comparisons have been more limited. For some international comparisons for oil and mining, see Mintz and Chen (2012) and Mintz et al. (2017).

      


      
        3 Our results treat the METR as an exogenous variable for investment, which is typical in the literature. Yet, tax policies are a choice made by governments – countries less concerned about investment flows might choose higher tax rates. Further, the tax competition literature suggests that smaller countries tend to choose lower taxes on capital to offset the market and labour pool advantages of large countries to attract capital (see Kanbur and Keen 1993; Wilson 1999; Winner 2005). An increase in the METR for a smaller country would more heavily affect the small country’s investment. While we correct for country size and found that a linear relationship between investment intensity and the METR remain negative and statistically significant (and the same at the average METR and investment intensity level), it would be interesting to develop a political model whereby the METR is optimally chosen (requiring two-stage least squares analysis).

      


      
        4 Given the underlying debt-asset ratio used in our METR estimates, the interest limitation rule would not be binding in aggregate at least prior to 2022. The effects of the interest limitation rules are further discussed in the next section.

      


      
        5 Manufacturing value-added is $2.182 trillion in 2016 and the investment intensity is 22.6% (see https://www.bea.gov/index.html).

      


      
        6 Of the six states without a corporate income tax rate, four levy gross receipts taxes with South Dakota and Wyoming imposing neither.

      


      
        7 Bonus depreciation allows for the expensing of capital in the first year with the undepreciated capital cost base subject to annual depreciation allowances in following years.

      


      
        8 De Mooij (2011) meta-analysis estimates that a 10% decrease in the corporate income tax rate (e.g. 25% to 22.5% would reduce the debt financing as a share of investment by 6.5%). However, there is a large standard deviation around such estimates. In Mintz and Weichenrieder (2010), internal debt finance by German companies of foreign subsidiaries is found to be sensitive to corporate tax rate shifts. See also Heckemeyer and Overesch (2013) on profit-shifting.

      


      
        9 See https://www.cnbc.com/2017/07/13/companies-have-big-plans-foroverseas-cash--if-tax-reform-ever-happens.html.

      


      
        10 The new rules do not apply to a regulated corporations or a real estate investment trust. See Explanation of the Tax Act and Jobs Act, p. 532.

      


      
        11 FDII does not include Sub-Part F income, GILTI, financial services income, dividends received from controlled-foreign corporation, domestic oil and gas extraction income from a domestic corporation and foreign branch income. See the Explanation of the Tax Cuts and Jobs Act, page 495.

      


      
        12 For further elaboration, see Mintz (1995).
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    Regionale Ungleichheit in Deutschland und der EU: Was sagen die Daten?

  


  
    Am 28. Februar berichtete die Frankfurter Allgemeine Zeitung »In Deutschland driften die Regionen wirtschaftlich immer mehr auseinander«. Als Beleg dafür wurde eine Graphik angeführt, die einen solchen Trend auf Basis von zwei Datenpunkten – den Extrema der Verteilung – charakterisieren soll. Dieser Beitrag stellt diese Meldung in Frage. Die regionale Wirtschaftskraft der 402 Kreise Deutschlands, gemessen an ihrer Bruttowertschöpfung pro Kopf, ist 2014 deutlich gleicher als im Jahr 2000 verteilt. Die Varianz ist gesunken. Das gilt auch für die 1300 Regionen der EU – wobei allerdings innerhalb der alten EU-15-Staaten ein Anstieg der regionalen Ungleichheit zu beobachten ist. Überall gilt: Wegen progressiver Steuern und Transfers ist die Ungleichheit der verfügbaren Einkommen deutlich geringer als jene der Bruttowertschöpfung. In Deutschland ist sie um mindestens ein Drittel geringer, und sie hat 2000–2014 deutlich abgenommen. Auch die Aussage des Artikels, »Deutschland ist eines der Länder mit den größten regionalen Gegensätzen«, trifft nicht zu. Die regionale Ungleichheit der verfügbaren Einkommen ist in Deutschland niedriger als in allen großen EU-Staaten. Die Zahlen stützen weder die Behauptung, die Globalisierung hätte zu einer immer stärkeren Ungleichheit der regionalen Einkommen geführt, noch bieten sie eine empirische Basis für die Forderung nach mehr regionaler Umverteilung, weder in Deutschland noch in der EU.


    

  


  
    Regionale Disparitäten stehen zunehmend im Fokus wissenschaftlichen wie öffentlichen Interesses. Eine wachsende Literatur beschäftigt sich beispielsweise mit den Folgen der Globalisierung auf regionale Arbeitsmärkte (vgl. Dauth et al. 2014; Badinger und Reuter 2017). Auch in der politischen Ökonomie wird regionale Ungleichheit verwendet, um Wahl- und Abstimmungsergebnisse zu erklären. Der relative Niedergang des Rust-Belts in den USA wurde unter anderem als eine Erklärung für den Wahlerfolg Donald Trumps herangezogen. Andere Autoren finden, dass die regionale Betroffenheit durch Importe schon bei früheren US-Wahlen relevant war (vgl. Dorn et al. 2016). Ebenso dient das Gefälle zwischen London und dem restlichen Großbritannien als Erklärung für das Verhalten bei der Brexit-Abstimmung (vgl. Becker et al. 2017). In Deutschland wird der Wahlerfolg der AfD mit der regionaler »Abgehängtheit« von Regionen erklärt (vgl. Franz et al. 2018).


    Dieser Artikel untersucht die regionale Ungleichheit empirisch-deskriptiv zunächst für Deutschland und anschließend für die EU. Dafür werden verschiedene regionale Statistiken auf der NUTS-3-Ebene (entspricht in Deutschland den Landkreisen und kreisfreien Städten) und NUTS-2-Ebene (äquivalent den Regierungsbezirken) verwendet. Es ergeben sich 402 bzw. 38Gebietskörperschaften in Deutschland und etwa 1300 Einheiten in Europa, die über den Zeitraum von 2000 bis 2014 beobachtet wurden. Der Beobachtungszeitraum schließt somit die Ereignisse des WTO-Beitritts Chinas im Jahr 2001 und der EU-Osterweiterung im Jahr 2004, die häufig in der Literatur als »Globalisierungsschocks« angesehen wurden, ein. Außerdem enthält er die schwerste Rezession seit dem Zweiten Weltkrieg infolge der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009. In einer wachsenden Literatur, die sich methodisch an Autor, Dorn und Hansen (2013) anlehnt, werden globalisierungsbedingte Arbeitsmarktanpassungseffekte untersucht. Diese Partialmarktanalyse wurde auch für Deutschland repliziert (vgl. Dauth et al. 2014), um die Globalisierungsge-winner und -verlierer unter deutschen Regionen zu bestimmen. Nachfolgend sollen regionale Entwicklungsdynamiken unter Berücksichtigung anderer Wohlfahrtsindikatoren analysiert werden. Dabei wird vor allem das kaufkraftbereinigte regionale BIP pro Kopf herangezogen, weil es zum einen Effekte des allgemeinen Gleichgewichts und zum anderen Preis­effekte berücksichtigt. Preise sind deshalb relevant, weil sich die Handelseffekte direkt auf die Preise und nur indirekt auf dem Arbeitsmarkt niederschlagen. Um die verteilungspolitischen Konsequenzen des gesamtwirtschaftlichen Zuwachses zu adressieren, werden auch die Lohnsumme, die Kapitaleinkommen und das verfügbare Einkommen als Wohlstandsmaße verwendet. Während BIP-Daten auf NUTS-3-Ebene vorliegen, sind letztere Verteilungszahlen nur auf NUTS-2-Ebene verfügbar.1 Die Subaggregate des BIP werden ebenfalls kaufkraftbereinigt. Ferner entsprechen sie dem Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung (ESVG) 2010. Alle verwendeten Daten entstammen den Eurostat-Regionalstatistiken.


    Deutschland


    Eine Graphik in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 28. Februar 2018, die die ärmsten und reichsten Regionen verschiedener Länder ins Verhältnis setzt und dabei zwei Zeiträume berücksichtigt (2000 und 2015), erlangte mediale Aufmerksamkeit (vgl. Bollmann und Klöpfer 2018).2 Die Entwicklung der Differenzen suggeriert dabei, dass die Ungleichheit zwischen den armen und reichen Regionen über die Zeit gestiegen sei. Die linke Seite der Abbildung 1 repliziert die Darstellung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung für Deutschland für die Jahre zwischen 2000 und 2014. Dabei wurden die Werte des BIP pro Kopf so normiert, dass der nationale Durchschnitt 100 beträgt. Es ist unschwer zu erkennen, dass die oft bemühte »Schere« zwischen ärmster und reichster Region tatsächlich auseinanderklafft; vor allem, weil sich die reichste Region entkoppelte. Die ärmste Region verlor lediglich 2 Punkte zum Durchschnitt, während die oberste um 71Punkte zulegte.


    
    Abb. 1
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    Nun ist der Erkenntnis­gewinn der singulären Ex­tremwertbetrachtung überschaubar. Es ist in der wissenschaftlichen Literatur aus guten Gründen unüblich, eine Verteilung von 402 Beobachtungen einzig durch ihre Extremwerte – das Minimum und das Maximum der Ausprägungen – zu beschreiben. Eine solche Vorgehensweise ist höchst anfällig für statistische Ausreißer.


    Aus diesem Grund verwendet die Literatur andere Maße für die Beschreibung von Verteilungen, z.B. sogenannte Perzentil-Verhältnisse. Das X-Prozent-Perzentil identifiziert in unserem Fall jene Region, für die gilt, dass X Prozent aller Regionen ärmer sind als sie und 100-X Prozent reicher. Die Betrachtung von Perzentilen dient dazu, statistischen Ausreißern nicht zu viel Bedeutung beizumessen. Die rechte Seite der Abbildung 1 zeigt das Einkommen des 95%-Perzentils (P95) relativ zum Durchschnitt und des 5%-Perzentils (P5), ebenfalls relativ zum Durchschnitt in Deutschland. Unter Auslassung der oberen und unteren 20 Kreise mit den extremsten Ausprägungen ist folglich eine leicht abnehmende Ungleichheit erkennbar; die Differenz zwischen beiden betrug im Jahr 2000 133 Punkte und ging auf aktuell 118 Punkte zurück.


    Abbildung 2 betrachtet – anstelle der Extremwerte – ein Standardmaß der Ungleichheitsmessung: den Gini-Koeffizienten. Dieser bewegt sich zwischen 0 (absolute Gleichverteilung des BIP pro Kopf zwischen den 402 deutschen Kreisen und kreisfreien Städten) und 1 (vollständige Konzentration der Einkommen auf eine Region).


    
    Abb. 2
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    Man sieht sehr deutlich, dass die so gemessene Ungleichheit zwischen den deutschen Regionen seit 2000 nicht angestiegen ist, sondern deutlich rückläufig war. Das gilt insbesondere für Ostdeutschland, aber auch für Gesamtdeutschland ist ein eindeutig negativer Trend auszumachen. Für Westdeutschland ist ein Anstieg der regionalen Ungleichheit bis etwa 2007 zu sehen, danach ein Rückgang. Der Grund liegt darin, dass infolge der Schröder‘schen Agenda 2010 die Arbeitslosigkeit in Deutschland massiv abnahm. Das half den Regionen mit ursprünglich höherer Arbeits­losigkeit (und niedrigem BIP pro Kopf) mehr als den Regionen, in denen bereits im Jahr 2000 die Arbeits­losigkeit gering war. Außerdem haben die Reformen die Anreize erhöht, in Regionen mit höherem Arbeitsangebot zu ziehen. Wie später noch ausführlich diskutiert wird, sind die Wanderungsbewegungen in Deutschland für das Absinken der regionalen Ungleichheit von existentieller Bedeutung.


    Die in Abbildung 2 gezeigten Gini-Koeffizienten werden häufig bei der Ermittlung der regionalen Ungleichheit eingesetzt. Da wir aber Pro-Kopf-Einkommen betrachten und die Regionen unterschiedlich groß sind, ist die Interpretation des Gini-Koeffizienten schwierig.


    Doch auch andere Verteilungsmaße, wie etwa die Varianz, das Verhältnis des 95%- zum 5%-Perzentil oder der Theil-Index, lassen Rückschlüsse auf die Entwicklung der Ungleichheit zu, ohne eine vollständige Verteilung mit nur zwei Extremwerten pro Jahr beschreiben zu wollen. Ab-bildung 3 zeigt die Dynamik dieser Maße für die Pro-Kopf-Einkommen in deutschen NUTS-3-Regionen.
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    Die Verteilungsmaße zeigen, dass die Ungleichheit in Deutschland zwischen 2000 und 2014 merklich zu-rückgegangen ist. So ist die Varianz der logarithmierten Pro-Kopf-Einkommen von 0,135 auf 0,117 gefallen.3 Das Verhältnis des 95%-Perzentils zum 5%-Perzentil hat sich von 3,4 auf 2,9 verringert. Und auch der Theil-Index ist von 0,078 auf 0,076 geschrumpft.


    Nun wird, wie später noch eingehender erläutert wird, die Zunahme der Gleichheit in Deutschland auch dadurch getrieben, dass der Osten gegenüber dem Westen aufholt. Abbildung 4 zeigt für die west­deutschen Regionen die oben genannten Verteilungsmaße des BIP pro Kopf. Hier ist die Dynamik nicht eindeutig: Während die Varianz am aktuellen Rand unterhalb des Niveaus von 2000 ist, stieg das 95-5-Perzentilverhältnis über den Gesamtzeitraum etwas an. Der Theil-Index liegt aktuell etwa auf dem Niveau des Jahres 2000. Allen Maßen ist gemein, dass sie seit 2006 rückläufig sind. Für den gewählten Zeitraum ist dies das Jahr mit der höchsten regionalen Ungleichheit in Deutschland.
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    Die These von der immer größer werdenden regionalen Ungleichheit in Deutschland ist nicht haltbar. Für Westdeutschland ist kein eindeutiger Trend zu identifizieren. Blickt man auf Gesamtdeutschland, so ist statt einer steigenden Ungleichheit genau das Gegenteil festzustellen. Der in Bollman und Kläpfer (2018) berichtete Befund ist von Ausreißern getrieben, auf die wir nun den Blick richten. Konkret betrachten wir die Top-5%-Regionen, also jene 20 Kreise und Städte mit dem höchsten BIP pro Kopf.


    Tabelle 1 ordnet die Top-20-Regionen nach BIP pro Kopf im Jahr 2014. Dabei ist das BIP so normiert, dass der nationale Durchschnitt 100 beträgt. Ferner sind sowohl das Ranking aus dem Jahr 2000 und das BIP pro Kopf aus eben jenem Jahr dargestellt. Die letzte Spalte gibt einen Überblick darüber, ob die Region über die Zeit zum Durchschnitt konvergiert oder weiter divergiert ist.


    Tab. 1


    
      
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Die Top-20-Kreise in Deutschland: BIP pro Kopf relativ zum Durchschnitt

          
        


        
          	
            Rang 2014

          

          	
            Name

          

          	
            BIP pro Kopf 2000

          

          	
            BIP pro Kopf 2014

          

          	
            Rang 2000

          

          	
            Δ BIP pro Kopf zum Durchschnitt in Deutschland

          
        


        
          	
            1

          

          	
            Wolfsburg, kreisfreie Stadt

          

          	
            3,36

          

          	
            4,07

          

          	
            1

          

          	
            ↑

          
        


        
          	
            2

          

          	
            Ingolstadt, kreisfreie Stadt

          

          	
            2,15

          

          	
            3,66

          

          	
            14

          

          	
            ↑

          
        


        
          	
            3

          

          	
            München, Landkreis

          

          	
            3,26

          

          	
            2,96

          

          	
            2

          

          	
            ↓

          
        


        
          	
            4

          

          	
            Schweinfurt, kreisfreie Stadt

          

          	
            2,37

          

          	
            2,79

          

          	
            11

          

          	
            ↑

          
        


        
          	
            5

          

          	
            Frankfurt a. M., kreisfreie Stadt

          

          	
            3,24

          

          	
            2,75

          

          	
            3

          

          	
            ↓

          
        


        
          	
            6

          

          	
            Erlangen, kreisfreie Stadt

          

          	
            2,42

          

          	
            2,51

          

          	
            9

          

          	
            ↑

          
        


        
          	
            7

          

          	
            Regensburg, kreisfreie Stadt

          

          	
            2,43

          

          	
            2,47

          

          	
            8

          

          	
            ↑

          
        


        
          	
            8

          

          	
            Stuttgart, Stadtkreis

          

          	
            2,48

          

          	
            2,36

          

          	
            6

          

          	
            ↓

          
        


        
          	
            9

          

          	
            Coburg, kreisfreie Stadt

          

          	
            1,77

          

          	
            2,32

          

          	
            29

          

          	
            ↑

          
        


        
          	
            10

          

          	
            Düsseldorf, kreisfreie Stadt

          

          	
            2,50

          

          	
            2,31

          

          	
            5

          

          	
            ↓

          
        


        
          	
            11

          

          	
            Ludwigshafen am Rhein,


            kreisfreie Stadt

          

          	
            2,52

          

          	
            2,23

          

          	
            4

          

          	
            ↓

          
        


        
          	
            12

          

          	
            Bonn, kreisfreie Stadt

          

          	
            2,38

          

          	
            2,21

          

          	
            10

          

          	
            ↓

          
        


        
          	
            13

          

          	
            München, kreisfreie Stadt

          

          	
            2,44

          

          	
            2,10

          

          	
            7

          

          	
            ↓

          
        


        
          	
            14

          

          	
            Ulm, Stadtkreis

          

          	
            2,15

          

          	
            2,06

          

          	
            14

          

          	
            ↓

          
        


        
          	
            15

          

          	
            Aschaffenburg, kreisfreie Stadt

          

          	
            1,82

          

          	
            2,02

          

          	
            24

          

          	
            ↑

          
        


        
          	
            16

          

          	
            Darmstadt, kreisfreie Stadt

          

          	
            2,18

          

          	
            2,02

          

          	
            13

          

          	
            ↓

          
        


        
          	
            17

          

          	
            Koblenz, kreisfreie Stadt

          

          	
            2,19

          

          	
            1,98

          

          	
            12

          

          	
            ↓

          
        


        
          	
            18

          

          	
            Dingolfing-Landau

          

          	
            1,26

          

          	
            1,91

          

          	
            70

          

          	
            ↑

          
        


        
          	
            19

          

          	
            Passau, kreisfreie Stadt

          

          	
            1,73

          

          	
            1,81

          

          	
            31

          

          	
            ↑

          
        


        
          	
            20

          

          	
            Mannheim, Stadtkreis

          

          	
            1,88

          

          	
            1,80

          

          	
            21

          

          	
            ↓

          
        


        
          	
            Spalte (1) und Spalte (5) geben Ränge des BIP pro Kopf in Kaufkraftparitäten für die entsprechenden Zeiträume an. Spalte (3) und Spalte (4) setzen das jeweilige BIP pro Kopf in das Verhältnis zum nationalen Durchschnitt.

          
        


        
          	
            Quelle: Eurostat; Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Die reichste Region Deutschlands ist die Stadt Wolfsburg. Im Jahr 2014 war dort das BIP pro Kopf 4,07-mal so hoch als das durchschnittliche BIP pro Kopf in Deutschland. Danach folgen Ingolstadt und der Landkreis München. Während Wolfsburg schon 2000 Rang 1 belegte, stieg Ingolstadt auf, und der Landkreis München fiel zurück. Den größten Sprung indes machte wieder eine klassische Automobileregion, nämlich Dingol­fing-Landau, die, von Rang 70 kommend, aktuell auf Platz18 landet. Zwölf der derzeitigen Top-20-Regionen fielen im Ranking zurück. Bei elf Regionen verringerte sich der Abstand des BIP pro Kopf zum nationalen Durchschnitt. Fünf der aktuellen Top-20-Re­gionen waren 2000 noch nicht unter den Top 20, was verdeutlicht, dass es einigen Regionen gelungen ist, in die Spitzengruppe aufzusteigen. »Abgehängt« zu sein, ist wohl keine unveränderliche Fügung des Schicksals.


    Keine Anzeichen für eine Great Divergence in Deutschland


    Ein hinreichendes Argument für eine Zunahme der Ungleichheit wäre, wenn reichere Regionen schneller wüchsen als ärmere. Umgekehrt, wüchsen die Ärmeren schneller, holten sie gegenüber den reichen auf und man spräche von Konvergenz. Abbildung 5 illustriert das Niveau des durchschnittlichen Einkommens im Jahr 2000 (linke Karte) sowie das nachfolgende Wachstum über die Periode 2000–2014 (rechte Karte).


    
    Abb. 5
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    Wie unschwer zu erkennen ist, sieht man im Jahr 2000 deutlich das West-Ost-Gefälle sowie den Unterschied zwischen den kreisfreien Städten und den ländlichen Regionen. Bezüglich des Wachstums kehrt sich der optische Eindruck um: Der Osten, vor allem dessen Süden, sowie das nördliche Bayern sind pro Kopf am schnellsten gewachsen. Der optische Eindruck wird auch durch die Daten bestätigt: Wachstum und Ausgangsniveaus sind im Durchschnitt eindeutig negativ korreliert.


    Die neoklassische Wachstumstheorie spricht dann von sogenannter unconditional convergence, wenn anfangs ärmere Länder stärker wachsen als die reichen. Auf Regionen übertragen, sehen wir eine solche Konvergenz in Deutschland wie Tabelle 2 veranschaulicht. Sie zeigt die Ergebnisse einer simplen OLS-Schätzung, die die BIP-pro-Kopf-Wachstumsrate zwischen 2000 und 2014 auf das Ausgangsniveau derselben Variablen regressiert. Der Koeffizient ist wie folgt zu interpretieren: Regionen, in denen das Ausgangs-BIP um 1% höher war, haben eine um 0,1 Prozentpunkte geringere Wachstumsrate. Werden die Beobachtungen zusätzlich noch nach der Bevölkerung gewichtet, steigt dieser Koeffizient nochmals um ein Viertel (Spalte (2)).


    Tab. 2


    
      
        
        
        
      

      
        
          	
            Zusammenhang zwischen dem regionalen BIP-Wachstum und dem Ausgangsniveau im Jahr 2000 in Deutschland

          
        


        
          	

          	
            (1)

          

          	
            (2)

          
        


        
          	
            BIP-Wachstum (2000–2014)

          

          	
            BIP-Wachstum (2000–2014)

          
        


        
          	
            ln (BIP pro Kopf) 2000

          

          	
            –10,0***

          

          	
            –12,6***

          
        


        
          	
            Bev.-gewichtet

          

          	
            Nein

          

          	
            Ja

          
        


        
          	
            R2

          

          	
            0,11

          

          	
            0,24

          
        


        
          	
            N

          

          	
            402

          

          	
            402

          
        


        
          	
            Alle NUTS-3-Regionen Deutschlands. Spalte (2) gewichtet die Regionen nach Bevölkerungsgröße. Die Schätzmethode ist die der Kleinsten Quadrate, es wurden heteroskedastie-robuste Standardfehler verwendet

          
        


        
          	
            Quelle: Eurostat; Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Selbstverständlich bedarf die Verwendung des BIP pro Kopf als Wohlstandsindikator auch der Berücksichtigung des Nenners jener Maßzahl, also der regionalen Bevölkerungsentwicklung. Abbildung 6 zeigt die regionale Bevölkerungsentwicklung über den Zeitraum 2000 bis 2014 in den deutschen Städten und Kreisen. Dabei fallen mehrere Dinge auf: Erstens sind die Regionen der ehemaligen DDR insgesamt am stärksten von Abwanderung betroffen. Zweitens ist eine zunehmende Urbanisierung zu beobachten: Die meisten kreisfreien Städte konnten wachsen. Drittens, Deutschland agglomeriert sich zunehmend in vier Teile; den Großraum Berlin, Bayern südlich der Donau sowie das östliche Württemberg, eine Region von Westfalen bis Hamburg reichend und einen Streifen vom Main-Taunus-Kreis bis an den Oberrhein inklusive des Ballungsraums Stuttgart. Freilich ist es bedauerlich, wenn sich ohnehin dünn besiedelte Landstriche weiter entvölkern; dies ist vor allem der Bereitstellung öffentlicher Güter, die einer kritischen Größe bedürfen, abträglich. Die Alternative allerdings sieht noch düsterer aus: Die Menschen blieben sonst einfach in Regionen, in denen es keine Arbeit für sie gäbe. Dies führte nicht nur zu individuell bedauerlichen Lebenswegen, sondern auch zu sozialen Verwerfungen, die die Gesellschaft als Ganzes betreffen. Die Mobilität des Faktors Arbeit ist aber gerade der Puffer, um regionale Einkommensungleichheit abzufedern. Der Wegzug von Menschen verknappt das Arbeitsangebot, dies resultiert in höhere Löhne der Verbliebenen. Indes ist die Entwicklung der Binnenmigration auch kein neues Phänomen; der Wegzug von Menschen fällt dann aber stärker auf, wenn die Bevölkerung schon allein aufgrund niedriger Geburtenraten schrumpft. Abwanderung und Demographie gehen in vielen Regionen Hand in Hand, weil häufig diejenigen wegziehen, die noch keine Kinder haben.
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    Das Wachstum des BIP pro Kopf ist eindeutig ne­gativ mit der Bevölkerungsentwicklung korreliert, was bedeutet, dass ersteres auch durch letzteres getrieben wird. In unserer Analyse unterscheiden wir nicht, ob das Pro-Kopf-Einkommen von der Produktivitätsentwicklung oder einer Veränderung der Kapitalintensität der Produktion getrieben ist. Letztere steigt, wenn die Bevölkerung durch Emigration abnimmt oder wenn Kapital zufließt. Nimmt man an, dass Deutschland im Jahr 2000 ein räumliches Gleichgewicht erreicht hat, in dem die Nettokapitalrenditen in den unterschiedlichen Regionen ziemlich ausgeglichen sind, dann müssen auch die hedonischen Löhne ausgeglichen sein,4 und die seither beobachtete Konvergenz der regionalen Bruttowertschöpfung pro Kopf muss auf eine Konvergenz der Produktivität zurückzuführen sein. Dies ist allerdings letztlich für die Beurteilung der regionalen Unterschiede im Pro-Kopf-Einkommen in Deutschland irrelevant.


    Abbildung 7 geht der Problematik der Bevölkerungsentwicklung noch etwas genauer nach. Dabei wird immer die Varianz der logarithmierten BIP-pro-Kopf-Maße gezeigt. Der linke Teil der Graphik repliziert mit der unterbrochenen Linie einen Befund, der schon Abbildung 3 zu sehen war. Wenn aber die Kreise mit ihrer jeweiligen, über die Zeit veränderlichen Bevölkerung gewichtet werden, dann zeigt sich erstens ein höheres Niveau der Ungleichheit. Offensichtlich haben Kreise mit mittlerem Pro-Kopf-Einkommen eher wenig Bevölkerung, während Kreise mit extremen Ausprägungen höhere Bevölkerungszahlen aufweisen. Zweitens hat die Ungleichheit aber bevölkerungsgewichtet noch deutlicher als ohne Gewichtung abgenommen. Dies ist auf die Abwanderung aus armen Regionen in Regionen mit mittlerem Pro-Kopf-Einkommen zurückzuführen.
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    Der rechte Teil der Abbildung zeigt die Veränderung der Ungleichheit, wenn die Bevölkerung der Kreise und kreisfreien Städte auf das Niveau von 2000 festgefroren wird. Damit verändern sich die Pro-Kopf-Einkommen nur durch die Veränderung des regionalen BIP, nicht aber aufgrund von Wanderungsbewegungen. Die Varianz der Verteilung der so definierten Einkommensmaße blieb über die Zeit konstant. Lässt man Bevölkerungsveränderungen zu, sinkt die Ungleichheit (auch wenn, wie in der Abbildung mit den Bevölkerungswerten des Jahres 2000 gewichtet wird). Die Binnenwanderung in Deutschland erweist sich also als wichtiges Vehikel für eine Annäherung der Pro-Kopf-Einkommen über die Regionen hinweg. Zwischen West- und Ostdeutschland führt nicht so sehr eine Annäherung der Produktivität, sondern die Wanderung der Arbeitskräfte zu Konvergenz.


    Nun mag man einwenden, dass die regionale Ungleichheit vielleicht nicht so sehr auf Kreisebene sichtbar wird, sondern erst auf höherer regionaler Ebene. Dies könnte dann der Fall sein, wenn beispielsweise ganz besonders erfolgreiche Kreise und Städte auch noch nebeneinanderlägen und sich somit die Effekte weiter konzentrierten. Nun verrät schon der Blick in Tabelle 1, vorausgesetzt gewisse geographische Grundkenntnisse, dass dies unrealistisch ist. Der Vollständigkeit halber zeigt Abbil-dung8 das Verhältnis der reichsten und ärmsten Region relativ zum nationalen Durchschnitt auf der Ebene der Regierungsbezirke (NUTS-2). Die reichste Region Deutschlands im Jahr 2014 war hiernach die Freie und Hansestadt Hamburg, dahinter liegen Oberbayern und Darmstadt. Die ärmsten Regionen sind Mecklenburg-Vorpommern, davor liegen Lüneburg und Sachsen-Anhalt.5 Zwischen den Extremwerten der Verteilung liegen heute 104 Punkte, im Jahr 2000 waren es noch 122 Punkte.
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    Die Bundesrepublik verteilt stark zwischen Regionen um


    Das BIP pro Kopf ist ein für alle Regionen verfügbares Maß der regionalen Einkommen und wird daher häufig als Wohlstandsindikator verwendet. Es krankt allerdings an mehreren Problemen: Das erste besteht darin, dass ein Teil des BIP im staatlichen Bereich »erwirtschaftet« wird und hierfür keine Marktpreise für die »Erzeugnisse«, sondern Inputpreise – also im Wesentlichen die Löhne – zugrunde gelegt werden. Die Tatsache, dass beispielsweise in Deutschland die öffentliche Hand regional ziemlich identische Bezüge bezahlt (auch wenn die Produktivität der öffentlichen Angestellten nicht identisch ist), führt zu einer künstlichen Angleichung der Maße für das BIP pro Kopf. Eine Bereinigung ist statisch schwierig; Sinn und Sinn (2015) berichten allerdings für Deutschland, dass ein Teil der Konvergenz zwischen West- und Ostdeutschland genau auf das eben beschriebene Phänomen zurückzuführen ist.


    Ein weiteres Problem des BIP besteht darin, dass es eine Bruttogröße ist; es fallen also zunächst Abschreibungen auf gebundenes Kapital an, und anschließend wird diese Größe der staatlichen Umverteilung unterzogen. Unternehmen bezahlen Steuern und erhalten Subventionen, ebenso unterliegen die Privathaushalte einer Steuer- und Abgabenlast, für die sie im Gegenzug Transfers erhalten. Ein progressives Steuersystem sowie direkte Regionaltransfers – man denke an den Länderfinanzausgleich – sollten eine Verringerung der Ungleichheit bewirken. Diesen Effekten wird in dem BIP-Subaggregat verfügbares Einkommen (privater Konsum zuzüglich Ersparnis) Rechnung getragen. Dieses ist allerdings nicht auf Kreisebene (NUTS-3-Ebene), sondern nur für die 38 Regierungsbezirksebene (NUTS-2-Ebene) erhältlich.


    Zieht man die verfügbaren Einkommen als Wohlstandsindikator heran, sinkt das Niveau der Ungleichheit nochmals beträchtlich: Zwischen der ärmsten Region (ebenfalls Mecklenburg-Vorpommern) und der reichsten (Oberbayern) liegen nun nur noch 36 Prozentpunkte (vgl. Abb. 8).6 Beim BIP – vor Umverteilung – liegt der Abstand bei etwa 100 Prozentpunkten, also fast dreifach so hoch. Beide Regionen standen schon im Jahr 2000 an den Enden der Verteilung, damals lagen zwischen ihnen allerdings noch 48 Punkte, also ein Viertel mehr. Man beachte auch, dass die Spreizung des BIP pro Kopf auf NUTS-2 Ebene deutlich geringer ist als auf NUTS-3 Ebene (vgl. Abb. 1). Die Aggregation auf Regierungsbezirke verwischt die Unterschiede auf Kreis­-ebene. Es ist unklar, welche Aggregationsebene für die gegenwärtige Analyse die bessere ist. Die Frage ist, welche regionale Einheit für die Arbeits- und Lebenswirklichkeit der Bürger die entscheidende ist. Dies könnten durchaus die Regierungsbezirke sein, weil ein Pendeln zwischen Kreisen in Deutschland nicht untypisch ist.


    Abbildung 9 zeigt dieselben Verteilungsmaße, die schon oben angeführt waren, über die Zeit. In den Graphiken sind jeweils eine gestrichelte und eine durchgezogene Linie zu sehen. Erstere bezieht sich auf die verfügbaren Einkommen je Kopf und ist mit Hilfe der jeweils rechten Ordinate zu lesen. Letztere bezieht sich auf das BIP pro Kopf und wird an der linken Ordinate abgetragen. Nach allen Verteilungsmaßen sank die regionale Ungleichheit in Deutschland sowohl für die verfügbaren Einkommen wie auch für die BIP pro Kopf.
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    Kapital- versus Arbeitseinkommen in Deutschland


    Hinsichtlich des verfügbaren Einkommens mag der berechtigte Einwand angeführt werden, dass jenes Maß keine Aussage über die Verteilung innerhalb der Regionen zulässt. Diese Fragestellung bezieht sich aber auf individuelle Einkommensungleichheit und ist auch nur mit Mikrodaten hinreichend zu beantworten.


    Die Subaggregate des BIP lassen aber immerhin eine Aussage zu, wie sich das Volkseinkommen (Nettonationaleinkommen abzüglich Unternehmenssteuern und zuzüglich Subventionen) in Kapital- und Arbeitseinkommen aufteilt. Um Vergleichbarkeit zwischen den Regionen herzustellen, wurden die entsprechenden Einkommen pro Kopf ermittelt und kaufkraftbe­reinigt. Anschließend wurde für jede Region das Wachstum beider Größen berechnet, was Abbildung10 illustriert. Sie enthält außerdem eine 45-Grad-Linie. Diese hilft festzustellen, in welchen Regionen die Arbeitseinkommen und in welchen Regionen die Kapitaleinkommen schneller gewachsen sind. Unterhalb der Linie liegen alle ostdeutschen Regionen. Umgekehrt gilt für alle westdeutschen Regionen, dass die Arbeitseinkommen schneller gewachsen sind. Für Deutschland als Ganzes gilt ebenfalls, dass die Arbeitseinkommen schneller gewachsen sind. Die vom französischen Ökonomen Thomas Piketty aufgestellten Hypothesen zur Dynamik der Ungleichheit in Industriestaaten stießen auf großes Interesse der Öffentlichkeit. Eine seiner Kernthesen, dass die Kapitaleinkommensbezieher dauerhaft höhere Zuwächse erführen als die Arbeitseinkommensbezieher, kann für Deutschland über die vergangenen 15 Jahre durch Abbildung10 widerlegt werden.
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    Im Lichte dieser Darlegungen ist die These von der ständig steigenden regionalen Ungleichheit in Deutschland empirisch haltlos. Im Gegenteil, es wird eine zunehmende Konvergenz beobachtet.


    Ungleichheit in der EU


    In der Ungleichheitsdebatte dient häufig der Fingerzeig auf die Vereinigten Staaten von Amerika als warnendes Beispiel für zu hohe Ungleichheit. Nun ist es fast schon trivial zu verstehen, dass regionale Ungleichheit mit der Größe des Staatsgebildes ansteigt. Im Folgenden unterstellen wir nun, die EU wäre ein Land wie die USA und bestünde lediglich aus NUTS-2- und NUTS-3-Regionen.


    Ähnlich wie in Deutschland gibt es in ganz Europa statis­tische Ausreißer. Abbildung11 zeigt in der linken Hälfte die ärmste und reichste Region der EU relativ zum EU-Durchschnitt. Schon allein der Abstand zwischen der reichsten Region im Jahr 2000 und dem Durchschnitt erscheint dramatisch: Zehnmal reicher ist diese Region und konnte den Abstand so-gar noch auf den Faktor13 erhöhen. Die mit Abstand reichste NUTS-3-Region der EU ist die City of London. Es folgen Westminster und dann schon der deutsche ›National Champion‹ Wolfsburg. Man kann also immerhin kons­tatieren, dass der Brexit nicht nur für die Gleichheit in Europa förderlich ist, sondern auch noch eine deutsche Region zur statistisch wohlhabendsten Europas macht. Im gleichen Zeitraum stieg das BIP pro Kopf der ärmsten EU-Region von 13 auf 25% des EU-Schnitts. Die ärmsten drei Regionen Europas lagen im Jahr 2000 in Rumänien und liegen am aktuellen Rand in Bulgarien. Nun ist jene linke Bildhälfte, wie oben bereits erwähnt, durch Ausreißer getrieben. Die rechte Bildhälfte illustriert das 95-5-Perzentil-Verhältnis der regionalen BIP in der EU. Während die P95-Region sich nur leicht dem Durchschnitt annährte, hat das Aufholen der P5-Region mehr dazu beigetragen, dass die Differenz von 149 Punkten im Jahr 2000 auf 131Punkte, also um 13%, zurückgegangen ist. Das Niveau der Ungleichheit ist insgesamt aber weit höher als in Deutschland, was der ungleich größeren Heterogenität der europäischen Regionen geschuldet ist. Die Dynamik jedoch weist auch hier eher auf Konvergenz denn auf Divergenz hin.
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    Zieht man weitere Verteilungsmaße heran, wie die Varianz der logarithmierten Einkommen, das 95-5-Perzentil-Verhältnis oder einen Theil-Index, verfestigt sich das Bild einer zunehmenden Konvergenz in Europa. Abbildung12 zeigt für die europäischen NUTS-3-Regionen die Verteilung des BIP pro Kopf. Bis 2009 ist nach allen Maßen die Ungleichheit zurückgegangen, danach ist der Effekt uneindeutig: Man beobachtet entweder eine Stagnation (Varianz), einen – wenn auch verlangsamten – weiteren Rückgang der Ungleichheit (95-5-Perzentil-Ratios) oder sogar wieder einen leichten Anstieg (Theil-Index). Werden allerdings die deutschen Regionen aus dem Datensatz herausgenommen, sinkt die Ungleichheit stetig von 2000 bis 2014.
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    Nun wird diese Dynamik vor allem durch das Aufholwachstum der osteuropäischen Länder getrieben. Nimmt man diese heraus und berechnet für die EU 15 (für Deutschland nur die westdeutschen Regionen) die Verteilungsmaße für das BIP pro Kopf, ergibt sich eine diametral entgegengesetzte Dynamik (vgl. Abb. 13). Diese ist, wie Andersen et al. (2018) argumentieren, durch das Fehlen weiterer Konvergenz der südeuropäischen Länder relativ zu den nordeuropäischen verursacht. Die EU-15-Staaten bilden den Kern der Eurozone, weshalb eine steigende regionale Ungleichheit auch eine direkte Konsequenz der Krise des Euroraums sein könnte. Rosés und Wolf (2018) zeigen in einer Studie für zwölf der EU-15-Länder, dass die regionale Ungleichheit von 1900 bis in die 1980er Jahre abgenommen hat, seitdem aber wieder ansteigt. Dies passt zu unserem Befund.
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    Entfernt man allerdings die Länder mit der extremsten Entwicklung der regionalen Einkommen, Griechenland und das Vereinigte Königreich, aus dem Datensatz, liegt das Niveau der regionalen Ungleichheit im Jahr 2014 ziemlich exakt bei dem Niveau des Jahres 2000. Es gab also zwischen 2000 und 2014 einen Stillstand bei der Konvergenz der Einkommen in den alten EU-Staaten.


    Allerdings ist beim Vergleich der Abbildung mit der Abbildung 13 zu berücksichtigen, dass das Ungleichheitsniveau innerhalb der Gruppe der westeuropäischen Länder geringer ist. Dies verdeutlichen die niedrigeren Achsenabschnitte. Dass Westeuropa homogener ist als Gesamteuropa, ist indes nicht überraschend.


    Der Blick auf das Wirtschaftswachstum und die Ausgangsniveaus der regionalen BIP-Größen verdeutlicht, dass sich die Ungleichheit der Pro-Kopf-Einkommen in der gesamten EU zwischen 2000 und 2014 zurückgebildet hat (vgl. Abb. 14). Festzustellen ist vor allem, dass die vormals unterentwickelten Regionen Osteuropas besonders stark gewachsen sind.
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    Deutschlands Wachstumsraten scheinen eher den osteuropäischen denn den westeuropäischen zu ähneln; dies hat auch mit der neuen ökonomischen Geographie des Kontinents zu tun. Mit der EU-Ost­erweiterung wurde Deutschland vom Rand in das Zent­rum gerückt. Wie Tabelle 3 zeigt, trifft der negative Zusammenhang zwischen dem Ausgangsniveau des BIP pro Kopf im Jahr 2000 und dem nachfolgenden Wachstum für die Regionen der EU noch mehr als für Deutschland zu.


    Tab. 3


    
      
        
        
        
      

      
        
          	
            Zusammenhang zwischen dem BIP-Wachstum und dem Ausgangsniveau im Jahr 2000 in der EU

          
        


        
          	

          	
            (1)

          

          	
            (2)

          
        


        
          	
            BIP-Wachstum (2000–2014)

          

          	
            BIP-Wachstum (2000–2014)

          
        


        
          	
            ln (BIP pro Kopf) im Jahr 2000

          

          	
            –26,4***

          

          	
            –30,4***

          
        


        
          	
            Bev.-gewichtet

          

          	
            Nein

          

          	
            Ja

          
        


        
          	
            R2

          

          	
            0,39

          

          	
            0,47

          
        


        
          	
            N

          

          	
            1283

          

          	
            1283

          
        


        
          	
            Alle NUTS-3-Regionen der EU. Spalte (2) gewichtet die Regionen nach Bevölkerungsgröße. Die Schätzmethode ist die der Kleinsten Quadrate, es wurden heteroskedastie-robuste Standardfehler verwendet.

          
        


        
          	
            Quelle: Eurostat; Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Analog zur Analyse bezüglich Deutschlands wurde obige Konvergenzregression auch für alle EU-NUTS-3-Regionen durchgeführt. Die Koeffizienten sind sogar 2,5-mal so groß wie für Deutschland, was auf eine noch schnellere Konvergenz hindeutet. Die EU ist eher auf dem Weg zu einer Angleichung denn zu einer weiteren Divergenz der Lebensverhältnisse.


    Auch für die EU als Ganzes trifft es zu, dass die verfügbaren Einkommen eine geringere Streuung als die Pro-Kopf-Einkommen aufweisen. Allerdings fällt auf, wie in Abbildung 15 zu sehen, dass am unteren Ende der Verteilung (P5) die verfügbaren Einkommen gemessen am Durchschnitt nur marginal über dem BIP liegen, während am oberen Ende (P95) das Niveau 20bis 30Prozentpunkte näher am Durchschnitt liegt. Die Dynamik weist allerdings auch hier auf eine Konvergenz bei den verfügbaren Einkommen hin. Eine Erklärung, warum sich die verfügbaren Einkommen weit weniger zum EU-Durchschnitt angleichen, ist die Tatsache, dass zwischenstaatliche Transfers weit weniger ausgeprägt sind als innerstaatliche und dass eine gesamteuropäische Steuerprogression fehlt. Dabei ist der Großteil der Ungleichheit zwischen den Regionen faktisch eine Ungleichheit zwischen den EU-Mitgliedstaaten.7 Ebenso sind die regionalen Einkommensverteilungen und Wachstumsdynamiken für die vier Länder Deutschland, Frankreich, Italien und das Vereinigte Königreich in Abbildung 18 und Abbildung 19 illustriert.
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    Deutschland im EU-Vergleich


    Schließlich wenden wir uns der Frage zu, wo Deutschland im Vergleich mit den anderen EU-Staaten steht. Der oben zitierte Artikel in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung suggeriert, dass die regionale Ungleichheit in Deutschland höher als in anderen Ländern ist. Hierbei werden aber nur jeweils die allerärmsten und die allerreichsten Re-gionen eines Landes verglichen. Das ist in sehr kleinen Ländern mit nur wenigen statisch identifizierten Re-gionen (wie z.B. Luxemburg oder Zypern) kein Problem; in den großen EU-Staaten verzerrt die ausschließliche Betrachtung von Extremwerten jedoch die Analyse. Immerhin haben die großen EU-Staaten, wie das Vereinigte Königreich, Italien oder Frankreich, ca. 100 NUTS-3-Regionen oder mehr.


    Tabelle 4 zeigt für 25 EU-Staaten – für die Daten vorliegen und für die die Anzahl der NUTS-3- Regionen überhaupt Berechnungen zulässt –, wie sich die regionale Ungleichheit in den Jahren 2000 und 2014 darstellt. Die Länder sind nach abnehmender Varianz der logarithmierten Pro-Kopf-Einkommen des Jahres 2014 gereiht. Deutschland befindet sich im oberen Drittel. Unter den großen EU-Ländern nimmt es den zweiten Platz, nach dem Vereinigten Königreich und vor Polen, Italien, Frankreich und Spanien, ein. Betrachtet man das Verhältnis des 90%-Perzentils zum 10%-Perzentil, so erscheint das Niveau der Ungleichheit sogar höher als im Vereinigten Königreich.


    Tab. 4


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Regionale Ungleichheit im Vergleich: BIP pro Kopf (NUTS-3-Regionen)

          
        


        
          	
            


            

          

          	
            Varianz, log BIP pro Kopf

          

          	
            P90/P10, BIP pro Kopf

          
        


        
          	
            2000

          

          	
            2014

          

          	
            Zu-/Abnahme

          

          	
            2000

          

          	
            2014

          

          	
            Zu-/Abnahme

          
        


        
          	
            [1]

          

          	
            Slowakei (8)

          

          	
            0,13

          

          	
            0,18

          

          	
            +

          

          	
            3,54

          

          	
            4,10

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [2]

          

          	
            Lettland (6)

          

          	
            0,18

          

          	
            0,18

          

          	
            –

          

          	
            3,37

          

          	
            3,31

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [3]

          

          	
            Irland (8)

          

          	
            0,08

          

          	
            0,16

          

          	
            +

          

          	
            2,25

          

          	
            3,24

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [4]

          

          	
            Malta (2)

          

          	
            0,01

          

          	
            0,16

          

          	
            +

          

          	
            1,18

          

          	
            1,77

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [5]

          

          	
            Vereinigtes Königreich (173)

          

          	
            0,13

          

          	
            0,15

          

          	
            +

          

          	
            1,95

          

          	
            1,99

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [6]

          

          	
            Estland (5)

          

          	
            0,12

          

          	
            0,12

          

          	
            +

          

          	
            2,32

          

          	
            2,34

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [7]

          

          	
            Deutschland (402)

          

          	
            0,13

          

          	
            0,12

          

          	
            –

          

          	
            2,60

          

          	
            2,30

          

          	
            –

          
        


        
          	

          	
            Deutschland Ost

          

          	
            0,06

          

          	
            0,04

          

          	
            –

          

          	
            1,88

          

          	
            1,69

          

          	
            –

          
        


        
          	

          	
            Deutschland West

          

          	
            0,12

          

          	
            0,12

          

          	
            –

          

          	
            2,48

          

          	
            2,37

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [8]

          

          	
            Rumänien (42)

          

          	
            0,08

          

          	
            0,11

          

          	
            +

          

          	
            1,82

          

          	
            2,23

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [9]

          

          	
            Ungarn (20)

          

          	
            0,09

          

          	
            0,11

          

          	
            +

          

          	
            1,97

          

          	
            2,00

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [10]

          

          	
            Polen (72)

          

          	
            0,09

          

          	
            0,11

          

          	
            +

          

          	
            2,00

          

          	
            2,25

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [11]

          

          	
            Bulgarien (28)

          

          	
            0,06

          

          	
            0,10

          

          	
            +

          

          	
            1,82

          

          	
            2,03

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [12]

          

          	
            Litauen (10)

          

          	
            0,08

          

          	
            0,08

          

          	
            +

          

          	
            2,14

          

          	
            2,09

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [13]

          

          	
            Kroatien (21)

          

          	
            0,07

          

          	
            0,08

          

          	
            +

          

          	
            1,79

          

          	
            2,15

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [14]

          

          	
            Italien (110)

          

          	
            0,08

          

          	
            0,08

          

          	
            +

          

          	
            2,08

          

          	
            2,11

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [15]

          

          	
            Dänemark (11)

          

          	
            0,06

          

          	
            0,07

          

          	
            +

          

          	
            1,91

          

          	
            2,02

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [16]

          

          	
            Griechenland (52)

          

          	
            0,06

          

          	
            0,07

          

          	
            +

          

          	
            1,82

          

          	
            1,78

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [17]

          

          	
            Tschechien (14)

          

          	
            0,05

          

          	
            0,07

          

          	
            +

          

          	
            1,27

          

          	
            1,30

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [18]

          

          	
            Frankreich (96)

          

          	
            0,05

          

          	
            0,06

          

          	
            +

          

          	
            1,48

          

          	
            1,49

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [19]

          

          	
            Österreich (35)

          

          	
            0,07

          

          	
            0,06

          

          	
            –

          

          	
            2,13

          

          	
            1,85

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [20]

          

          	
            Niederlande (40)

          

          	
            0,05

          

          	
            0,06

          

          	
            +

          

          	
            1,77

          

          	
            1,64

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [21]

          

          	
            Slowenien (12)

          

          	
            0,03

          

          	
            0,05

          

          	
            +

          

          	
            1,45

          

          	
            1,43

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [22]

          

          	
            Spanien (49)

          

          	
            0,05

          

          	
            0,04

          

          	
            –

          

          	
            1,87

          

          	
            1,71

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [23]

          

          	
            Portugal (25)

          

          	
            0,06

          

          	
            0,03

          

          	
            –

          

          	
            1,79

          

          	
            1,51

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [24]

          

          	
            Finnland (19)

          

          	
            0,04

          

          	
            0,02

          

          	
            –

          

          	
            1,80

          

          	
            1,55

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [25]

          

          	
            Schweden (21)

          

          	
            0,02

          

          	
            0,02

          

          	
            +

          

          	
            1,17

          

          	
            1,28

          

          	
            +

          
        


        
          	

          	
            EU (1291)

          

          	
            0,29

          

          	
            0,19

          

          	
            –

          

          	
            3,85

          

          	
            2,76

          

          	
            –

          
        


        
          	
            Die Länder sind nach abnehmender Varianz der logarithmierten Bruttowertschöpfung (BIP) pro Kopf geordnet. Angaben in runden Klammern bezeichnen die Anzahl der NUTS-3-Regionen pro Land.

          
        


        
          	
            Quelle: Eurostat; Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Die europäischen Staaten kategorisieren die Städte unterschiedlich. In Deutschland gibt es sehr wohlhabende kreisfreie Städte mit hoher Bevölkerung; in anderen Ländern enthalten die Regionen immer auch ihr Umland, oder Städte sind in einzelne Einheiten aufgeteilt (wie z.B. London). Es stellt sich die Frage, ob es einen Unterschied macht, wenn die Bevölkerungsgröße der regionalen Einheiten bei der Berechnung von Verteilungsmaßen berücksichtigt wird. Abbildung 17 zeigt anhand der Varianz der logarithmierten Pro-Kopf-Wertschöpfung (BIP pro Kopf), dass die Gewichtung mit der Bevölkerung das Maß der Ungleichheit in Deutschland leicht nach oben verschiebt. Dies ist deshalb der Fall, weil einige sehr reiche kreisfreie Städte (München, Hamburg) auch hohe Einwohner­zahlen haben und diese wuchsen. Der Trend – die Reduktion der Ungleichheit über die Zeit – ist allerdings nicht betroffen.


    In Frankreich zieht die Gewichtung das Maß der Ungleichheit sehr deutlich nach oben, da die reichste regionale Einheit – Paris – auch bei weitem die größte ist und ebenfalls ein Bevölkerungswachstum aufwies. Abbildung 17 zeigt, dass nach einer Gewichtung die regionale Ungleichheit in Frankreich fast auf demselben Niveau wie in Deutschland liegt. In den anderen dargestellten Ländern ist ebenfalls zu beobachten, dass die Gewichtung zu einer leicht höheren gemessenen Ungleichheit führt.


    
    Abb. 17
[image: 2890.png]


    Anders im Vereinigten Königreich: Hier führt die Gewichtung zu einer Absenkung der gemessenen Ungleichheit, da die extrem reichen, als eigene sta­tistische Einheiten geführten inneren Bezirke von Greater London relativ kleine Bevölkerungszahlen aufweisen (z.B. Camden & City of London, City of Westminster jeweils etwa 0,2 Millionen); die Stadt Birmingham mit jeweils ihrer mittlerem Einkommensposition hingegen eine sehr hohe (1,1 Millionen).


    Der Vergleich der Ungleichheit der BIP-Werte ignoriert außerdem, dass die Länder in unterschiedlichem Ausmaß regional umverteilen. Für den Vergleich der regionalen Ungleichheitsmaße ist dies aber, wie Tabelle5 zeigt, essenziell. Hier muss wieder auf das NUTS-2-Niveau gewechselt werden. Dann nimmt Deutschland unter den 19 EU-Mitgliedstaaten Platz 13 ein und weist mithin eine geringere Ungleichheit als Frankreich, Italien, das Vereinigte Königreich oder sogar Spanien und Polen auf. Dabei ist es nicht nur das Faktum der Umverteilung, sondern auch die andere regionale Gliederung (NUTS-2), die einen Unterschied macht.


    Tab. 5


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Regionale Ungleichheit im Vergleich: Verfügbare Pro-Kopf-Einkommen (NUTS-2-Regionen)

          
        


        
          	
            


            

          

          	
            Var., log BIP pro Kopf

          

          	
            Var., log verf. EK pro Kopf

          

          	
            P90/P10, verf. EK pro Kopf

          
        


        
          	
            2000

          

          	
            2014

          

          	
            Zu-/Abnahme

          

          	
            2000

          

          	
            2014

          

          	
            Zu-/Abnahme

          

          	
            2000

          

          	
            2014

          

          	
            Zu-/Abnahme

          
        


        
          	
            [1]

          

          	
            Slowakei (4)

          

          	
            0,236

          

          	
            0,323

          

          	
            +

          

          	
            0,051

          

          	
            0,072

          

          	
            +

          

          	
            1,61

          

          	
            1,84

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [2]

          

          	
            Frankreich (27)

          

          	
            0,138

          

          	
            0,078

          

          	
            –

          

          	
            0,117

          

          	
            0,067

          

          	
            –

          

          	
            1,64

          

          	
            1,38

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [3]

          

          	
            Rumänien (8)

          

          	
            0,122

          

          	
            0,159

          

          	
            +

          

          	
            0,036

          

          	
            0,059

          

          	
            +

          

          	
            1,76

          

          	
            2,15

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [4]

          

          	
            Bulgarien (6)

          

          	
            0,042

          

          	
            0,111

          

          	
            +

          

          	
            0,016

          

          	
            0,054

          

          	
            +

          

          	
            1,45

          

          	
            1,87

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [5]

          

          	
            Italien (21)

          

          	
            0,075

          

          	
            0,083

          

          	
            +

          

          	
            0,053

          

          	
            0,043

          

          	
            –

          

          	
            1,73

          

          	
            1,68

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [6]

          

          	
            Ver. Königreich (40)

          

          	
            0,104

          

          	
            0,128

          

          	
            +

          

          	
            0,030

          

          	
            0,035

          

          	
            +

          

          	
            1,48

          

          	
            1,44

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [7]

          

          	
            Spanien (19)

          

          	
            0,044

          

          	
            0,043

          

          	
            –

          

          	
            0,026

          

          	
            0,032

          

          	
            +

          

          	
            1,56

          

          	
            1,65

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [8]

          

          	
            Griechenland (13)

          

          	
            0,033

          

          	
            0,036

          

          	
            +

          

          	
            0,026

          

          	
            0,023

          

          	
            –

          

          	
            1,43

          

          	
            1,34

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [9]

          

          	
            Tschechien (8)

          

          	
            0,090

          

          	
            0,101

          

          	
            +

          

          	
            0,014

          

          	
            0,017

          

          	
            +

          

          	
            1,44

          

          	
            1,50

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [10]

          

          	
            Polen (16)

          

          	
            0,038

          

          	
            0,049

          

          	
            +

          

          	
            0,013

          

          	
            0,014

          

          	
            +

          

          	
            1,32

          

          	
            1,37

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [11]

          

          	
            Portugal (7)

          

          	
            0,042

          

          	
            0,026

          

          	
            –

          

          	
            0,016

          

          	
            0,013

          

          	

          	
            1,46

          

          	
            1,42

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [12]

          

          	
            Finnland (5)

          

          	
            0,054

          

          	
            0,044

          

          	
            –

          

          	
            0,020

          

          	
            0,009

          

          	
            +

          

          	
            1,40

          

          	
            1,22

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [13]

          

          	
            Deutschland (38)

          

          	
            0,062

          

          	
            0,046

          

          	
            –

          

          	
            0,011

          

          	
            0,008

          

          	
            –

          

          	
            1,33

          

          	
            1,27

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [14]

          

          	
            Schweden (8)

          

          	
            0,028

          

          	
            0,031

          

          	
            +

          

          	
            0,008

          

          	
            0,006

          

          	
            –

          

          	
            1,31

          

          	
            1,29

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [15]

          

          	
            Ungarn (7)

          

          	
            0,098

          

          	
            0,114

          

          	
            +

          

          	
            0,035

          

          	
            0,004

          

          	
            –

          

          	
            1,73

          

          	
            1,19

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [16]

          

          	
            Niederlande (12)

          

          	
            0,042

          

          	
            0,047

          

          	
            +

          

          	
            0,004

          

          	
            0,004

          

          	
            –

          

          	
            1,20

          

          	
            1,14

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [17]

          

          	
            Slowenien (2)

          

          	
            0,060

          

          	
            0,065

          

          	
            +

          

          	
            0,022

          

          	
            0,002

          

          	
            –

          

          	
            1,23

          

          	
            1,06

          

          	
            –

          
        


        
          	
            [18]

          

          	
            Dänemark (5)

          

          	
            0,037

          

          	
            0,050

          

          	
            +

          

          	
            0,001

          

          	
            0,001

          

          	
            +

          

          	
            1,07

          

          	
            1,08

          

          	
            +

          
        


        
          	
            [19]

          

          	
            Österreich (9)

          

          	
            0,046

          

          	
            0,034

          

          	
            –

          

          	
            0,003

          

          	
            0,001

          

          	
            –

          

          	
            1,20

          

          	
            1,09

          

          	
            –

          
        


        
          	
            Die Länder sind nach abnehmender Varianz der logarithmierten verfügbaren Pro-Kopf-Einkommen geordnet.

          
        


        
          	
            Quelle: Eurostat; Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Schlussbemerkung


    Die Behauptungen in einem Beitrag in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 28. Februar 2018, »Deutschland ist eines der Länder mit den größten regionalen Gegensätzen« und »In Deutschland driften die Regionen wirtschaftlich immer mehr auseinander«, sind irreführend. Sie beruhen auf einer Analyse der zwei extremsten Punkte in einer Verteilung, die sich auf 402 Kreise bezieht. Das ist eine in der Verteilungsforschung absolut unübliche Perspektive.


    Übliche Verteilungsmaße, wie die Varianz oder Perzentil-Relationen belegen sehr klar, dass die regionale Ungleichheit von 2000 bis 2014 gesunken ist. So ist das Verhältnis der Pro-Kopf-Einkommen (BIP pro Kopf in Kaufkraftparitäten) der reichsten 5% im Vergleich zu den ärmsten 5% der Kreise (das P95-/P5-Verhältnis) von ca. 3,4 auf 2,9 abgesunken, und die Varianz der logarithmierten Prokopfeinkommen ist von 0,135 auf 0,117 gefallen. Dieser Trend ist von Entwicklungen in Ostdeutschland abhängig; für Westdeutschland ist kein eindeutiger Trend seit 2000 zu beobachten.


    In Deutschland existiert ein sehr erheblicher Unterschied zwischen der regionalen Ungleichheit der Bruttoeinkommen pro Kopf und der verfügbaren Einkommen. Diese Analyse kann nur auf NUTS-2-Ebene (Regierungsbezirke) durchgeführt werden. Es zeigt sich, dass das P95-/P5-Verhältnis beim BIP pro Kopf bei ca. 2,1 und beim verfügbaren Einkommen bei 1,35 liegt.


    Es ist zwar richtig, dass in Deutschland die regionale Ungleichheit der BIP pro Kopf im Vergleich zu anderen Ländern relativ hoch ist. Dies ist für ein großes Land mit mehr als 400 regionalen Einheiten nicht überraschend. Die Unterschiede schrumpfen allerdings, wenn man die ungleiche Bevölkerungsverteilung berücksichtigt. Betrachtet man verfügbare Einkommen, so liegt Deutschland im europäischen Vergleich im unteren Bereich – mit geringerer regionaler Ungleichheit als Frankreich, Italien, Spanien oder Großbritannien.


    Deutschland entwickelt sich im betrachteten Zeitraum von 2000–2014 also keineswegs auseinander, im Gegenteil. Das heißt nicht, dass spezielle Schocks – z.B. der in Dauth et al. (2014) betonte »Ostschock« im internationalen Handel – nicht für sich genommen zu einer Ausspreizung der wirtschaftlichen Ungleichheit zwischen deutschen Regionen geführt haben. Ohne diesen Schock wäre die regionale Ungleichheit womöglich geringer als die gegenwärtig beobachtete. Der Ostschock kann aber nicht sonderlich stark gewesen sein; andere Faktoren mit entgegengesetzter Wirkung hatten offenbar größeren Einfluss, so dass insgesamt die regionale Ungleichheit gesunken ist. Vielleicht hatte der Ostschock selbst sogar einen umgekehrten Effekt auf die regionale Ungleichheit.


    Ähnliches lässt sich auf EU-Ebene sagen, wobei die starke Konvergenz durch das hohe Wachstum in Ost­europa getrieben und innerhalb Westeuropas durch die Krise der Eurozone zum Stillstand gekommen ist.


    Deutschland hat ein funktionierendes System der regionalen Umverteilung: Die regionale Ungleichheit der Bruttoeinkommen (BIP pro Kopf) ist deutlich geringer als die Ungleichheit der verfügbaren Einkommen (privater Konsum und Ersparnis). Stellt man auf letztere Größe ab, so weist Deutschland auch im europäischen Vergleich keine besonders hohe regionale Ungleichheit auf.


    Was folgt aus diesen Befunden?


    Erstens, es besteht kein dringender Bedarf, die Transfers zwischen deutschen oder europäischen Regionen zu erhöhen. Die existierenden Systeme – der Finanzausgleich in Deutschland oder die Strukturfonds in der EU – scheinen zu funktionieren.


    Zweitens, es gibt keinen besonderen Grund, die Globalisierung als wichtigen Einflussfaktor auf die regionale Ungleichheit in Deutschland zu identifizieren. Andere Einflussfaktoren mit umgekehrten Vorzeichen scheinen wichtiger. Man sollte daher keine neuen Re-gionalprogramme aufgelegt werden, die spezifisch jene Regionen unterstützen, die angeblich Globalisierungsverlierer sind. Neben adversen Anreizeffekten sprechen auch die Daten gegen ein solches Vorgehen.


    All dies heißt nicht, dass es nichts zu tun gibt: Die individuelle Bruttoeinkommensungleichheit in Deutschland ist bis 2005, wenn man die Lohneinkommen betrachtet bis 2010, gestiegen. Das bedeutet, dass es die Ungleichheit innerhalb der Regionen, nicht zwischen den Regionen ist, auf die es ankommt. Will man die Ungleichheit in Deutschland bekämpfen, so bietet es sich in erster Linie an, Fehlanreize und Inkonsistenzen des Steuer- und Transfersystems in den unteren und mittleren Einkommensbereichen abzubauen. Diese sind gewaltig, wie die Forschungsarbeiten von Andreas Peichl et al. (2017) zeigen. Sie führen dazu, dass zu viele Menschen in niedrigen Einkommensbereichen verbleiben und den sozialen Aufstieg nicht schaffen.
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    Endnoten


    
      
        1 Andersen et al. (2018) vergleichen die Einkommensdynamik der EU-Staaten (NUTS-0 Ebene).

      


      
        2 Verfügbar unter: http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/deutschland-ein-geteiltes-land-15456747.html, aufgerufen am 12. März 2018. Es ist unklar, welche Quelle die Autoren verwenden, denn zumindest Eurostat stellt zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine regionalen BIP-Daten für 2015 zur Verfügung.

      


      
        3 Der Vorgang des Logarithmierens mag verdächtig erscheinen; er ist notwendig, damit das Ungleichheitsmaß nicht von der Maßeinheit abhängt (z.B. ob in Euro oder in Cent gerechnet wird) und damit allgemeine Wachstumseffekte eliminiert werden. Dies ist gängige Praxis in der Literatur.

      


      
        4 Hedonische Löhne berücksichtigen nicht-monetäre Aspekte der Beschäftigung in einer bestimmten Region. So würden die monetären Löhne in einer besonders reizvollen Umgebung niedriger als in einer weniger angenehmen sein können.

      


      
        5 Für die meisten ostdeutschen Länder existieren keine Regierungsbezirke, die NUTS-2-Regionen entsprechen in diesen Fällen den NUTS-1-Regionen.

      


      
        6 Dabei wird das Ausmaß der regionalen Umverteilung noch deutlich unterschätzt, weil die relativ gleiche Bereitstellung der öffentlichen Güter (zum Beispiel der Nutzen aus Verkehrsinfrastruktur), die mittels progressiver Besteuerung finanziert werden, keinen Niederschlag in der Statistik findet.

      


      
        7 Die innerstaatlichen regionalen Disparitäten und ihre Veränderung über die Zeit können im Appendix eingesehen werden.

      

    

  


  


  
    Matthias Huber, Simone Schüller, Marc Stöckli und Klaus Wohlrabe


    Maschinelles Lernen in der ökonomischen Forschung

  


  
    Die Anwendung von maschinellem Lernen hat sich in zahlreichen Gebieten etabliert und wird für Unternehmen und den Wissenschaftsbetrieb zunehmend unabdingbar. Auch in der empirischen Wirtschaftsforschung steigt die Anzahl der Publikationen, die mit entsprechenden Methoden arbeiten. Dennoch scheint eine gewisse Skepsis bei manchen Wissenschaftlern zu bestehen. Ein Kritikpunkt ist, dass sich maschinelles Lernen zwar für Vorhersagen eignet, aber nicht dazu, kausale Zusammenhänge zu identifizieren. In den vergangenen Jahren hat sich die Forschung jedoch verstärkt mit diesem Problem aus-einandergesetzt, und es wurden zahlreiche Fortschritte erzielt. Maschinelles Lernen hat daher das Potenzial, in Zukunft in der Wirtschaftsforschung an Bedeutung zu gewinnen. Der Beitrag zeigt einige Hintergründe und aktuelle Entwicklungen auf.


    


    

  


  
    Maschinelles Lernen (ML) bezeichnet die Fähigkeit von Computern, aus Erfahrung zu lernen, ohne dass diese spezifisch dafür programmiert worden sind. Algorithmen – definierte Abläufe von Einzelschritten – können verwendet werden, um grundlegende Charakteristika in Datensätzen zu erkennen und diese zu verallgemeinern. ML ermöglicht es, Vorhersagen über neue und bisher unbekannte Datenpunkte zu treffen. Ein Arzt kann beispielsweise anhand des Krankheitsbildes eines Patienten eine Einschätzung darüber treffen, ob es sich bei einer Gewebeveränderung um einen gut- oder bösartigen Tumor handelt. On-Demand-Streaming-Dienste wie Netflix oder Spotify verwenden ML-Algorithmen, um Anwendern aufgrund ihrer Nutzungsgeschichte jene Filme oder Musik vorzuschlagen, die ihren Präferenzen am ehesten entsprechen. Und Unternehmen wie Tesla oder Google entwerfen damit Fahrzeuge, die in Zukunft ohne das menschliche Eingreifen unfallfrei(er) durch den Straßenverkehr manövrieren können.


    Methodentrends in der ökonomischen Forschung


    Wie aber kommt ML in der ökonomischen Forschung an? Um dies beurteilen zu können, vergleichen wir die Verwendung von ML mit den gängigsten ökonometrischen Methoden: Die Regressions-Diskontinuitäts-Analyse, Difference in Differences, Instrumentenvariablenschätzer und randomisierte kontrollierte Studien sind anerkannte Methoden, die standardmäßig zur Werkzeugkiste eines empirischen Wirtschaftswissenschaftlers gehören. Sie kommen in der Kausalanalyse zum Einsatz und sind in den vergangenen drei Jahrzehnten im Zuge der »Glaubwürdigkeitsrevolution« entwickelt worden (vgl. Angrist und Pischke 2010). Im Kern steht die Erkenntnis, dass nur die Anwendung rigoroser empirisch-kausalanalytischer Verfahren exakte und verlässliche Aussagen über die ursächliche Wirkung wirtschaftspolitischer Maßnahmen ermöglicht. Diese Verfahren orientieren sich an experimentellen bzw. quasi-experimentellen Untersuchungsdesigns, die die kontrafaktische »Was-wäre-wenn«-Situation der Nicht-Durchführung der betreffenden Politikmaßnahme mit Hilfe von Kontrollgruppen abbilden, um Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge zu erforschen. Abbildung 1 zeigt, wie sich die Verwendung dieser ökonometrischen Methoden in Fachpublikationen anteilig an den Gesamtpublikationen entwickelt hat. Hierfür haben wir alle wissenschaftlichen Arbeiten in referierten Fachzeitschriften nach entsprechenden Schlagwörtern durchsucht und klassifiziert (eine genaue Beschreibung der Klassifizierung ist im Kasten zu finden). In der Abbildung ist zu erkennen, dass die Methoden der Kausalanalyse seit Ende der 1990er Jahre im Mainstream der empirischen Wissenschaften zunehmend Fuß fassen. Instrumentenvariablen kommen dabei am häufigsten zum Einsatz. 2016 arbeitet fast 1% aller Publikationen (inklusive theoretischer Arbeiten) mit dieser Schätzmethode. Sie ermöglicht es – unter bestimmten Annahmen – eine Korrelation zwischen den erklärenden Variablen und dem Fehlerterm auszuschließen, um eine Aussage über kausale Effekte treffen zu können. In Abbildung 2 werden die entsprechenden Jahreswachstumsraten dargestellt. Am aktuellen Rand weist insbesondere Difference in Differences starkes Wachstum auf. Diese Methode wurde in den 2000er Jahren populär. Dabei wird die Zielvariable (z.B. Arbeitslosigkeit) einer Versuchs- und Kontrollgruppe jeweils vor und nach einer Maßnahme (z.B. Einführung eines Mindestlohns) miteinander verglichen. Die Regressions-Diskontinuitäts-Analyse und randomisierte kontrollierte Studien kommen im Vergleich dazu weniger zur Anwendung, es kann aber auch hier ein positives Wachstum festgestellt werden.


    
    Abb. 1
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    In den vergangenen Jahren ist das stärkste Wachstum aber bei ML zu erkennen. 2013 steigt dessen prozentualer Anteil an allen Publikationen sprunghaft an. Es scheint so, als ob sich ein neuer Trend in der Wirtschaftsforschung anbahnt. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich aber, dass es sich bei den meisten dieser Publikationen um Arbeiten aus dem Bereich der Konjunkturprognose handelt.1 Wirtschaftsexperten sind in der Tat nach wie vor skeptisch, inwiefern ML außerhalb der Prognose überhaupt einen Mehrwert für die Wirtschaftswissenschaft darstellt. Es wird kritisiert, dass ML zwar die Prognosegüte verbessern kann, sich aber nicht eignet, um kausale Effekte zu identifizieren. Kleinberg et al. (2015) illustrieren dies in ihrer Unterscheidung zwischen »Regenschirm«- und »Regentanz«-Problemen: Für die Entscheidung, einen Regenschirm einzupacken oder nicht, benötigt man lediglich eine möglichst präzise Prognose der Regenwahrscheinlichkeit. Im Gegensatz dazu stehen »Regentanz«-Probleme. Ist angesichts einer Dürre die Entscheidung zu fällen, ob in einen Regentanz investiert werden soll, ist das Wissen um den kausalen Zusammenhang zwischen Tanz und Regen unabdingbar. ML-Methoden sind, so die Kritik, ausschließlich auf »Regenschirm«-Probleme anwendbar und führen hier auch zu beachtlichen Effizienzsteigerungen. Zur Lösung von »Regentanz«-Problemen können sie aber keinen Beitrag leisten. Es ist insofern nicht verwunderlich, dass ML hauptsächlich bei den Prognostikern Anklang findet. Diese sind vorrangig an einer möglichst genauen Vorhersage inte-ressiert, weniger an den genauen Wirkungskanälen.


    Maschinelles Lernen in der Wirtschaftsforschung


    
      Um die Entwicklung der kausalanalytischen Methoden und deren Verwendung in den Wirtschaftswissen-schaften zu erfassen, durchsuchen wir die in referierten Fachzeitschriften veröffentlichten Publikationen nach Schlagwörtern (eine sog. Boolesche Suche). Ziel ist es, die Anzahl der jährlich veröffentlichten wirtschaftswissenschaftlichen Publikationen, die inhaltlich die entsprechenden Methoden verwenden, möglichst nahe zu approximieren. Über die EconLit-Datenbank stehen uns Titel, Kurzfassung und Schlüsselwörter von über einer Million veröffentlichten Fachartikeln zur Verfügung, beginnend im Jahr 1900. Die Datenbank umfasst die relevantesten Publikationen innerhalb der Wirtschaftswissenschaften in Fachzeitschriften, Arbeitspapieren führender Universitäten, Dissertationen, Sammelbänden, Tagungsberichten und Buchrezessionen. Für unsere Analyse beschränken wir uns auf die referierten Fachzeitschriften und auf die Jahre 1991–2016. Wir suchen in der Datenbank nach Publikationen, in denen neben maschinellem Lernen folgende Methoden verwendet werden: Differenz von Differenzen (difference in differences), Regressions-Diskontinuitäts-Analyse (regression discontinuity design), randomisierte kontrollierte Studie (randomised control trial) und Instrumentenvariablenschätzer (instrumental variable estimator). Eine Publikation wird dabei einer bestimmten Methode zugeordnet, wenn mindestens eines der von uns bestimmten Schlagwörter entweder im Titel, der Kurzfassung oder in einem der Schlüsselwörter vorkommt. Die gesuchten Schlagwörter entsprechen dabei den Methodennamen bzw. den in der Literatur verwendeten Abkürzungen. Im Falle von Differenz in Differenzen wird beispielsweise nach »difference in differences«, »difference-in-differences«, »DID« etc. gesucht. Für ML-Publikationen suchen wir nach »big data« und »machine learning«. Es ist möglich (und oft auch der Fall), dass eine Publikation mehr als einer Methode zugeordnet wird.


      In unserer Stichprobe befinden sich insgesamt 777 122 Publikationen über einen Zeitraum von 25 Jahren. Dabei ist bei sämtlichen Einträgen der Titel vorhanden, jedoch nur bei 624 808 (80,4%) die Kurzfassung und bei 647 170 (83,3%) mindestens ein Schlüsselwort. Die jährliche Anzahl der Publikationen ist seit 1991 stetig gestiegen. 1991 waren es noch 11 864, 2013 bereits 50 690. Es ist davon auszugehen, dass auch in den Jahren 2014–2016 die Anzahl weiter gewachsen ist. Da die Publikationen aber mit einer Verzögerung von mehreren Jahren in der EconLit-Datenbank aufgenommen werden, kann für diese Jahre noch keine eindeutige Aussage getroffen werden.


      Gegen eine Boolesche Suche zur Beantwortung unserer Forschungsfrage gibt es zahlreiche Einwände. Zum einen besteht die Gefahr, dass eine Publikation fälschlicherweise einer Methode zugeordnet wird. Dies kann geschehen, wenn nach irrelevanten oder zweideutigen Schlagwörtern gesucht wird. Beispielsweise wird die Suche nach »DID« auch jene Publikationen als Difference in Differences identifizieren, in denen äquivalente Abkürzungen verwendet werden (so wird dissociative identity disorder ebenfalls mit DID abgekürzt). Des Weiteren ist es unwahrscheinlich, dass sämtliche Autoren ihre Methoden explizit in dem Titel, der Kurzfassung oder den Schlagwörtern erwähnen. Auf der anderen Seite kann nicht ausgeschlossen werden, dass gewisse Autoren bewusst Modewörter verwenden, um ihre Leserschaft zu vergrößern. Letzteres Problem besteht möglicherweise bei maschinellem Lernen, da dieser Begriff zurzeit große Aufmerksamkeit genießt. Dies würde dazu führen, dass überproportional viele Publikationen mit der entsprechenden Methode identifiziert werden. Unsere Ergebnisse müssen daher mit gebotener Vorsicht interpretiert werden.

    


    Maschinelles Lernen und kausale Inferenz


    Die in der Computerwissenschaft seit Mitte der 1980er Jahre entwickelten ML-Methoden wurden keineswegs mit der Absicht der Erforschung von Ursache-Wirkungs-Zusammenhängen entwickelt. Vielmehr dienen sie dem Zweck, möglichst präzise Voraussagen zu treffen. Mit dem aufkommenden Internet fanden diese Techniken beispielsweise Verwendung in Algorithmen von Suchmaschinen oder bei der Erstellung von Produktvorschlägen auf Einkaufsportalen. Kausale Inferenz wird in der Tat erst in der jüngeren Literatur adressiert. Zu den Pionieren auf diesem Gebiet zählen etwa Susan Athey, Stefan Wager, Guido W. Imbens (alle Stanford University) oder Stephen Ryan (Washington University in St.Louis). Athey und Imbens (2016) zeigen, dass ML insbesondere für die Verbesserung von bewährten kausalanalytischen Verfahren eingesetzt werden kann. Um beispielsweise den durchschnittlichen Effekt einer wirtschaftspolitischen Maßnahme mittels eines In-strumentenvariablenschätzers zu identifizieren, schlagen Belloni et al. (2013) ein doppeltes Selektionsverfahren vor. In einem ersten Schritt werden mit Hilfe eines ML-Algorithmus jene Variablen in einem Datensatz ausgewählt, die besonders hoch mit der Zielgröße korreliert sind. Im zweiten Schritt wird der gleiche Algorithmus verwendet, um die Variablen auszuwählen, die mit zu untersuchenden Maßnahmenvariable korreliert sind. Anschließend werden die Parameter der so ausgewählten Variablen in einem gemeinsamen Regressionsmodell geschätzt. Verglichen mit einem einfachen Regressionsmodell können dadurch die Schätzereigenschafter verbessert werden. Athey und Wager (2017) entwickeln eine Methode zur Schätzung heterogener Behandlungseffekte. Oftmals haben Maßnahmen eine unterschiedliche Wirkung auf verschiedene Personengruppen. So hat der Mindestlohn vermutlich einen anderen Beschäftigungseffekt im Verarbeitenden Gewerbe als im Dienstleistungssektor. Es besteht aber die Gefahr, dass Wissenschaftler iterativ nach Untergruppen mit hohen Behandlungseffekten suchen und anschließend in der Publikation nur jene Gruppen angeben, bei denen besonders starke Effekte gefunden wurden. Ist die Stichprobe groß genug, kann aus statistischen Gründen immer Heterogenität gefunden werden, auch wenn diese nur zufällig zustande gekommen ist (eine sog. Alphafehler-Kumulierung). Athey und Wager verwenden ein Regressionsbaummodell, ein in der ML-Literatur häufig verwendetes Verfahren, und passen dieses so an, dass für die Alphafehler-Kumulierung kontrilliert wird und dadurch kausale Aussagen getroffen werden können.


    Neben Konjunkturprognose und Kausalanalyse sind ML-Methoden auch für weitere Anwendungen in der Wirtschaftsforschung interessant. Beispielsweise können Methoden aus der Textanalyse große Datensätze durchsuchen und verwendet werden, um Indices über die Wirtschaftsaktivität zu erstellen (vgl. z.B. Thorsrud 2016). Klassifizierungsalgorithmen können in der Datenaufbereitung hilfreich sein, um Zusammenhängen sichtbar zu machen. Grundsätzlich gilt es festzuhalten, dass maschinelles Lernen in der Wirtschaftsforschung an Relevanz gewinnt. Und mit der Entwicklung von kausalanalytischen Methoden ist zu erwarten, dass deren Verwendung auch in Zukunft zunehmen wird.
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        1 So verwendet das ifo Zentrum für Makroökonomik und Befragungen u.a. Boosting-Methoden für die Prognose konjunktureller Zeitreihen (vgl. u.a. Wohlrabe und Buchen 2014 oder Lehmann und Wohlrabe 2016).
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    Das neue ifo Geschäftsklima Deutschland


    Der ifo Geschäftsklimaindex ist der wichtigste Frühindikator für die Entwicklung der deutschen Wirtschaft. Aus den ifo Konjunkturumfragen werden darin jeden Monat tausende Antworten der befragten Unternehmen zusammengefasst. Der Artikel stellt das neue ifo Geschäftsklima Deutschland vor, das ab April 2018 monatlich kommentiert wird und den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ablöst. Dem neuen Geschäftsklima-index liegen einige essentielle Änderungen zugrunde. Die wichtigste ist, dass er nun neben dem Verarbeitenden Gewerbe, dem Bauhauptgewerbe und den beiden Handelsstufen auch den Dienstleistungssektor beinhaltet, der bisher separat veröffentlicht wurde. Darüber hinaus wurde das Aggregationsverfahren leicht modifiziert und schließlich auch das Basisjahr für die Indexberechnung von 2005 auf 2015 angepasst. Der Artikel gibt einen Einblick in die Hintergründe der Änderungen und zeigt, dass die grundlegenden konjunk-turellen Aussagen und Interpretationen unverändert bleiben.


    Das ifo Institut führt seit 1949 regelmäßig Konjunktur­umfragen auf Unternehmensebene durch. Aus den Befragungsergebnissen wird unter anderem der ifo Geschäftsklimaindex berechnet, der jeden Monat ein großes Medienecho genießt. Er gilt als einer der wichtigsten Frühindikatoren für die konjunkturelle Entwicklung in Deutschland. Der ifo Geschäftsklimaindex setzt sich aus zwei Komponenten zusammen: zum einen aus der Beurteilung der aktuellen Geschäftslage (GL) und zum anderen aus den Erwartungen der Befragungsteilnehmer hinsichtlich ihres Geschäftsverlaufs in den kommenden sechs Monaten (GE). Beide Vari­ablen werden monatlich in den Sektoren Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel sowie im Dienstleistungssektor erhoben. Die Teilnehmer haben zu beiden Fragen die Möglichkeit, ihre Einschätzung auf einer dreistufigen Skala (gut/befriedigend/schlecht bzw. günstiger/gleich bleibend/ungünstiger) anzugeben. Um den Indikator zu berechnen, werden die Antworten zunächst bezüglich der Größe bzw. der Jahresumsätze der jeweiligen Unternehmen gewichtet. Anschließend werden für beide Variablen aus den Anteilen der »Positiv«- und »Negativ«-Antworten Salden gebildet. Das Geschäftsklima wird dann aus den beiden Saldenwerte mit Hilfe einer geometrischen Mittelung berechnet: GK = [(GL + 200)(GE + 200)]^1/2–200. Weiterführende Informationen zum Aufbau des ifoGeschäftsklimaindex sind in Goldrian (2004) zu finden. Der Geschäftsklimaindex ist auch Bestandteil einer Vielzahl von wissenschaftlichen Untersuchun-gen. Abberger und Wohlrabe (2006), Seiler und Wohlrabe (2013) sowie Lehmann (2018) geben dazu detaillierte Überblicke und zeigen, dass der ifo Index der wichtigste Frühindikator für die konjunkturelle Entwicklung in Deutschland ist. Trotz seines Erfolgs sind von Zeit zu Zeit Änderungen notwendig. In den vergangenen Jahrzehnten hat das Dienstleistungs­ge-werbe immer mehr an Bedeutung für die deutsche Wirtschaft gewonnen. Die Tertiärisierung nimmt immer mehr zu. Bisher wurden die Ergebnisse für die Dienstleister jedoch separat veröffentlicht. Ein weiterer Ansatzpunkt für eine Anpassung am Index ist das Aggregationsverfahren, was nach über 40 Jahren im Einsatz einer leichten Modernisierung unterzogen werden soll.


    Deshalb kommt es im Rahmen der ifo Konjunktur­umfragen ab April 2018 zu folgenden Änderungen:


    
      	Der ifo Geschäftsklimaindex in der Gewerblichen Wirtschaft wird durch das ifo Geschäftsklima Deutschland ersetzt. Dieses enthält nun auch den Dienstleistungssektor und ist ab April 2018 die Grundlage für die monatliche Pressemitteilung des ifo Instituts.


      	Der bisher veröffentlichte ifo Geschäftsklima-index für die Gewerbliche Wirtschaft (ohne Dienstleistungssektor) wird weiterhin erstellt, aber nicht mehr vom ifo Institut kommentiert.


      	Das Basisjahr für die Indexberechnung wird von 2005 auf 2015 angepasst.


      	Das Aggregationsverfahren wird im Detail geändert, wobei die grundlegende Berechnungsmethode (Saldenmethodik) jedoch unverändert bleibt. Die Antworten der Unternehmen (Mikrodaten) werden den Hierarchiestufen nun teilweise anders zugeordnet. Diese Änderung führte dazu, dass alle Zeitreihen rückwirkend mit der angepassten Methodik neu berechnet wurden.


      	Bei der Neuberechnung der Zeitreihen wurden auch Antworten von Unternehmen berücksichtigt, die in der Vergangenheit erst nach dem Erhebungszeitraum eingetroffen sind und daher nicht in die Aggregationen eingeflossen waren.

    


    Im Folgenden wird detailliert auf die Änderungen eingegangen und aufgezeigt, inwieweit diese zu abweichenden Verläufen in den neu berechneten Zeitreihen führten.


    Das neue ifo Geschäftsklima Deutschland


    Die wichtigste Änderung betrifft den monatlich als »ifo Geschäftsklimaindex in der Gewerblichen Wirtschaft« veröffentlichten Hauptindikator, der stets eine sehr hohe mediale Aufmerksamkeit erhält und darüber hinaus auch unmittelbar zu Kursreaktionen auf den Finanzmärkten führt (vgl. Mittnik et al. 2013a; 2013b). Der Terminus »Gewerbliche Wirtschaft« ist keine offizielle Definition der amtlichen Statistik, sondern wurde vom ifo eingeführt, um zu verdeutlichen, dass nicht alle konjunkturrelevanten Bereiche abgedeckt sind. Bisher waren das Verarbeitende Gewerbe, das Bauhauptgewerbe sowie der Groß- und Einzelhandel enthalten, in denen die ifo Konjunkturumfragen bereits seit Ende der 1940er Jahre bzw. Anfang der 1950er Jahre durchgeführt werden. Der Panelaufbau im Dienstleistungssektor begann erst im Jahr 2001, und die ersten Ergebnisse wurden 2005 veröffentlicht (vgl. Wohlrabe und Wojciechowski 2014). Inzwischen sind die Zeitreihen lang genug, um sie in den Gesamtindex zu integrieren. Deshalb wird ab April 2018 das ifo Geschäftsklima Deutschland veröffentlicht, das nun auch den Dienstleistungssektor enthält. Damit wird der in den vergangenen Jahrzehnten immer mehr gestiegenen Bedeutung des Dienstleistungsgewerbes für die deutsche Wirtschaft Rechnung getragen. Mehr als zwei Drittel der Bruttowertschöpfung in Deutschland entfallen derzeit bereits auf den Dienstleistungssektor. Diese Tertiärisierung spiegelt sich auch in der prozentualen Gewichtung der Sektoren bei der Bildung des Geschäftsklimas Deutschland wider: Dienstleistungssektor1 (50,5%), Verarbeitendes Gewerbe (30,2%), Bauhauptgewerbe (6,0%), Großhandel (7,1%) und Einzelhandel (6,2%). Der neu geschaffene Index beginnt im Januar 2005; die bisher veröffentlichten Indizes für die Gewerbliche Wirtschaft werden aber auch weiterhin ab 1991 verfügbar sein, jedoch vom ifo Institut nicht mehr explizit in einer eigenen Pressemitteilung kommentiert.


    In Abbildung 1 werden der alte und der neue ifo Geschäftsklimaindex mit Basisjahr 2005 dargestellt. Es zeigt sich ein weitestgehend sehr ähnlicher Verlauf. Allerdings wird der Index durch die Hinzunahme der Dienstleister etwas »zusammengestaucht«. So fiel etwa die Abkühlung des Geschäftsklimas während der Wirtschafts- und Finanzkrise 2009 nicht ganz so drastisch aus, aber auch der Anstieg im Laufe des vergangenen Jahres bis zum Jahresbeginn 2018 wird etwas abgeschwächt. Die grundsätzlichen Tendenzen sind in der Regel sehr ähnlich. Die Korrelation zwischen beiden Reihen ist mit 0,98 sehr hoch. In einzelnen Monaten kann es aber natürlich dazu kommen, dass sich das Dienstleistungsgewerbe anders als die übrigen Bereiche entwickelt und dadurch auch das Geschäftsklima Deutschland in eine andere Richtung zeigt als das Geschäftsklima für die Gewerbliche Wirtschaft. Seit 2005 war das in 18% aller Monate der Fall, im Durchschnitt also etwa zweimal pro Jahr. Tabelle 1 vergleicht die Volatilität der Zeitreihen durch die Standardab­weichung der Zeitreihen sowie deren erster Differenz. Wohlrabe und Wollmershäuser (2017) zeigen, dass oftmals die monatlichen Differenzen besser geeignet sind, um Prognosen über makroökomische Größen abzuleiten. Sowohl bezogen auf das Niveau als auch auf die Monatsdifferenzen sind die Schwankungen über die Zeit für den neuen Index geringer.
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            Quelle: ifo Konjunkturumfragen, Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Der ifo Index ist ein vorlaufender Index. Diese Eigenschaft erlangt er sowohl durch die Erwartungskomponente als auch durch die Tatsache, dass die offiziellen Statistiken mit Verzögerung veröffentlicht werden. Das Bruttoinlandsprodukt wird gemeinhin als allgemeinste Größe zur Darstellung der wirtschaftlichen Leistung eines Landes betrachtet. Der ifo Index sollte somit den Verlauf des BIP möglichst gut nachzeichnen. Tabelle 2 stellt die entsprechenden kontemporären Korrelationen jeweils mit Blick auf die Jahres- und die Quartalswachstumsrate des BIP dar. Es zeigt sich, dass sich die Korrelationen nur marginal ändern. Die geringere Korrelation mit Blick auf die Quartalswachstumsrate des BIP lässt sich durch die Tatsache erklären, dass diese Reihe merklich volatiler und damit schwieriger zu prognostizieren ist als die Jahreswachstumsrate. Die sehr guten Prognoseeigenschaften der ifo Indikatoren mit Hilfe statistischer und ökonometrischer Verfahren wurden neuerlich auch von Heinisch und Scheufele (2018) gezeigt.
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            Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Der Effekt des neuen Basisjahres


    Im Rahmen der Umstellung wird auch das Basisjahr für die Indexberechnung von 2005 auf 2015 angepasst.2 Die Indexierung auf ein Basisjahr ist allerdings lediglich ein reiner Skaleneffekt (Umrechnung von Saldenpunkten in Indexpunkte) und hat keinerlei Einfluss auf die konjunkturelle Interpretation.3 In Abbildung 2 ist das »ifo Geschäftsklima Deutschland« einmal mit Basisjahr 2005 und einmal mit 2015 dargestellt. Da der Saldo des Geschäftsklimas Deutschland im Jahr 2015 deutlich über dem des Jahres 2005 lag, ergibt sich bei einer Veränderung des Basisjahres dieses Jahr eine Verschiebung des Verlaufs nach unten, der etwa 9 Indexpunkte beträgt. Während der Indexwert vom März 2018 mit neuem Basisjahr 103,2 beträgt, würde er unter Verwendung des Basisjahrs 2005 bei 112,4 liegen.
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    Änderungen im Aggregationsverfahren


    Die bisherige Aggregation im Rahmen der Saldenmethodik erfolgte in einer Art Baumstruktur, die sich nach der offiziellen Wirtschaftszweigklassifikation WZ2008 des Statistischen Bundesamtes richtet (vgl. Statistisches Bundesamt 2008). Ein Ausschnitt dieser Baumstruktur ist exemplarisch in Abbildung 3 für das Verarbeitende Gewerbe bis zur dritten Ebene dargestellt. Die oberste Stufe, hier das gesamte Verarbeitende Gewerbe, ist der sogenannte 1-Steller. Auf der 2-Steller-Ebene sind dann die bekannten Industriezweige verzeichnet, wie die Automobilbranche oder der Maschinenbau.4 Unterhalb dieser Ebene hat die Gliederung unterschiedliche Aggregationstiefen, die sich zum Teil bis auf die 6-Steller-Ebene erstrecken. Die Aggregation der Antworten innerhalb dieser Baumstruktur erfolgt dabei von unten nach oben. Jede Firmenmeldung wird auf der untersten Ebene der Hierarchie einem Wirtschaftszweig zugeordnet5 und bekommt dabei ein individuelles Gewicht zugewiesen. Im Verarbeitenden Gewerbe wird dieses anhand von Mitarbeiteranzahlen bestimmt. Die Antworten größerer Unternehmen haben somit mehr Gewicht als die kleinerer Firmen. Für jeden Wirtschaftszweig mit genügend Antworten6 wird ein Saldo aus den Anteilen der »Positiv«- und »Negativ«-Antworten gebildet. Anschließend werden die Salden gemäß ihres Bruttowertschöpfungsanteils7 zur nächst höheren Ebene aggregiert. Im Beispiel in Abbildung 3 werden etwa die Ergebnisse des Werkzeugmaschinenbaus sowie der Hersteller von Getriebe und Zahnrädern (plus die anderen Unterbereiche des Maschinenbaus) zum Saldo für den Maschinenbau zusammengefasst. Zum Schluss werden alle Salden auf 2-Steller-Ebene ebenfalls mit einer sich an den Bruttowertschöpfungs­anteilen orientierenden Gewichtung zum gesamten Verarbeitenden Gewerbe aggregiert.
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    So intuitiv die Aggregation gemäß der Baumstruktur in Abbildung 3 auch ist, so hat sie jedoch einige praktische Nachteile. Das Unternehmenspanel in den ifo Konjunkturumfragen ist über die Zeit nicht konstant. Unternehmen scheiden aus oder werden neu aufgenommen. Dies hat auch Auswirkungen auf die Besetzung der einzelnen Wirtschaftszweige. Zum einen können in einigen Bereichen im Zeitablauf zu wenige Unternehmen enthalten sein. Der entsprechende Saldo würde dann die wirtschaftliche Entwicklung womöglich nicht mehr akkurat darstellen. So sind Salden auf Basis weniger Antworten volatiler als diejenigen mit vielen Antworten. Zum anderen ist es möglich, dass die Saldenwerte eher hohe (extreme) Saldenwerte wie z.B. +100 annehmen. Es bestünde somit die Möglichkeit, dass dadurch auch die oberen Aggregate verzerrt werden. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist, dass manche Antworten gar nicht erst berücksichtigt werden können, weil nicht genügend Unternehmen vorhanden sind, um ein eigenes (Unter-)Aggre­gat zu bilden. Aufgrund dieser Punkte müssen die Aggregationsvorschriften permanent gepflegt und an­gepasst werden.


    Um die obigen Probleme etwas abzumildern, wird eine Änderung in der Zuordnung der Mikrodaten zur Saldenberechnung vorgenommen. Abbildung 4 stellt diese beispielhaft vor. Der wichtigste Unterschied ist, dass zur Berechnung der Salden auf der 2-Steller-Ebene keine Salden von der 3-Steller-Ebene mehr verwendet werden. Das heißt, alle Mikrodaten, die dem Maschinenbau zugeordnet sind, gehen direkt mit ihrem Firmengewicht in die Saldenberechnung des Maschinenbaus ein. Diese Idee pflanzt sich auch in die unteren Ebenen fort. Alle Mikrodaten etwa aus dem Bereich Werkzeugmaschinen, unabhängig von weiteren darunter liegenden 4- oder 5-Steller-Aggregaten, werden entsprechend verwendet. Diese Vorgehensweise hat den Vorteil, dass die Pflege des Aggregationsschemas einfacher wird und mögliche Verzerrungen aus zu gering besetzten Unteraggregaten minimiert werden. Zusätzlich können alle Antworten jederzeit verwendet werden, da sie durchweg einem 2-Steller-Aggregat zugeordnet werden können.
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    In den anderen Wirtschaftsbereichen erfolgen die Berechnungen äquivalent zum Verarbeitenden Gewerbe. So wurde auch das Aggregationsverfahren im Dienstleistungsgewerbe dahingehend angepasst, dass die Antworten direkt mit dem Firmengewicht in die 2-Steller einfließen. Im Handel werden die Meldungen nun ebenfalls direkt auf der zweiten Ebene zusammengefasst. Lediglich bei der Bestimmung der Firmengewichte gibt es Unterschiede zwischen den einzelnen Bereichen. Während dafür im Bauhauptgewerbe ebenfalls die Mitarbeiterzahlen der Unternehmen herangezogen werden, orientiert sich die Zuweisung der Firmengewichte im Handel und im Dienstleistungsbereich an den jeweiligen Jahresumsätzen.


    Rückrechnung aller Zeitreihen bis 1991


    Die zuvor erläuterten Änderungen im Aggregationsverfahren führen dazu, dass alle Zeitreihen, die im Rahmen der ifo Konjunkturumfragen erstellt werden, rückwirkend ab 1991 neu berechnet werden müssen. Dies betrifft also nicht nur die meist beachteten Indikatoren Geschäftsklima, Geschäftslage und Geschäftserwartungen, sondern z.B. auch die Fragen nach Preisen, Produktion, Exporten, Beschäftigung oder Lagerhaltung. Im Rahmen dieser Rückrechnung wurde auch die Mikrodatenbank angepasst. So kommt es in jedem Monat vor, dass Firmenmeldungen erst nach der Berechnung der verschiedenen Indikatoren eingehen und dadurch keine Berücksichtigung mehr in den Umfrageergebnissen finden. Diese Antworten, die in der Regel aber weniger als 1% der Gesamtmeldungen ausmachen, sind in der Datenbank vorhanden und wurden nun ex post für die Rückrechnung berücksichtigt.


    Vergleich der Zeitreihen nach neuem und altem Aggregationsverfahren


    In Abbildung 5 sind die Zeitreihen für die drei Hauptindikatoren (Klima, Lage und Erwartungen) der Wirtschaftsbereiche jeweils nach alter und neuer Aggregation dargestellt.
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    Die Ergebnisse zeigen, dass sich vor allem im Verarbeitenden Gewerbe und im Bauhauptgewerbe an den grundsätzlichen Verläufen der Zeitreihen durch die Rückrechnung nur sehr wenig geändert hat. Im Handel – und hier speziell im Großhandel – hatte die zuvor beschriebene Umstellung der Gewichtungsmethode mit Beginn auf der 2-Steller-Ebene dagegen etwas größere Änderungen zur Folge. Die Zeitreihen verlaufen nun wesentlich glatter, was klarere konjunkturelle Aussagen ermöglicht. In Tabelle 3 sind die entsprechenden Korrelationen zwischen den Zeitreihen nach neuer und alter Aggregation dargestellt. Die Werte sind durchweg sehr hoch und alle größer als 0,91. Für das Verarbeitende Gewerbe und das Bauhauptgewerbe sind die Korrelation de facto 1,00. Für die beiden Handelssparten sind die Korrelationen etwas niedriger, was auf die niedrigere Volatilität aufgrund der neuen Aggregation zurückzuführen ist. Insgesamt zeigt dies, dass sich die historisch grundlegenden konjunkturellen Eigenschaften nicht verändert haben. Die bereits in Bezug auf den Handel angesprochene Verringerung der Volatilität der Zeitreihen wird durch die Standardabweichung der Zeitreihen sowie deren erste Differenz bestätigt, die in Tabelle 4 aufgeführt sind. Auch bei den Dienstleistern sinkt insbesondere bei den Monatsdifferenzen die Volatilität deutlich.


    Tab. 3


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Korrelationen zwischen neuer und alter Aggregation

          
        


        
          	
            

          

          	
            Geschäfts-

            klima

          

          	
            Geschäfts-

            lage

          

          	
            Geschäfts-

            erwartungen

          
        


        
          	
            Verarbeitendes Gewerbe

          

          	
            0,995

          

          	
            0,994

          

          	
            0,995

          
        


        
          	
            Bauhauptgewerbe

          

          	
            0,998

          

          	
            0,998

          

          	
            0,987

          
        


        
          	
            Großhandel

          

          	
            0,957

          

          	
            0,955

          

          	
            0,931

          
        


        
          	
            Einzelhandel

          

          	
            0,971

          

          	
            0,979

          

          	
            0,919

          
        


        
          	
            Dienstleistungssektor

          

          	
            0,979

          

          	
            0,982

          

          	
            0,971

          
        


        
          	
            Quelle: ifo Konjunkturumfragen, Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Tab. 4


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Vergleich der Volatilität (Standardabweichungen) von neuer und alter Aggregation

          
        


        
          	

          	
            Niveau

          
        


        
          	
            

          

          	
            Geschäfts-

            klima

          

          	
            Geschäfts-

            lage

          

          	
            Geschäfts-

            erwartungen

          
        


        
          	
            

          

          	
            alt

          

          	
            neu

          

          	
            alt

          

          	
            neu

          

          	
            alt

          

          	
            neu

          
        


        
          	
            Verarbeitendes Gewerbe

          

          	
            15,95

          

          	
            16,31

          

          	
            23,18

          

          	
            23,88

          

          	
            13,69

          

          	
            13,63

          
        


        
          	
            Bauhauptgewerbe

          

          	
            17,07

          

          	
            17,23

          

          	
            24,32

          

          	
            24,30

          

          	
            10,16

          

          	
            10,48

          
        


        
          	
            Großhandel

          

          	
            15,98

          

          	
            17,62

          

          	
            20,83

          

          	
            23,12

          

          	
            12,53

          

          	
            13,66

          
        


        
          	
            Einzelhandel

          

          	
            15,15

          

          	
            13,99

          

          	
            21,59

          

          	
            19,90

          

          	
            11,06

          

          	
            10,20

          
        


        
          	
            Dienstleistungssektor

          

          	
            10,67

          

          	
            9,64

          

          	
            14,47

          

          	
            13,25

          

          	
            9,28

          

          	
            8,02

          
        


        
          	

          	
            Erste Monatsdifferenzen

          
        


        
          	
            

          

          	
            Geschäfts-

            klima

          

          	
            Geschäfts-

            lage

          

          	
            Geschäfts-

            erwartungen

          
        


        
          	
            

          

          	
            alt

          

          	
            neu

          

          	
            alt

          

          	
            neu

          

          	
            alt

          

          	
            neu

          
        


        
          	
            Verarbeitendes Gewerbe

          

          	
            3,07

          

          	
            2,97

          

          	
            3,60

          

          	
            3,51

          

          	
            3,84

          

          	
            3,66

          
        


        
          	
            Bauhauptgewerbe

          

          	
            1,97

          

          	
            1,87

          

          	
            2,53

          

          	
            2,31

          

          	
            2,71

          

          	
            2,69

          
        


        
          	
            Großhandel

          

          	
            4,30

          

          	
            3,97

          

          	
            5,68

          

          	
            5,21

          

          	
            5,03

          

          	
            4,16

          
        


        
          	
            Einzelhandel

          

          	
            5,38

          

          	
            4,46

          

          	
            7,83

          

          	
            6,57

          

          	
            5,32

          

          	
            4,05

          
        


        
          	
            Dienstleistungssektor

          

          	
            3,08

          

          	
            2,67

          

          	
            4,27

          

          	
            3,58

          

          	
            4,19

          

          	
            3,39

          
        


        
          	
            Quelle: ifo Konjunkturumfragen, Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Fazit


    Der Artikel beschreibt die größten Änderungen am ifo Geschäftsklimaindex seit Jahren. Ab April 2018 wird der bewährte »ifo Geschäftsklimaindex in der Gewerblichen Wirtschaft« durch das »ifo Geschäftsklima Deutschland« ersetzt. Letzteres enthält nun auch die Dienstleister und bildet dadurch nun einen noch deutlich größeren Teil der deutschen Wirtschaft ab. Der neue Geschäftsklimaindex wird mit Basisjahr 2015 berechnet und ist ab 2005 verfügbar. Die Regeln der Aggregationen werden zum Teil ebenfalls neu definiert, wobei die grundsätzliche Berechnungsweise (Saldenmethodik) unverändert bleibt. Dies erlaubt zum einen eine einfachere Pflege der (teilweise tief disaggregierten) Aggregationshierarchien, zum anderen werden mögliche Verzerrungen bei den Berechnungen verringert. Diese Anpassung erfordert eine Neuberechnung aller Zeitreihen, die im Rahmen der ifo Konjunktur­umfragen gebildet werden. Es wird gezeigt, dass die grundsätzlichen Konjunkturaussagen und -interpretationen insgesamt weitestgehend unverändert bleiben. Die Anpassung des Aggregationsverfahrens führt dazu, dass viele Reihen, insbesondere im Handel und bei den Dienstleistern, weniger volatil sind und somit ein klareres Konjunktursignal anzeigen. In Kürze wird das ifo Institut zudem ein neues Handbuch der ifo Umfragen und Konjunkturindikatoren veröffentlichen (Sauer und Wohlrabe 2018), das detaillierte Ausführungen zu allen Umfragen am ifo Institut sowie den daraus berechneten Indikatoren und deren Verwendung beispielsweise für Konjunkturprognosen enthält.


    Literatur


    Abberger, K. und K. Wohlrabe (2006), »Einige Prognoseeigenschaften des ifo Geschäftsklimas – ein Überblick über die neuere wissenschaftliche Literatur«, ifo Schnelldienst 59(22), 19–26.


    Goldrian, G. (2004), Handbuch der umfragebasierten Konjunkturforschung, ifo Beiträge zur Wirtschaftsforschung Nr. 15, ifo Institut, München.


    Heinisch, K. und R. Scheufele (2018), »Should forecasters use real-time data to evaluate leading indicator models for GDP prediction? German evidence«, German Economic Review, im Druck.


    Lehmann, R. (2018), »The forecasting properties of the ifo business survey«, mimeo.


    Mittnik, S., N. Robinzonov und K. Wohlrabe (2013a), »Was bewegt den DAX?«, ifo Schnelldienst 66(23), 32–36.


    Mittnik, S., N. Robinzonov und K. Wohlrabe (2013b), »The Micro Dynamics of Macro Announcements«, CESifo Working Paper Nr. 4421.


    Sauer, St. und K. Wohlrabe (2018), Handbuch der ifo Umfragen und Konjunkturindikatoren, ifo Beiträge zur Wirtschaftsforschung, ifo Institut, München, im Erscheinen.


    Seiler, Chr. und K. Wohlrabe (2013), »Das ifo Geschäftsklima und die deutsche Konjunktur«, ifo Schnelldienst 66(18), 17–21.


    Statistisches Bundesamt (2008), Klassifikation der Wirtschaftszweige, Wiesbaden.


    Statistisches Bundesamt (2018), »Konjunkturindizes werden auf Basisjahr 2015 umgestellt«, Pressemitteilung Nr. 073, 6. März, Wiesbaden.


    Wohlrabe, K. und P. Wojciechowski (2014), »Die ifo Konjunkturbefragungen im Dienstleistungssektor – Hintergründe, Erklärungen und Performance,« ifo Schnelldienst 67(21), 47–53.


    Wohlrabe, K. und T. Wollmershäuser (2017), »Über die richtige Interpretation des ifo Geschäftsklimas als konjunktureller Frühindikator«, ifoSchnelldienst 70(15), 42–46.


    Endnoten


    
      
        1 Die ifo Konjunkturumfrage Dienstleistungen beinhaltet nicht das Finanz- und Versicherungsgewerbe, öffentliche Dienstleistungen, Erziehung sowie das Gesundheits- und Sozialwesen.

      


      
        2 Das Statistische Bundesamt hat in seinen letzten Veröffentlichungen ebenfalls auf das Basisjahr 2015 umgestellt (vgl. Statistisches Bundesamt 2018).

      


      
        3 Zur Interpretation des Basisjahres: Werte über 100 bedeuten, dass der Wert höher ist als der Durchschnitt des Basisjahres 2015.

      


      
        4 In der offiziellen Terminologie des Statistischen Bundesamtes werden1-Steller als Abschnitte und 2-Steller als Abteilungen bezeichnet. Die darunter liegenden Ebenen heißen Gruppen, Klassen und Unterklassen.

      


      
        5 Die Abfragen erfolgen auf Produktebene. Ein Unternehmen meldet daher in der Regel für sein Hauptprodukt oder beantwortet zum Teil sogar mehrere Fragebögen für seine verschiedenen Produkte. Somit können die Antworten den Wirtschaftszweigen noch genauer zugeordnet werden.

      


      
        6 Es gibt keine Definition, was »genügend« ist. Dies hängt von dem jeweiligen Wirtschaftszweig ab. In manchen ergeben fünf Unternehmen mehr als 80% Marktabdeckung, was der Aggregation genügen würde. In anderen Bereichen müssen entsprechend mehr Unternehmen akquiriert werden.

      


      
        7 So hat beispielsweise der Fahrzeugbau in Deutschland einen deutlichen höheren Anteil an der Wertschöpfung als etwa die Textilindustrie.
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    Risikoeinschätzungen von Ökonomen


    Viele Ökonominnen und Ökonomen in Deutschland beklagen die zumeist langsame Geschwindigkeit, mit der Regierungen unabhängig von ihrer politischen Couleur Wirtschaftsreformen umsetzen. Die Volkswirte wünschen sich dabei oft tiefgreifende und damit in ihren intendierten wie auch unbeabsichtigten Folgen nur schwer abschätzbare Reformen. In der Regel begründen sie die Forderung nach wirtschaftspolitischen Änderungen mit den Ergebnissen ihrer ökonomischen Analysen. Es ist jedoch wissenschaftstheoretisch offensichtlich, dass auch Werturteile und persönliche Präferenzen für die Unterschiede im Reform­eifer eine Rolle spielen – die im öffentlichen Diskurs vorgetragenen, oft diskordanten Meinungen der Ökonomen zu verschiedenen Reformoptionen sind hierfür ein eindrückliches Beispiel. Daher könnte der oft geäußerte Wunsch nach grundlegenden und zugleich auch riskanten Reformen seine Ursache nicht nur in der objektiv-wissenschaftlichen Analyse, sondern auch in einer relativ hohen Risikofreude akademischer Ökonomen haben. In der Tat spricht die empirische Evidenz dafür, dass Volkswirte – wie prinzipiell fast alle Akademiker – im Durchschnitt risikofreudiger sind als die Wahlbevölkerung. Nicht bekannt ist jedoch, wie sie selbst ihre Risikofreude im Vergleich zu der Wahlbevölkerung, Ministerialbeamten, den Vorstandsvorsitzenden großer Unternehmen oder Politikern einschätzen. Mit dem 17.Ökonomenpanel wurde diese Lücke erstmals geschlossen und empirische Informationen zur Risikoeinschätzung von Volkswirten erhoben.


    


    Ökonomenpanel: Umfrage


    Die Messung der Risikoeinstellung von Personen mit Hilfe einer Survey-Frage, die für das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) (vgl. Wagner et al. 2007) entwickelt wurde, ist inzwischen in der Wissenschaft etabliert. Auf einer Skala von 0 (»gar nicht risikobereit«) bis 10 (»sehr risikobereit«) geben die Befragten ihre subjektiv empfundene, eigene Risikobereitschaft mittels der Frage »Wie schätzen Sie sich persönlich ein: Versuchen Sie im Allgemeinen Risiken zu vermeiden, oder sind Sie im Allgemeinen ein risikobereiter Mensch?« an. Die originäre Publikation mit den Ergebnissen zu dieser Frage wurde bereits über 2000-mal zitiert (vgl. Dohmen et al. 2011). Frey et al. (2017) verdeutlichen die Güte dieses Indikators insbesondere vor dem Hintergrund von verhaltensexperimentellen Ansätzen bei der Messung der Risikoeinstellung.


    Um herauszufinden, wie sich die selbstzugeschriebene Risikofreude der Volkswirte in Deutschland im Vergleich zu Entscheidungsträgern in Wirtschaft und Politik verhält, wurden im Ökonomenpanel im Februar 2018 folgende Fragen in der dargestellten Reihenfolge gestellt, wobei Antwortmöglichkeiten – wie im SOEP – von jeweils 0 bis 10 bestanden:


    
      	Wie würden Sie die durchschnittliche Risiko­bereitschaft der folgenden Personen einschätzen?

        
          	Deutsche Erwachsene, Bundesminister, Bundestagsabgeordnete, CEOs von DAX-Unternehmen, Vorsitzende von Arbeitgeberverbänden, Vorsitzende großer Gewerkschaften, Vorsitzende von kleinen Spezialgewerkschaften, Beamte in Bundesministerien.


          	Annegret Kramp-Karrenbauer, Emmanuel Macron (Frankreich), Theresa May (Vereinigtes Königreich), Angela Merkel, Andrea Nahles, Wladimir Putin (Russland), Martin Schulz, Horst Seehofer, Donald Trump (Vereinigte Staaten von Amerika), Kim Jong-un (Nordkorea), Xi Jinping (China).

        

      


      	Wie schätzen Sie sich persönlich ein: Sind Sie im Allgemeinen ein risikobereiter Mensch, oder versuchen Sie, Risiken zu vermeiden?


      	Wie würden Sie Ihre Risikobereitschaft in Bezug auf die folgenden Bereiche einschätzen?

        
          	Autofahren, Geldanlagen, berufliche Karriere, Gesundheit.

        

      

    


    
      Am 17. Ökonomenpanel des ifo Instituts und der Frankfurter Allgemeinen Zeitung beteiligten sich 133 Ökonominnen und Ökonomen. Der Adressbestand beruht auf einer Auswahl von allen W2- und W3-Professoren im Bereich Volkswirtschaftslehre an einer deutschen Hochschule. Derzeit umfasst das Panel 621 Professoren. Die Rücklaufquote bei dieser Umfrage betrug damit 21%. Insgesamt beantworteten 90% der Teilnehmenden den Fragebogen vollständig. Mit der Umfrage im Februar 2018 wurden erstmals auch Informationen zu den Befragten selbst erhoben. Von den Teilnehmenden machten 101 Personen die Angabe, männlich zu sein und 14 weiblich zu sein. Die restlichen Teilnehmenden machten keine Angabe bei dieser Frage.

    


    Ergebnisse des Ökonomenpanels


    Die Panel-Ökonomen geben eine überraschend niedrige Risikobereitschaft für sich selbst an (4,5). Dieser durchschnittliche Wert liegt unter dem Ergebnis, das die repräsentative SOEP-Stichprobe von in Deutschland geborenen Erwachsenen im Jahr 2016 erbrachte (Durchschnitt von 4,7). Die befragten Panel-Volkswirte, größtenteils Männer, schätzen sich damit auch niedriger ein als männliche Akademiker im SOEP (5,3 im Jahr 2016, darunter 5,6 für Promovierte und 5,4 für Hochschullehrer). Auch Ministerialbeamte (5,7 im Jahr 2014) und Bundestagsabgeordnete (6,4 im Jahr 2011) gaben in Spezialumfragen eine höhere Risikobereitschaft an als die Ökonomen in der Umfrage (vgl. Hess et al. 2013; Thomas et al. 2017).


    Ungeachtet dieses relativ niedrigen Werts schätzen sich die Panel-Volkswirte deutlich risikobereiter ein als den durchschnittlichen deutschen Erwachsenen, für den die befragten Professoren im Durchschnitt eine Risikobereitschaft von lediglich 3,4 vermuten. Damit zeigt die im SOEP gefundene Relation bezüglich der relativen Einschätzung von Akademikern zur Gesamtbevölkerung in dieselbe Richtung wie die Relation zwischen den Selbsteinschätzungen der Panel-Ökonomen und ihrer Einschätzung der Allgemeinbevölkerung. Allerdings beurteilen sich die Panel-Ökonomen noch deutlich risikofreudiger (4,5–3,4 = 1,1), als männliche Akademiker dies im Vergleich zu Nicht-Akademikern in der SOEP-Stichprobe tun (5,3– 4,7 = 0,6). Die Panel-Angaben sind somit zumindest konsistent zu dem vorhandenen Wissen über die Sozialstruktur der Risikobereitschaft.


    Die prinzipiell niedrigeren Werte im Ökonomenpanel haben vermutlich mit einem Anker- und Kontrasteffekt bei den Angaben zu tun (vgl. Mõttus et al. 2012). Nachdem die Teilnehmer erst andere Personen – vom Durchschnittsbürger über Bundesbeamte bis zu ranghohen Politikern wie Donald Trump – eingeschätzt haben, ordnen sich 76% zwischen diesen beiden Ankerpunkten ein. Dabei zeigt sich, dass sich die Panel-Volkswirte für eine überdurchschnittlich risiko­freudige Gruppe halten. Sie differenzieren jedoch ihre Risikofreude je nach Lebensbereich. Beim Autofahren (3,3) erleben sich die Ökonomen weniger risikofreudig als im Hinblick auf ihre berufliche Karriere (4,7). Dies ist plausibel, da der Weg zum Hochschullehrenden riskant ist und aus der Sicht der antwortenden Professoren mit entsprechend mehr Risikofreude einhergeht. Ihr Verhalten bei Geldanlagen schätzen die Teilnehmer mit einer durchschnittlichen Risikobereitschaft von 4,3 ein.


    Wie aber schätzen die befragten Professoren nun die Risikofreude der politischen und ökonomischen Entscheidungsträger ein, sowohl im deutschen wie auch im weltweiten Vergleich? Abbildung 1 zeigt die durchschnittlichen Urteile für politische Führungspersönlichkeiten, wobei die Reihenfolge der Politikerinnen und Politiker derjenigen in der Befragung entspricht. Die politischen Entscheidungsträger sind alphabetisch aufgelistet, mit Ausnahme der beiden asiatischen Politiker am Schluss der Liste, wodurch sich auch ein unmittelbarer Vergleich mit dem US-Präsidenten Donald Trump ergibt.


    
    Abb. 1
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    Wenig überraschend liegt Donald Trump mit einem Wert von 7,0 an der Spitze der vermuteten Risikofreude. Dabei ist bemerkenswert, dass selbst der nordkoreanische Diktator Kim Jong-un (6,5) etwas weniger risikofreudig als Trump eingeschätzt wird, wobei sich hier die Geister scheiden. Mit einer Standardabweichung von 2,4 gehen bei Kim Jong-un die Einschätzungen der Ökonomen am weitesten auseinander. Der französische Präsident Emmanuel Macron wird mit 6,3 deutlich darunter eingeschätzt. Der Präsident Russlands, Wladimir Putin, wird nochmals weniger risikofreudig eingeschätzt (5,9), gefolgt von der Premierministerin des Vereinigten Königreichs, Theresa May, mit einem Wert von 5,4.


    Im Vergleich zu den politischen Repräsentanten anderer Länder werden alle deutschen Politiker deutlich weniger risikofreudig eingeschätzt; eine Ausnahme stellt hier nur der chinesische Staatschef Xi Jinping dar (Durchschnitt von 4,5). Unter deutschen Politikern wird die größte Risikofreude bei Annegret Kramp-Karrenbauer vermutet (Durchschnitt von 4,7), die einen Tag vor dem Beginn der Befragung ihren Wechsel vom Amt der Ministerpräsidentin des Saarlandes zur Generalsekretärin der CDU bekannt gegeben hatte. Dieser Wechsel wurde in der öffentlichen Meinung allgemein als riskant wahrgenommen. Die Befragung der Ökonomen reflektiert diese Einschätzung, wenngleich nur in Relation zur vermuteten Risikofreude anderer deutscher Politiker. Denn Frau Kramp-Karrenbauer wird damit als kaum risikofreudiger angesehen, als sich die befragten Professorinnen und Professoren selbst einschätzen.


    Erstaunlich, aber durchaus konsistent mit öffentlichen (Vor-)Urteilen ist die Einschätzung, dass die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel (3,4) und der ehemalige CSU-Chef sowie neue Bundesinnenminister Horst Seehofer (3,8) nicht besonders risikobereit sind. Obwohl Angela Merkel eine der verantwortungsvollsten und damit auf vielfältige Weise riskantesten Führungspositionen in Deutschland einnimmt, wird sie praktisch als genauso risikoscheu eingeschätzt wie die deutsche Allgemeinbevölkerung (3,4). Und der als Taktierer bekannte Horst Seehofer liegt mit einem Wert von 3,8 niedriger als die überwiegend verbeamteten deutschen Ökonomieprofessoren. Auch die SPD-Politikerin Andrea Nahles reicht ebenso wenig an die subjektiv empfundene Risikofreude der Teilnehmer heran (4,2). Bemerkenswert ist gleichfalls die niedrig eingeschätzte Risikofreude des Chinesen Xi Jinping, die sogar von der CDU-Generalsekretärin übertroffen wird.


    Abbildung 2 gibt die Einschätzung der Volkswirte zur Risikofreude verschiedener Berufsgruppen an. Die Reihenfolge der Gruppen in der Graphik entspricht wiederum der Reihenfolge im Fragebogen. Dabei zählen sich die befragten Ökonomen zu einer der risiko­freudigsten Berufsgruppen: Lediglich Vorstandsvorsitzende von DAX-Unternehmen (Durchschnitt von 5,6) und die Vorsitzenden kleiner Spezialgewerkschaften (4,7), die in der Öffentlichkeit für kontroverse und durchaus riskante Streiks bekannt sind, werden als risikofreudiger eingeschätzt. Die angegebene Risiko­freude der DAX-Vorsitzenden stellt einen deutlichen Ausreißer nach oben dar und lässt die Unternehmenslenker fast genauso risikofreudig erscheinen wie beispielsweise Wladimir Putin.
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    Ganz anders sieht die vermutete Risikofreude von Bundestagsabgeordneten, Bundesministern und Vorsitzenden großer Gewerkschaften aus. Sie werden mit Werten um etwa 3,5 als ähnlich wenig risikofreudig wie die deutsche Durchschnittsbevölkerung eingeschätzt. Deutlich risikofreudiger werden die Vorsitzenden von Arbeitgeberverbänden bewertet, jedoch liegt die Schätzung mit 4,3 für diese Gruppe auch noch unter der Selbsteinschätzung der befragten Volkswirte.


    Die zweifelhafte Ehre als risikoscheuste Gruppe gebührt, in den Augen der Teilnehmer des Ökonomenpanels, den Beamten in den Bundesministerien. Sie erreichen einen Wert von 2,4, und liegen damit deutlich unter dem Wert, den die Ökonomen für die Allgemeinbevölkerung angeben. Zum Vergleich: Bundesbeamte haben sich bei Thomas et al. (2017) mit einem Risikowert von 5,7 ungleich risikofreudiger eingeschätzt, und auch der Wert für männliche Akademiker in der SOEP-Stichprobe liegt mit 5,3 deutlich höher.5


    Bewertung


    Ökonomieprofessoren an deutschen Universitäten sind davon überzeugt, dass sie risikofreudiger sind als das deutsche Wahlvolk und viele ihrer politischen wie wirtschaftlichen Entscheidungsträger.6 In Deutschland halten Ökonomen nur die Vorstandsvorsitzenden von DAX-Unternehmen für deutlich risikofreudiger als sich selbst. Im Vergleich mit ausländischen Regierungs- und Staatschefs glauben die Professoren, dass sie nicht weniger risikofreudig sind als der chinesische Staatschef Xi Jinping.


    Was bedeutet das für die Beurteilung wirtschaftspolitischer Empfehlungen, die ja unvermeidlich über die »objektive« Präsentation theoretischer und empirischer Forschungsbefunde hinausgehen und eben auch von Präferenzen und Werturteilen geleitet werden? Die Ökonomen sagen von sich, dass sie risikofreudiger sind als die Wählerinnen und Wähler. Insofern ist es nicht verwunderlich, dass VWL-Professoren nicht selten mit politischen Entscheidungen unzufrieden sind, weil sie ihnen zu zaghaft, zu langsam oder nicht tiefgreifend genug erscheinen.7


    Und was bedeutet es, dass nicht nur Ökonomen, sondern nach eigener Einschätzung auch Politiker und andere Entscheidungsträger risikofreudiger sind als im Mittel die Wahlbevölkerung und trotzdem allgemein über ein zu geringes Reformtempo geklagt wird? Natürlich könnte es sein, dass die Selbsteinschätzungen der befragten Politiker unzutreffend sind und sie ihre Risikofreude systematisch überschätzen. Dies ist allerdings angesichts der konvergierenden Evidenz für die Validität des SOEP-Erhebungskonzepts und auch auf Basis anekdotischer Evidenz über die Persönlichkeitseigenschaften vieler Spitzenentscheidungsträger eher unwahrscheinlich.


    Eine alternative Erklärung könnte lauten, dass überdurchschnittlich risikofreudige Volkswirte wie auch viele Politiker und erst recht Arbeitgebervertreter unrealistische Erwartungshaltungen hinsichtlich eines möglichen Reformtempos haben.8 Grundlegende Reformen sind nicht nur riskant, sondern vor allem politisch schwer durchsetzbar. Da vieles dafür spricht, dass Politiker eine überdurchschnittlich risikofreudige Gruppe sind, geht es vermutlich an den Ursachen vorbei, ein schleppendes Reformtempo in vermeintlich risikoängstlichen Präferenzen der Politiker zu suchen. Eventuell spielen strukturelle Zwänge und die Notwendigkeit zur Organisation von politischen und gesellschaftlichen Mehrheiten eine viel größere Rolle, als es die befragten Volkswirte wahrhaben mögen. Im eigenen Leben weiß man um diese Sachzwänge, doch die Langsamkeit anderer wird oftmals nichtsdestotrotz als mangelnde Bereitschaft ausgelegt (vgl. Allik et al. 2010).
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        1 Max-Planck-Institut für Bildungsforschung (MPIB), Berlin, und Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) am Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin.

      


      
        2 Max-Planck-Institut für Bildungsforschung (MPIB), Forschungsbereich für Adaptive Rationalität, Berlin.

      


      
        3 Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) am Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin.

      


      
        4 Max-Planck-Institut für Bildungsforschung (MPIB), Berlin.

      


      
        5 Zwar wird seit Merton (1940) vermutet, dass Staatsdiener risikoscheue Persönlichkeiten sind. Selbst wenn dies stimmt, ist allerdings zu beachten, dass Ministerialbeamte als Akademiker zu einer nach eigenen Angaben überdurchschnittlich risikofreudigen Gruppe gehören. In der Tat findet Pfeiffer (2010) auf Basis des SOEP für Akademiker im öffentlichen Dienst keine niedrigere allgemeine Risikofreude als für Akademiker außerhalb des öffentlichen Dienstes (lediglich bezüglich beruflicher Risiken geben Akademiker im öffentlichen Dienst eine höhere Risikoscheu an). Tepe und Prokop (2018) messen für Studierende der Verwaltungswissenschaft im Vergleich zu BWL- und Jura-Studenten höhere Risikoaversion. Freilich ist zu bedenken, dass die untersuchten Studierenden nicht für den höheren, sondern für den mittleren Dienst vorgesehen sind (bis maximal Besoldungsgruppe A13).

      


      
        6 Falls die Ökonomen »in Wahrheit« nicht so risikofreudig sind, wie sie im Panel angaben, sind ihre Antworten trotzdem handlungsrelevant. Denn wenn sie ihre Selbsteinschätzungen nach oben korrigiert haben sollten, dann halten sie es wahrscheinlich für wichtig, dass Ökonomen einen risikobereiten Eindruck machen – und korrigieren dann möglicherweise auch die Risikobehaftung ihrer Reformvorschläge in diese Richtung.

      


      
        7 Studierende der Wirtschaftswissenschaften werden im Laufe des Studiums marktorientierter (Fischer et al. 2017).

      


      
        8 In der Psychologie wird vom Correspondence Bias (vgl. Gilbert und Malone 1995) oder Attributionsfehler gesprochen, d. h. der Unterschätzung der Bedeutung situativer Strukturen für das Verhalten anderer und der Überschätzung ihrer Persönlichkeitsmerkmale.
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    Aktuelle Entwicklungen auf dem deutschen Büroimmobilienmarkt


    In den vergangenen Jahren hat sich die Nachfrage nach Büroflächen spürbar erhöht. Dies liegt zum einen an der exzellenten wirtschaftlichen Entwicklung und zum anderen an der zunehmenden Tertiärisierung der Volkswirtschaft. Die Leerstandsquote für die sieben wichtigsten Standorte hat sich seit 2012 halbiert. Einige dieser Städte melden sogar schon Vollvermietung. Auch unter (ausländischen) Investoren haben Bürobauten erheblich an Attraktivität gewonnen. Dafür ist vor allem das anhaltend niedrige Zinsniveau verantwortlich. Der Ansturm der Interessenten auf Büroflächen konzentriert sich allerdings weiterhin auf eine begrenzte Zahl begehrter Städte bzw. Lagen. Dort sind die Mieten und Immobilienpreise zuletzt stark gestiegen. In weiten Teilen Deutschlands herrscht jedoch kein wesentlich gestiegener Bedarf an zusätzlichen Bürokapazitäten vor. Zwar führt gerade die positive Entwicklung in den A- und B-Städten2 zu einer Ausweitung der Bautätigkeit, die Dimensionen dürften sich aber in Grenzen halten. Gerade in den begehrten Städten wird es nämlich immer schwieriger, an geeignete Baugrundstücke zu kommen. Die zunehmenden Engpässe auf Seiten des Baugewerbes treiben zudem die Kosten und verzögern die Umsetzung der Vorhaben.


    Die Grundverfassung des heimischen Arbeitsmarkts ist derzeit gut. Dies zeigt sich unabhängig von der aktuellen konjunkturellen Lage: Die Beschäftigung reagiert seit der Finanz- und Wirtschaftskrise 2009 relativ schwach auf das gesamtwirtschaftliche Auf und Ab. Die Wachstumsprognosen der Wirtschaftsforschungsinstitute sprechen unisono für einen auch in naher Zukunft großen Bedarf an (hochqualifizierten) Arbeitskräften. Zusätzlich tritt ein erheblicher Ersatzbedarf auf, weil die Babyboomergeneration in den kommenden beiden Dekaden altersbedingt aus dem Erwerbsleben ausscheiden wird. Ein rückläufiges Erwerbspersonenpotenzial würde den Arbeitskräftebedarf restringieren, mit negativen Folgen für Wirtschaft, Gesellschaft und die sozialen Sicherungssysteme. Der Rückgang und die Alterung des Arbeitskräfteangebots kommt jedoch nicht überraschend: Erste Vorboten der demographischen Veränderung sind mit einer Reduktion der Alterskohorte von (erwerbsfähigen) Personen im Alter zwischen 20 und 64 Jahren seit 1997 und einer rückläufigen Gesamtbevölkerungszahl seit 2003 erkennbar. Zwar sind die Erwerbstätigenzahlen in den vergangenen Jahren stetig gestiegen, jedoch ist dieser Effekt mit einer gestiegenen Erwerbsbeteiligung und einer deutlichen Reduktion der Arbeitslosigkeit in den vergangenen Jahren zu erklären. Das Erwerbspersonenpotenzial lässt sich im Großen und Ganzen in die drei Komponenten Demographie, Verhalten (Erwerbsquoten) und Migration zerlegen, wobei die erste Komponente durch ihre Einflussfaktoren Geburten, Sterblichkeit und Alterung gegenüber den beiden anderen Komponenten recht sicher prognostiziert werden kann. Des Weiteren dominiert der demographische Effekt die beiden verbliebenen Komponenten: Zwar kann ein zusätzliches Potenzial an Erwerbspersonen aus einer Zunahme der Erwerbsbeteiligung oder einer verstärkten Zuwanderung von außen erreicht werden, jedoch kann bei einer realistischen Betrachtung aller Komponenten nicht im Entferntesten von einer Kompensation gesprochen werden (vgl. Schulten und Steininger2018a).


    Die Berechnung des potenziellen Bedarfs an neuen Büroflächen aufgrund der demographischen Entwicklung in Deutschland stößt zuallererst auf statistische Probleme: Bei den neuen Bevölkerungsstatistiken für das Jahr 2016 gibt es derzeit Verzögerungen von mehreren Monaten. Die Statistiken sind zurzeit von zwei grundlegenden Neuerungen betroffen: Einerseits werden sie auf ein neues technisches Aufbereitungsverfahren umgestellt, andererseits ändert sich für die Wanderungsstatistik der Standard der Datenlieferung von den Meldebehörden an die Statistikämter. In beiden Bereichen gibt es Verzögerungen bei der Softwareerstellung. Dies führt dazu, dass als Grundlage jeglicher, regionaler Projektion auf das statistische Datenmaterial bis einschließlich Datenstand zum 31. Dezember 2015 zurückgegriffen werden muss. Als Orientierungspunkte liegen für 2016 und 2017 vorläufige Schätzwerte des Statistischen Bundesamtes auf nationaler Ebene vor: 2016 soll sich die Gesamtbevölkerung Deutschlands im Vergleich zum Vorjahr um 346000 Personen auf ungefähr 82,5 Millionen erhöht haben. Hauptursache für den Zuwachs der Bevölkerungszahl war – wie in den Vorjahren auch – die Zuwanderung mit einem Überschuss von 498000Perso-nen. Gleichzeitig hat es 2016 ein Geburtendefizit (minus 118000) gegeben, weil mehr Personen gestorben sind als geboren wurden. Bis zum Jahresende 2017 ist die Bevölkerung Deutschlands nach vorläufigen Berechnungen des Statistischen Bundesamtes weiter auf ca. 82,8 Mio. Menschen angestiegen.


    Um die Auswirkungen des demographischen Wandels und die Effekte der Zuwanderung auf den Arbeitsmarkt quantifizieren zu können, wird in Analogie zum Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2017) die Annahme verwendet, dass auf Basis bisheriger Inte­grationsverläufe davon auszugehen ist, dass die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung innerhalb der Personengruppe von anerkannten Asylbewerbern erst in den kommenden Jahren einen dynamischeren Anstieg als in den vergangenen Jahren erfahren wird. Nachfrageseitig wirkt auf den Büroimmobilienmarkt als zentrale Einflussgröße die wirtschaftliche Entwicklung, die wesentlich die Höhe der Bürobeschäftigten und somit die Flächenabsorption der dort ansässigen Unternehmen bestimmt. Die Entwicklung der Bürobeschäftigten steht deswegen auch im Mittelpunkt eines jeden Prognosemodells von zukünftigen Büromieten. Obwohl die Bürobeschäftigung neben dem angebotsseitigen Flächenbestand der wesentliche Parameter für die zukünftige Marktentwicklung ist, setzte deren »Verwissenschaftlichung« vergleichsweise spät ein. Besonders hervorzuheben ist hierbei die Methode von Dobberstein (1997), mit der erstmals ein Standard für die Abgrenzung der Bürobeschäftigten auf Basis von Tätigkeitsmerkmalen einzelner Berufsgruppen gesetzt wurde. Da in keiner amtlichen Beschäftigungs- oder Erwerbstätigenstatistik explizit Bürobeschäftigte ausgewiesen werden, ist man auf Schätzungen dieser für den Büromarkt zentralen Größe angewiesen. Das ausschlaggebende Abgrenzungskriterium für die Definition von Bürobeschäftigten ist die Raumbezogenheit. In Verbindung mit einer weiteren Definition des Begriffs der Bürofläche, d.h. nur jene Flächen, auf denen typische Schreibtischtätigkeiten durchgeführt und die auf dem Büroflächenmarkt gehandelt werden, wird nur der Personenkreis als Bürobeschäftigte erfasst, der über Büroflächen verfügt. Mit Hilfe von berufsbedingten Büroquoten erhält man letztendlich die Gesamtbürobeschäftigung einer Region.


    Zahl der Bürobeschäftigten steigt noch bis weit ins nächste Jahrzehnt


    Der aktuellste, statistisch erhobene Beschäftigtenstand (30. Juni 2016) weist 14,425 Mio. Bürobeschäftigte aus, davon sind 80,9% sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, 10,6% Selbständige, 4,8% Beamte und 3,7% geringfügig Beschäftigte. Die sieben deutschen A-Städte haben zusammen einen Anteil von 20,5% an allen Bürobeschäftigten. Dieser Anteil ist fast doppelt so hoch wie derjenige in den nachfolgenden 14 B-Städten, die einen Anteil von 10,6% auf sich vereinen können. Die folgenden 22 C- und 84 D-Städte addieren sich zusammen im Jahr 2016 auf einen gleich hohen Anteil an allen Bürobeschäftigten wie die Top-7-Standorte zusammen. Diese Fakten belegen anschaulich die Dominanz und Bedeutung der A-Standorte innerhalb Deutschlands. Somit ähnelt das Bild dem der Vorjahre und wird auch in Zukunft Bestand haben: Die größten Agglomerationen profitieren auch weiterhin am stärksten vom Zuzug hochqualifizierter Arbeitnehmer und infolgedessen von einem Anstieg der Bürobeschäftigung. Damit bewahrheitet sich wiederum eine der globalen Entwicklungen, die Trendforscher für die Zukunft ausgemacht haben: die Urbanisierung. Nicht nur die Wohnungs- und/oder Einzelhandelsmärkte profitieren von der Renaissance der Städte, die auch in Deutschland vielerorts beobachtbar ist. Viele Großstädte werden geradezu überrannt. An allen Top-Standorten ist die Einwohnerzahl in den zurückliegenden Jahren kräftig gestiegen. Wer es sich heute leisten kann, zieht in die Stadtteile, die »in« sind und konsumiert in innerstädtischen Einkaufslagen. Dort, wo das Angebot an qualifizierten Arbeitnehmern steigt, prosperiert das Bürobeschäftigtenwachstum stärker. Eine gute innerstädtische Infrastruktur sowie Universitäts- und Bildungsangebote erhöhen zudem die Wahrscheinlichkeit, dass auch in den kommenden Jahren der Anteil der Bürobeschäftigten an den SVP-Beschäftigten in diesen Agglomerationsräumen weiterhin ansteigenwird.


    Geht man von den Berechnungen des Statistischen Bundesamtes (2017) aus, so wird die Einwohnerzahl 2060 76,5 Mio. Personen (Variante 2-A »Kontinuität bei stärkerer Zuwanderung« auf Basis 2015) betragen. Bezogen auf die Bevölkerung im Erwerbs-alter (20 bis 64Jahre) gehörten 2015 49,8 Mio. Personen dieser Altersgruppe an. Ihre Zahl wird erst nach 2020 (50,1Mio.) deutlich zurückgehen und 2030 knapp 46Mio. betragen. 2060 werden dann etwa 39,6 Mio. Menschen im Erwerbsalter sein, falls der Wanderungssaldo von rund 750000 im Jahr 2016 stufenweise bis 2021 auf 200000 sinkt und danach konstant bleibt. Die gesamtdeutschen Ergeb-nisse sind in Abbildung 1 in Indexform (2016 = 100) dargestellt. Die Anzahl der Erwerbstätigen mit Wohnort in Deutschland wird nach Projektionen der bulwiengesa AG von aktuell 43,63 Mio. (2016) auf 45,58 Mio. bis 2027 ansteigen bevor die Auswir-kungen des demographischen Wandels sukzessive zu einer Abnahme der Erwerbstätigen auf 38,71 Mio. zum Ende des Projektionszeitraums führen werden. Die zunehmende Tertiarisierung wird diesen Effekt auf die absolute Anzahl der Büroarbeitsplätze aber etwas verzögern. Ausgehend von 14,42 Mio. Bürobeschäftigten 2016 wird deren Zahl bis 2030 auf rund 15,19 Mio. anwachsen bevor auch in diesem Teilsegment des Arbeitsmarktes die Folgen der Demographie spürbar werden. Für 2060 wird eine Bürobeschäftigtenanzahl von 12,94 Mio. prognostiziert (vgl. Schulten und Steininger 2018b; Deschermeier und Voigtländer2017).
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    Bezogen auf die Büroflächennachfrage wird bei konstanter Flächeneffizienz bis 2030 ein Plus von 20,49 Mio. m² bzw. bis 2060 ein Minus von über 41,41 Mio. m² erwartet. Bezogen auf den Büroflächenbestand 2017 würde dies einem Anstieg von 54,31% aller B-Städte bis 2030 bzw. einer Reduktion aller D-Städte bis 2060 gleichen. Legt man die realistischere Annahme einer sinkenden Büro­fläche je Bürobeschäftigten zugrunde (Flächeneffi­zienz steigt um 15%), so reduziert sich aus heutiger Sicht die Nachfrage nach Büroflächen bereits bis 2030 um 42,95 Mio. m², bis 2060 ansteigend auf 95,56Mio.m². Flächenmäßig würde dies aus heutiger Sicht einer Reduktion um 53,87% aller A-Städte bis 2030 bzw. das 1,20-fache der deutschen A-Städte bis 2060 entsprechen. Die verstärkte Zuwanderung nach Deutschland reduziert somit kurz- bis mittelfristig ein stärkeres Absinken des Bedarfs, in der langen Sicht kann sie die demographischen Probleme und die dadurch induzierte Abnahme der Nachfrage nach Büroflächenbestand nicht aufhalten. Der Bedarf an Büroflächen kann sich somit dem demographischen Wandel nicht entziehen (vgl. Schultenet al. 2018).


    Abnehmende Leerstandsquoten – insbesondere in den sieben A-Städten


    Aktuell wirken sich die ökonomischen Rahmenbedingungen günstig auf die inländischen Büroimmobilienmärkte aus: Positive Konjunkturzahlen und Beschäftigungsgewinne haben nicht nur 2017, sondern konstant über die letzten Jahre die Nachfrage nach Büroflächen sukzessive erhöht. Vor diesem Hintergrund wird die positive Einstellungsbereitschaft der heimischen Arbeitgeber auch 2018 anhalten. Damit setzt sich der seit einigen Jahren positive Trend der Beschäftigungsentwicklung konstant fort, und die Nachfrage nach Büroflächen dürfte sich auch in diesem Jahr unter dem Strich erfreulich, aber nicht euphorisch entwickeln. Bei geringer Neubautätigkeit werden zudem seit 2010 kontinuierlich Überkapazitäten abgebaut, die auf den Boom zur Jahrtausendwende zurückgehen, an manchen Standorten mündet dieser Abbau bei gleichzeitig geringer Bautätigkeit in eine Knappheit.


    Nach Angaben der bulwiengesa AG reduzierte sich der Leerstand in den 127 deutschen Büromarktstädten zum siebten Mal in Folge: Der letzte Leerstandspeak aus dem Jahr 2010 mit 14,7 Mio. m² konnte bis Ende 2017 auf knapp 8,8 Mio. m² MFG abgebaut werden. Insgesamt wurden 2017 ca. 1,1Mio.m² MFG absorbiert bzw. vom Markt genommen, was auch den höchsten Angebotsrückgang seit 2010 impliziert. Folglich reduzierte sich über alle 127 untersuchten Bürostandorte die Leerstandsquote Ende 2017 um 60Basispunkte auf 4,9% gegenüber 2016. In den A-Standorten reduzierte sich das Büroflächenangebot 2017 um fast 770000 m² MFG auf die Leerstandsrate von 4,1%, die B-Standorte konnten etwa 150000m² MFG abbauen (Leerstandsrate von 4,7%), in den C- und D-Standorten verringerte sich die Leerstandsrate um 40 Basispunkte auf 4,9% bzw. um 30Basispunkte auf 6,0% (vgl. Abb.2). Nachdem der Leerstand Ende 2017 in den Städten München (1,9%), Stuttgart (2,1%) und Berlin (2,4%) schon faktisch einen Vollvermietungszustand signalisiert, steuern die Büromärkte in Köln (4,0%) und Hamburg (4,4%) auf die 3,0%-Grenze für die Vollvermietung zu. In Düsseldorf (7,1%) und Frankfurt am Main (9,2%) wurden im vergangenen Jahr ebenfalls starke Rückgänge beim Leerstand verzeichnet, jedoch ist an beiden Büromärkten noch nicht von extremer Flächenknappheit zu sprechen.
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    Neben den niedrigen Bauvolumina sorgten auch 2017 wieder Abrisse und Umwidmungen von ehemaligen Büroflächen für eine weitere Angebotsverknappung. Im Vergleich zu den Vorjahren wurde erstmals seit 2010 ein Rückgang der Flächenabgänge verzeichnet: 2017 betrug die absolute Zahl 660000m² MFG und lag in etwa ein Drittel niedriger als noch 2016 mit über 1 Mio. m² MFG. Seit 2010 wurden in den 127Bürostandorten über 4,8Mio.m² MFG vom Markt genommen. Bei den Büroflächenabgängen handelt es sich zwar nicht immer um Leerstand bzw. Angebotsflächen nach gif-Definition, dennoch wurden auch 2017 wieder Standorte bzw. Objekte dauerhaft dem Büromarkt entzogen und als Wohngebäude, Hotels oder Studentenwohnheime umgenutzt bzw. abgerissen. Innerhalb der A-Standorte wurden 2017 knapp 491000m² MFG Bürofläche vom Markt genommen, was etwa 190000m² MFG (minus 27,7%) weniger als im Vorjahr bedeutet. Diese Abrisszahl entspricht etwa drei Viertel aller dort neugebauten Flächen 2017, so dass lediglich 215000 m² MFG bestandserhöhend hinzukamen. Beispielsweise lagen in Frankfurt (2017: 115000 m², Saldo: minus 55000 m²) und in Düsseldorf (2017: 98000 m², Saldo: minus 25000 m²) die Abrissvolumina oberhalb des Zugangs von Büroneubauflächen. Sehr hohe Flächenabgänge wurden 2017 auch in Hamburg (125000 m²) und Berlin (80000 m²) beobachtet, wohingegen der höchste Nettoneuzugang 2017 aufgrund sehr geringer Flächenabgänge von rund 15000 m² in Stuttgart mit ca. 135000 m² dokumentiert werden konnte.


    Starke Investorennachfrage nach Büroimmobilien


    Auf dem Markt für Wirtschaftsimmobilien in Deutschland wurden nach Angaben der bulwiengesa AG im vergangenen Jahr 58,1 Mrd. Euro umgesetzt; dies ist der höchste Wert seit 2007 (65,3Mrd. Euro; vgl. Abb.3). Im Vergleich zum Vorjahr spiegelt das Ergebnis einen signifikanten Anstieg von 9,8% wider. Im Jahresmittel der letzten drei Jahre wurden 55,5 Mrd. Euro umgesetzt, dies entspricht dem 2,25-fachen des mittleren Umsatzes des Zeitraums von 2008 bis 2014. Allein dieser Vergleich zeigt das gestiegene Interesse (inter-)nationaler Investoren an der Assetklasse Immobilie auf. Erneut floss der Großteil des investierten Kapitals (42,0%) in Büroimmobilien und unterstrich damit die große Bedeutung dieses Segments für die heimische Immobilienbranche. Auch bei den getätigten Investitionen in gewerbliche Immobilienanlagen dominierten die sieben A-Städte unter den vier Stadtklassifikationen: Rund 52% der ge-samten Transaktionssumme entfielen auf die Metropolen in Deutschland.
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    Berlin war 2017 der Top-Investitionsstandort mit ca. 7,5 Mrd. Euro, was den zweithöchsten jemals registrier-ten Wert (2015: 8,3 Mrd. Euro) und eine Steigerung von 53,1% zu 2016 (4,9Mrd. Euro) bedeutet. Aufgrund verschiedener Großdeals im Bürosegment wurden im letzten Jahr in Frankfurt 6,9 Mrd. Euro umgesetzt (+7,8% zu 2016). Der derzeit noch nicht vollumfänglich abschätzbare Brexit-Effekt auf den Frankfurter Büromarkt scheint das Investoreninteresse deutlich befeuert zu haben. Auf Rang 3 landete mit 6,4 Mrd. Euro die bayerische Landeshauptstadt München. Das investierte Kapital lag zwar 4,6% unterhalb des Vorjah­reswertes, jedoch immer noch 9,8% über dem Fünfjahresmittel. Am Münchner Markt übersteigt die Nachfrage das derzeitige Angebot besonders deutlich. Größere, moderne Objekte in Bestlage bzw. sehr guter Lage im Teilraum Innenstadt wurden 2017 nicht gehandelt bzw. kein Bestandshalter hatte Interesse, ein entsprechendes Objekt zu verkaufen.


    Abseits der sieben Top-Standorte hat sich der Markt 2017 ebenfalls gut entwickelt und lag anteilig bei etwa 48,4% bzw. 28,1 Mrd. Euro (ca. 7,0 Mrd. Euro bzw. 4,8% oberhalb des Fünfjahresmittels). Die hohen Volumina sind zum einen mit überregionalen Portfoliodeals zu begründen, die Objekte außerhalb der A-Standorte beinhalteten, zum anderen versuchen jedoch immer mehr Investoren auf Alternativstandorte auszuweichen und eine höhere Verzinsung ihres eingesetzten Kapitals zu erreichen. Die zum Teil sehr guten wirtschaftlichen bzw. immobilienspezifischen Kennzahlen dieser Märkte stützten deren Anlagestrategie. Bei weiteren Kaufpreissteigerungen erscheint ein weiterer Anstieg der Investments abseits der A-Standorte durchaus möglich.


    Angebotsengpässe treiben Immobilienpreise


    Die Bürokapitalwerte (bzw. die relevanten Faktoren Miete und Rendite, vgl. Abb.4) legten 2017 in den untersuchten 127 Marktstädten wieder erheblich zu. In den A-Standorten betrug das Wachstum durchschnittlich 19,2%, der Preis stieg bis Ende des Jahres auf 9871 Euro/m² MFG an. Seit 2011 haben sich die Preise in den A-Standorten beinahe verdoppelt, allein das Wachstum von 2015 bis 2017 lässt sich auf 48,6% beziffern.
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    Die höchste Dynamik weis mit Abstand die Bundeshauptstadt Berlin auf: Ende 2017 betrug der Kapitalwert fast 11100 Euro/m² MFG, was 21,9% über dem Vorjahreswert liegt. Bei der Fünfjahresbetrachtung lag das Wachstum – befeuert durch die extreme Miet- und Renditedynamik innerhalb der Stadt – bei über 120%! Teuerster Standort bleibt allerdings München mit einem Kapitalwert von fast 12900 Euro/m² MFG, bei jedoch weitaus geringerer Dynamik von 10,7% im letzten Jahr. In der Fünfjahresbetrachtung liegt München auf Rang 2 mit einem Wachstum von 73,3%. Der Kapitalwert in Frankfurt am Main stieg im vergangenen Jahr um ca. 35% auf 12500 Euro/m² MFG an (in der Fünfjahresbetrachtung entspricht dies einem Plus von 60,0%). Frankfurt liegt somit an zweiter Stelle der teuersten Standorte. Auch in Hamburg konnte 2017 der Kapitalwert bei Büroimmobilien (ein Plus von 18,4%) auf ca. 9160 Euro/m² MFG gesteigert werden. Im Fünfjahreszeitraum liegt Hamburg sogar auf Rang3 mit einem Wachstum von 67,4%. Über 60% Wachstum konnte seit 2013 auch in Stuttgart verzeichnet werden. Im letzten Jahr fiel das Wachstum mit 21,0% besonders stark im Vergleich zu den Vorjahren aus, und erstmals wurde ein Kapitalwert von über 6000Euro/m² MFG beobachtet. Köln und Düsseldorf weisen in den letzten zwei Jahren eine ähnliche Entwicklung auf: Der Preis für Büroflächen stieg in Köln 2017 um 13,9% (seit 2013 ein Plus von 41,0%) auf 6250Euro/m² MFG, in Düsseldorf um 12,2% (seit 2013 ein Plus von 32,4%) auf ca. 7100 Euro/m² MFG.


    2017 rückläufiges Fertigstellungsvolumen an den sieben Top-Standorten


    Die Auswirkungen der deutlich gestiegenen Büroflächennachfrage auf Kapitalwerte und Leerstand sind insbesondere in den A-Städten zu spüren. Gleichwohl kamen dort nach einer Schätzung der bulwiengesa AG vergangenes Jahr rund ein Fünftel weniger Büroflächen in neu errichteten Gebäuden auf den Markt als noch 2016. So wurden im Durchschnitt der sieben A-Standorte wohl lediglich 100000 Quadratmeter pro Stadt fertiggestellt (vgl. Abb.5).3 Der Jahreswert für 2017 lag um 10% unter dem Durchschnitt der vergangenen sieben Jahre. Insgesamt hat die Neubautätigkeit in den A-Städten seit 2011 lediglich stagniert.
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    Auch in den Städten der anderen drei Standortkategorien ist keine nachhaltige Aufwärtsentwicklung bei den Fertigstellungszahlen auszumachen. Zwar ist es bemerkenswert, dass in den D-Städten 2015 und 2016 wieder wesentlich mehr Neubauflächen errichtet wurden – umfangreichere Neubauaktivitäten waren zuletzt im Jahr 2001 zu verzeichnen. Allerdings liegen die durchschnittlichen Fertigstellungsvolumina pro Stadt nunmehr seit gut eineinhalb Jahrzehnten bei weniger als 5000 Quadratmetern.


    Die beiden Hauptgründe für die vergleichsweise schwache Neubautätigkeit sind Probleme mit der Flächenverfügbarkeit und der weiterhin hohe Stellenwert von Flexibilität auf Seiten der Mieter. So kon­zent­rieren sich Investoren und Nutzer nach wie vor auf die wichtigsten Standorte sowie auf gute bzw. sehr gute Lagen. Dies hat unter anderem mit dem Repräsentativitätscharakter von Firmenimmobilien, aber auch mit dem Werben um neue Mitarbeiter zu tun. Kurzfristig kam mit dem Brexit ein weiterer Faktor hinzu, der speziell in Frankfurt die Büronachfrage weiter anheizen wird. In den bevorzugten Städten bzw. Lagen sind die Baugrundstücke allerdings knapp. Darüber hinaus treten Bürovorhaben immer häufiger in Konkurrenz zu Wohnungs- oder Hotelprojekten, deren Bauherren inzwischen eine beträchtlich gestiegene Zahlungsbereitschaft für Bauflächen aufweisen. Zu allem Überfluss dürften in den nächsten Jahren auch die Logistikanbieter vermehrt in die Städte drängen, um dem steigenden Anforderungen des Online-Handels gerecht zu werden.


    Die zweite wesentliche Ursache für die schleppende Neubautätigkeit betrifft den dringenden Wunsch vieler Mieter nach Flexibilität. Obwohl sich die Wirtschaft seit etlichen Jahren stabil aufwärts entwickelt, beharren die meisten Nutzer noch immer auf kurzen Laufzeiten ihrer Mietverträge, z.B. über fünf Jahre. Diese ausgeprägte Vorsicht auf der Nachfrageseite macht sich auch regelmäßig bei den Vorvermietungsquoten von Projektfinanzierungen negativ bemerkbar, wodurch die nämlichen Vorhaben dann nicht zustande kommen. Der Trend zu kurzen Vertragslaufzeiten ist bereits seit der Finanzkrise zu beobachten. Aus seiner Fortsetzung im vergangenen Jahr kann geschlossen werden, dass viele Mieter den zunehmenden Flächenmangel immer noch nicht realisiert haben.


    Kein weiterer Anstieg der Neubaugenehmigungen zu erwarten


    Im Jahr 2016 wurden von den Bauämtern knapp 3,2Mio. Quadratmeter Nutzfläche in neu errichteten Bürogebäuden genehmigt (vgl. Abb. 6). Dies entspricht einem Anstieg gegenüber dem Vorjahr um gut ein Fünftel. Auf Basis der amtlichen Monatswerte von Januar bis Dezember – der endgültige Jahreswert dürfte davon nur wenig abweichen – sind 2017 mit gut 3,3 Mio. Quadratmeter noch einmal fast 5% mehr Neubauflächen bewilligt worden als 2016. Darin spiegelt sich die gewachsene Büroflächennachfrage der vergangenen Jahre wider. Angesichts der oben beschriebenen Probleme hinsichtlich der Beschaffung geeigneter Bauplätze sowie dem Verharrungsvermögen der Marktteilnehmer, was Standorte und Vertragslaufzeiten angeht, ist jedoch nicht von einer weiteren, bedeutsamen Zunahme der Genehmigungszahlen auszugehen. Zudem dürften sich im Zuge des erwarteten moderaten Zinsanstiegs die Rahmenbedingungen mittelfristig wieder zugunsten anderer Anlageformen verändern.
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    Die Prognose des ifo Instituts für den Bau neuer Bürogebäude geht für den Fünfjahreszeitraum 2018 bis 2022 von einem kontinuierlichen Rückgang der genehmigten Nutzflächen aus. Im kommenden Jahr dürften immerhin noch fast so viele Neubauflächen genehmigt werden wie 2007, als die letzte größere Marktbelebung einsetzte. Neubauaktivitäten in einer Größenordnung, wie sie kurz nach dem Jahrtausendwechsel zu beobachten waren, sind aus heutiger Sicht dagegen sehr unwahrscheinlich.


    Ein wesentlicher Unterschied zu damals ist die Tatsache, dass zu Beginn der 2000er Jahre der Leerstand in den D-Städten noch einmal sichtlich nied­riger war als heute. Die Informationen zu den insgesamt 84 kleineren Nebenstandorten dienen dabei als Indikator für die Marktsituation jenseits der 127von bulwiengesa erfassten Städte. Demnach sieht es nicht danach aus, dass in weiten Teilen Deutschlands aktuell großer Bedarf an neuen Büroflächen besteht. Aber erst, wenn nicht nur an den wichtigsten Standorten, sondern wieder flächendeckend die Baunachfrage anzieht, erscheinen Genehmigungszahlen jenseits der 4-Millionen-Quadratmeter-Marke wieder denkbar.


    Positiv ist in diesem Zusammenhang die verbesserte finanzielle Situation der Gemeinden einzuschätzen. Vor allem deshalb haben die Genehmigungszahlen für die Neuerrichtung öffentlicher Gebäude seit 2016 spürbar zugenommen. Darunter dürften auch etliche kommunale Verwaltungsgebäude sein. Nach den Ergebnissen des KfW-Kommunalpanels 2017 liegen beim wahrgenommenen Investitionsrückstand der Gemeinden öffentliche Verwaltungsgebäude auf Platz 3 vor Sportstätten und Bäder, allerdings mit weitem Abstand hinter Bildungseinrichtungen (ohne Kinderbetreuung) und der Verkehrsinfrastruktur, für die jeweils ein erheblich größerer Bedarf gesehen wird. Aufgrund der langjährigen, unzureichenden Pflege der Altbestände, dürften die genehmigten Neubauvorhaben vielerorts auf den Ersatz bestehender Verwaltungsgebäude zurückgehen. Bei der Entscheidung für einen Neubau spielt nicht selten aber auch der geänderte Flächenbedarf eine wesentliche Rolle.


    An der Fokussierung auf wenige Standorte bzw. ausgesuchte Lagen wird sich in den kommenden Jahren voraussichtlich nur wenig ändern, auch wenn sich die privaten Investoren bzw. Nutzer von Büroflächen immer häufiger auch an Städte aus der zweiten und dritten Reihe, an Nebenlagen bzw. vormalige »Problembauten« heranwagen. Damit dürfte aber – ähnlich wie derzeit im Wohnungssektor – die Dynamik der Bautätigkeit weniger vom Anlage- oder Flächenbedarf als vielmehr von begrenzenden Faktoren wie der Flächenverfügbarkeit oder den zunehmenden Engpässen auf Seiten der Bauwirtschaft bestimmt werden.


    Diese Annahmen spielen nicht nur bei der Prog­nose der Baugenehmigungen eine Rolle, sondern auch bei der tatsächlichen Realisierung der Projekte. Gerade die aktuell hohe Auslastung des Baugewerbes wird die Fertigstellung zahlreicher Vorhaben merklich verzögern. Deshalb dürften die Fertigstellungszahlen für Nutzflächen in neu errichteten Bürogebäuden erst 2019 ihren höchsten Stand des gegenwärtigen Aufschwungs erreichen. In den Jahren 2018 und 2019 werden nach der Prognose jeweils fast eine halbe Million Quadratmeter mehr fertiggestellt werden als noch im Jahr 2016. Dabei wurde auch unterstellt, dass es wieder häufiger zu spekulativen Entwicklungsvorhaben kommen wird.


    Flächenzugang durch Umnutzung schafft etwas Entlastung


    Der Zusatzbedarf an Büroflächen, der maßgeblich auf den Strukturwandel zugunsten des Dienstleistungssektors und der dadurch weiter steigenden Zahl der Bürobeschäftigten zurückgeht, dürfte dafür sorgen, dass die Neubaugenehmigungen bis 2022 nicht unter das Niveau von 2,5 Mio. Quadratmetern Büroflächen fallen werden. Gleichzeitig werden die Restriktionen auf dem Neubaumarkt dazu führen, dass bis zum Ende des Jahrzehnts stärker auf die Umnutzung bestehender Flächen gesetzt wird. Die hat den Vorteil, dass die Bauzeit für die Umwandlungsmaßnahmen in der Regel kürzer ausfällt als bei der Errichtung neuer Gebäude. Eine signifikant höhere Realisierungsquote genehmigter Umbaumaßnahmen gegenüber Neubauvorhaben ist anhand der amtlichen Daten allerdings nicht nachweisbar.


    Für das laufende Jahr wird damit gerechnet, dass per saldo rund 400000 Quadratmeter Nutzfläche in bestehenden Bürogebäuden bewilligt werden (vgl. Abb. 7). Dies wäre der vierte Anstieg in Folge. Der aggregierte Zuwachs seit dem Jahr 2014 würde sich damit auf fast 40% summieren. Laut amtlicher Statistik kamen im Durchschnitt der vergangenen eineinhalb Jahrzehnte zu den genehmigten Nutzflächen in Büroneubauten jährlich noch einmal rund 12% an zusätzlichen Nutzflächen aufgrund bewilligter Umbaumaßnahmen hinzu. Da die Statistikbehörden nur Baumaßnahmen berücksichtigen, die genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, dürfte der Anteil wohl noch etwas höher liegen.
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    In den vergangenen fünf Jahren betrug der Anteil der genehmigten Umbaumaßnahmen an den Neubauaktivitäten nur durchschnittlich 11%. Aufgrund der gestiegenen Anreize wurden für den Prognosezeitraum bis 2022 Anteilwerte zwischen 12 und 13% unterstellt. Der erhöhte Marktzugang von Büroflächen in Form von Umnutzung hilft sicherlich dabei, die Situation zu entspannen. Allerdings ist das Angebot potenzieller Bestandsflächen wiederum gerade in den angesagten Städten und Lagen begrenzt und zum Teil auch umkämpft, d.h., über diesen Zweitkanal können auch nicht »Unmengen« an Zusatzflächen mobilisiert werden. Daher erscheinen gegenwärtig Genehmigungszahlen von deutlich mehr als 400000 Quadratmeter pro Jahr als wenig realistisch.


    Hohe Auslastung des Baugewerbes verzögert Realisierung und verteuert Projektkosten


    Ob Schaffung von Büroflächen mittels neuer Gebäude oder durch bauliche Umwandlung bestehender Flächen – in beiden Fällen ist der Immobili­eneigentümer auf die Dienste des Baugewerbes angewiesen. Nachdem in den vergangenen Jahren viele Bauherren vor allem über den Mangel an Handwerkern geklagt hatten, haben insbesondere die stetig steigenden Neubauaktivitäten im Wohnungssektor inzwischen zu spürbaren Engpässen im Bauhauptgewerbe geführt. So befinden sich die entsprechenden Umfragewerte im Rahmen der monatlichen ifoKonjunkturumfrage hinsichtlich des Arbeitskräftemangels der befragten Hochbaufirmen seit vergangenem Jahr auf einem gesamtdeutschen Rekordniveau.


    Diese Entwicklung deckt sich mit den Ergebnissen der amtlichen Baupreiserhebungen. Hier gibt es sogar eine eigene Rubrik für den Neubau von Bürogebäuden. Im vergangenen Jahr sind die Bau-preise für Rohbauarbeiten, also für Leistungen des Bauhauptgewerbes, erstmals seit 2011 wieder stärker gestiegen als die für Ausbauarbeiten (vgl. Abb. 8). Höhere Preiszuwächse für Rohbauarbeiten gab es zuletzt 2008, als sich derartige Leistungen um 3,8% verteuerten.
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    Im Durchschnitt aller Bauleistungen am Bauwerk kam es 2017 im Bundesgebiet zu Preisanhebungen im Zuge neu errichteter Bürogebäude in Höhe von gut 3%. Gerade in den westdeutschen Zentren bzw. den wirtschaftlichen Hotspots im Süden Deutschlands dürften die jährlichen Preiszuwächse für Bauleistungen aber nicht selten erheblich darüber liegen. Für Standorte wie München oder Stuttgart mit ihrem begrenzten Baulandangebot und den ohnehin überdurchschnittlich hohen Kosten für Bauleistungen verschärfen die aktuellen Entwicklungen bei den Bau­preisen die Situation demnach zusätzlich. Dort ist ja bereits heute von einer faktischen Vollvermietung des Bürobestands auszugehen.


    Die hohe Kapazitätsauslastung des Baugewerbes erschwert zudem die zeitnahe Ausweitung des Büroflächenangebots. In den vergangenen Jahren gingen die dämpfenden Effekte vorwiegend vom Ausbaugewerbe aus. Es waren also insbesondere Modernisierungs- und Umbaumaßnahmen betroffen. Mit den zunehmenden Engpässen auf Seiten des Bauhauptgewerbes dürften sich aber gerade die Neubauvorhaben nicht nur stärker verteuern als zuletzt, sondern auch zunehmend verzögern. Aufgrund der maßgeblichen Bedeutung des Neubaus für den zukünftigen Flächenzugang von Büroflächen haben sich die mittelfristigen Perspektiven für Mieter dadurch also erneut verschlechtert.
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        2 Die insgesamt 127 Standorte wurden von der bulwiengesa AG nach funktionaler Bedeutung für den internationalen, nationalen, regionalen oder lokalen Immobilienmarkt in vier Klassen (A-, B-, C- und D-Städte) unterteilt. Dabei werden jeweils bestimmte Mindestvorgaben an den Flächenbestand sowie die langfristigen Umsätze bzw. Spitzenmieten berücksichtigt. Die sieben A-Städte (Berlin, Düsseldorf, Frankfurt am Main, Hamburg, Köln, München und Stuttgart) repräsentieren die wichtigsten deutschen Zentren mit nationaler und z.T. internationaler Bedeutung. Dort finden sich in allen Teilsegmenten große, funktionsfähige Märkte. Die 14 B-Städte (z.B. Dortmund und Nürnberg) umfassen Großstädte mit nationaler und regionaler Bedeutung. Zu den 22 C-Städten (z.B. Freiburg und Regensburg) zählen wichtige deutsche Städte mit regionaler und eingeschränkt nationaler Bedeutung sowie bedeutsamer Ausstrahlung auf die sie umgebende Region. Die insgesamt 84 D-Städte (z.B. Schwerin und Kempten) verkörpern schließlich kleine, regional fokussierte Standorte mit zentraler Funktion für ihr direktes Umland.

      


      
        3 Für die A- und B-Städte kann es zu Abweichungen von den amtlichen Fertigstellungszahlen kommen. So werden die Büroflächen dort nach dem Schwerpunktprinzip erfasst, während die bulwiengesa AG bei diesen Standorten aufgrund von Eigenerhebungen und dem Abgleich mit anderen Quellen detailliertere Informationen über den Zugang von Neubauflächen zur Verfügung hat. Zudem können die Diskrepanzen auf die Zuordnung der Objekte zu unterschiedlichen Kalenderjahren zurückgehen.
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    Auswirkungen der US-Steuerreform auf deutsche Unternehmen – Ergebnisse einer Unternehmensumfrage

    



    Die US-Steuerreform sieht deutliche Steuersenkungen, aber ebenfalls potenziell belastende Maßnahmen für ausländische Unternehmen vor. Die Reform wird voraussichtlich das Wirtschaftswachstum in den USA ankurbeln. Jedoch werden die Auswirkungen der Reform auf andere Länder kontrovers diskutiert. Das ifo Institut hat im Rahmen seiner monatlichen Konjunkturumfrage Sonderfragen zur Steuerreform gestellt, um die Folgen für und Reaktionen von deutschen Unternehmen zu eruieren. Insgesamt zeigen die Ergebnisse, dass deutsche Unternehmen durchaus von der Steuerreform profitieren werden, aber es ist ebenso mit negativen Auswirkungen zu rechnen.


    Ende 2017 unterzeichnete Donald Trump das Gesetz zur größten Steuerreform in den USA seit 1986. Das Joint Committee on Taxation schätzt die Budgetwirkungen der kumulierten Steuerreform für Privatpersonen und Unternehmen über die kommenden zehnJahre auf über 1,4 Billionen Dollar. Neben einer Senkung des Körperschaftsteuersatzes von 35 auf 21% sieht die Reform die Sofortabschreibung bestimmter Investitionen und die Einschränkung der Abzugsmöglichkeiten von Zinsaufwendungen vor. Ebenfalls drastisch ändern wird sich die steuerliche Behandlung von im Ausland erzielten Gewinnen, bei der zum Territoriali-tätsprinzip übergegangen wird. Bislang war bei einer Rückführung dieses Geldes ein Steuersatz von bis zu 35% fällig, während Ausschüttungen ausländischer Tochtergesellschaften zukünftig steuerfrei sind. Die Reform sieht jetzt nur noch eine einmalige Steuer von 15,5% und 8% auf im Ausland thesaurierte Gewinne vor, je nachdem, wie liquide die Mittel sind. Die Regelung zielt insbesondere auf Technologieunternehmen, wie z.B. Apple, die viel Geld im Ausland horten.


    Ausländische Unternehmen sind von weiteren, potenziell auch belastenden Maßnahmen betroffen. Zum einen wird die US-Hinzurechnungsbesteuerung mit der Besteuerung von global intangible low-taxed income (GILTI) ausgedehnt. Zusätzlich wird mit der BEAT (base erosion and anti-abuse tax) eine Art Mindestbesteuerung eingeführt, die verhindern soll, dass Großkonzerne die Gewinne ihrer US-Tochtergesellschaften über konzerninterne Lizenz-, Zins- und Servicezahlungen übermäßig reduzieren. Im Gegenzug wird das Präferenzregime FDII (foreign derived intangible income) eingeführt, das eine Niedrigbesteuerung von Auslandseinkünften vorsieht, die unter Einsatz von in den USA gehaltenem geistigem Eigentum erzielt wurden.


    Ziel der Reform ist es, das Wirtschaftswachstum in den USA anzukurbeln. Dabei stellt sich die Frage, ob dies möglicherweise zu Lasten des Wachstums in anderen Ländern geht. Noch sind die makroökonomischen Folgen sowohl für die USA als auch für ihre Handelspartner schwer zu beurteilen. Ein Schritt zur Abschätzung der Folgen der Reform ist zu eruieren, inwieweit deutsche Unternehmen von der Reform betroffen sind und wie sie möglicherweise reagieren.


    Das ifo Institut hat im Rahmen seiner monatlichen Konjunkturumfrage Sonderfragen zu diesem Thema gestellt. Die Umfrage wurde vom 1. bis 21. März in den Bereichen Industrie, Großhandel und Dienstleister durchgeführt. Insgesamt beantworteten 5405Unternehmen die Sonderfragen, darunter befanden sich 1743 Firmen aus der Industrie, 1509 aus dem Handel und 2153 aus dem Bereich Dienstleistungen. Um zunächst die Handelsbeziehungen der Unternehmen mit den USA zu bestimmen, wurde nach dem prozentualen Anteil des Umsatzes, der in den USA erzielt wurde, gefragt. In Abbildung 1 sind die entsprechenden Verteilungen dargestellt. Ein Großteil der befragten Unternehmen – primär kleinere Unternehmen, insbesondere im Dienstleistungs- und Handelssektor – erzielt keinerlei Umsatz in den USA. Zusätzlich wurden die Unternehmen befragt, wie stark sie im Wettbewerb mit Unternehmen aus den USA stehen. Tabelle 2 zeigt, dass etwa 45% in keinerlei Wettbewerb mit den USA stehen. Knapp 23% sind mittlerem bis starkem Wettbewerb ausgesetzt, wobei der Anteil mit 35% in der Industrie am höchsten ist.


    
    Abb. 1
[image: 593.png]


    Um im Folgenden aussagekräftige Ergebnisse zu erhalten, wurden die Unternehmen betrachtet, die mindestens 5% ihres Umsatzes in den USA erzielen und auf die Auswirkungen durch die Reform zu erwarten sind. Dies sind insgesamt 575 Unternehmen (vgl. Tab.1); mehrheitlich sind diese in der Industrie zu finden.


    Tab. 1


    
      
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Teilnehmer an der Sonderumfrage

          
        


        
          	
            

          

          	
            Industrie

          

          	
            Dienstleister

          

          	
            Handel

          

          	
            Gesamt

          
        


        
          	
            Teilnahme an der Umfrage

          

          	
            1743

          

          	
            2153

          

          	
            1509

          

          	
            5405

          
        


        
          	
            Davon mit Umsatz von mindestens 5% in den USA

          

          	
            392

          

          	
            135

          

          	
            48

          

          	
            575

          
        


        
          	
            Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

          
        

      
    


    Tab. 2


    
      
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Wettbewerbssituation zwischen deutschen und US-amerikanischen Unternehmen


            (in %)

          
        


        
          	
            

          

          	
            Industrie

          

          	
            Dienstleister

          

          	
            Handel

          

          	
            Gesamt

          
        


        
          	
            Stark

          

          	
            10,7

          

          	
            7,3

          

          	
            4,6

          

          	
            7,8

          
        


        
          	
            Mittel

          

          	
            23,9

          

          	
            11,6

          

          	
            6,2

          

          	
            14,9

          
        


        
          	
            Gering

          

          	
            36,7

          

          	
            33,1

          

          	
            22,7

          

          	
            31,3

          
        


        
          	
            Gar nicht

          

          	
            28,7

          

          	
            48,0

          

          	
            66,4

          

          	
            45,9

          
        


        
          	
            Gesamt

          

          	
            100,0

          

          	
            100,0

          

          	
            100,0

          

          	
            100,0

          
        


        
          	
            Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

          
        

      
    


    Die Unternehmen wurden zunächst gefragt, wie sich die Steuerbelastung aufgrund der Reform entwickelt. Da die Reform zunächst zu kurzfristigen Belastungen durch Abschreibungen auf Verlustvorträge führen kann, wurde zwischen dem kurzfristigen und dem langfristigen Effekt der Reform unterschieden. Tabelle 3 zeigt, dass ein Großteil der Unternehmen (82%) kurzfristig keine Veränderung der Steuerbelastung erwartet. Etwa 14% der Unternehmen gehen jedoch von niedrigeren Steuerausgaben aus. Etwas höher mit knapp 16,5% ist der Anteil beim Handel und der Industrie. Bei den Dienstleistern erwarten hingegen nur 7% eine Entlastung. Langfristig gesehen erhöht sich der Anteil der Unternehmen, die von einer Steuerentlastung ausgehen, auf 17%. Der Anteil der Unternehmen, die mit einer Entlastung rechnen, steigt mit der Unternehmensgröße sowie dem Umsatz­anteil in den USA. Im Gegensatz dazu befürchten 8% der Unternehmen, die mindestens 5% ihres Umsatzes in den USA machen, sogar eine steuerliche Mehrbelastung. Dass dieser Effekt erst langfristig auftritt, könnte beispielsweise daran liegen, dass die BEAT- und GILTI-Steuersätze im Zeitverlauf ansteigen.


    Tab. 3


    
      
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Entwicklung der Steuerbelastung der Unternehmen durch die US-Steuerreform


            (in % bezogen auf Unternehmen mit mindestens 5% Umsatz in den USA)

          
        


        
          	
            

          

          	
            Industrie

          

          	
            Dienstleister

          

          	
            Handel

          

          	
            Gesamt

          
        


        
          	
            Kurzfristig

          

          	

          	

          	

          	
        


        
          	
            Entlastung

          

          	
            16,5

          

          	
            7,0

          

          	
            16,7

          

          	
            14,3

          
        


        
          	
            Keine Veränderung

          

          	
            78,9

          

          	
            89,9

          

          	
            83,3

          

          	
            81,9

          
        


        
          	
            Belastung

          

          	
            4,6

          

          	
            3,1

          

          	
            0,0

          

          	
            3,9

          
        


        
          	
            Langfristig

          

          	

          	

          	

          	
        


        
          	
            Entlastung

          

          	
            20,1

          

          	
            8,8

          

          	
            16,7

          

          	
            17,1

          
        


        
          	
            Keine Veränderung

          

          	
            71,4

          

          	
            84,8

          

          	
            73,8

          

          	
            74,8

          
        


        
          	
            Belastung

          

          	
            8,5

          

          	
            6,4

          

          	
            9,5

          

          	
            8,4

          
        


        
          	
            Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

          
        

      
    


    Die Unternehmen wurden anschließend nach ihren geplanten Reaktionen auf die Steuerreform gefragt. In Tabelle 4 sind die Ergebnisse für die Importe aus den und Exporte in die USA zusammengefasst. Mit Blick auf die Importe werden die Unternehmen kaum reagieren. Etwa 5% der Unternehmen wollen weniger importieren, und nahezu kein Unternehmen plant, die Importe aus den USA zu erhöhen. Auch bei den Exporten tut sich wenig. Etwa 8% der Firmen wollen mehr in die USA exportieren, und knapp 4% sehen für sich rückläufige Exporte.


    Tab. 4


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Entwicklung der Exporte und Importe der Unternehmen


            (in % bezogen auf Unternehmen mit mindestens 5% Umsatz in den USA)

          
        


        
          	

          	
            Verringerung

          

          	
            Unverändert

          

          	
            Erhöhung

          
        


        
          	
            Importe aus den USA

          

          	
            5,3

          

          	
            93,5

          

          	
            1,2

          
        


        
          	
            Exporte in die USA

          

          	
            3,6

          

          	
            88,6

          

          	
            7,8

          
        


        
          	
            Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

          
        

      
    


    Ändern die Unternehmen ihr Investitionsverhalten in den USA oder Deutschland aufgrund der Reform? Tabelle 5 gibt eine Antwort. 14% der Unternehmen wollen ihre Investitionen in den USA erhöhen. Dieser Anteil steigt sogar auf knapp 31%, wenn nur die Unternehmen berücksichtigt werden, die eine steuerliche Entlastung erwarten. Nur wenige Unternehmen planen hingegen, ihre Investitionen in den USA zurückzufahren. Insgesamt ist dies genau ein Effekt, den die Reform beabsichtigt: Ausländische Unternehmen investieren mehr in den USA. Tabelle 5 zeigt aber auch, dass die Erhöhung der Investitionen in den USA nur teilweise zu Lasten von Investitionen in Deutschland geht. Knapp 10% der Unternehmen wollen mehr in Deutschland investieren. Der Anteil der Firmen, die aufgrund der Reformen ihre Investitionen zurückfahren wollen, ist sehr gering (3,5%). Bei Unternehmen, die mehr in den USA investieren wollen, zeigt sich jedoch teilweise eine Verschiebung von Investitionen aus Deutschland in die USA: 17% der Unternehmen, die infolge der Reform ihre Investitionen in die USA steigern wollen, planen im Gegenzug eine Reduktion der Investitionen in Deutschland. Bei 14% erhöht sich hingegen die generelle Investitionsbereitschaft. Diese Unternehmen wollen sowohl mehr in den USA als auch in Deutschland investieren.


    Tab. 5


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Entwicklung der Investitionen der Unternehmen in den USA und Deutschland


            (in % bezogen auf Unternehmen mit mindestens 5% Umsatz in den USA)

          
        


        
          	
            

          

          	
            Verringerung

          

          	
            Unverändert

          

          	
            Erhöhung

          
        


        
          	
            Investitionen in die USA

          

          	

          	

          	
        


        
          	
            Alle Unternehmen

          

          	
            5,7

          

          	
            80,3

          

          	
            14,0

          
        


        
          	
            Unternehmen, die eine steuerliche Entlastung erwarten

          

          	
            1,6

          

          	
            67,7

          

          	
            30,7

          
        


        
          	
            Investitionen in Deutschland

          

          	

          	

          	
        


        
          	
            Alle Unternehmen

          

          	
            3,5

          

          	
            86,8

          

          	
            9,7

          
        


        
          	
            Unternehmen, die eine steuerliche Entlastung erwarten

          

          	
            8,2

          

          	
            83,61

          

          	
            8,2

          
        


        
          	
            Unternehmen, die Investitionen in den USA erhöhen wollen

          

          	
            17,2

          

          	
            68,8

          

          	
            14,1

          
        


        
          	
            Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

          
        

      
    


    Die Reform setzt durch das FDII-Präferenzregime sowie die GILTI-Mindestbesteuerung Anreize, geistiges Eigentum wie Patente und Lizenzen verstärkt in den USA anzusiedeln. In der Online-Umfrage wurde daher zusätzlich nach einer möglichen geplanten Verlagerung von geistigem Eigentum gefragt. Es zeigt sich jedoch, dass dies eine eher geringere Rolle spielen wird. Lediglich 2% der Unternehmen mit mindestens 5% Umsatz in den USA ziehen in Erwägung, geistiges Eigentum dorthin zu verlagern.


    Insgesamt zeigen die Ergebnisse, dass deutsche Unternehmen, die mindestens 5% ihres Umsatzes in den USA erzielen, durchaus von der Steuerreform profitieren werden. Dies hat zu Folge, dass einige sowohl ihre Investitionen in Deutschland, aber auch den USA erhöhen wollen. Es gibt jedoch auch Unternehmen, die steuerliche Nachteile erwarten oder ihr Investitionsportfolio zu Lasten von Deutschland umschichten wollen. Auswirkungen auf die Import- und Exportbewegungen der Unternehmen sind eher klein.


    Die Befragung war rein qualitativ. Es bleibt abzuwarten, inwieweit und in welchem Zeithorizont sich die geplanten Aktivitäten quantitativ realisieren. Erst dann lässt sich abschätzen, ob die deutsche Wirtschaft per saldo von der Steuerreform profitieren wird.

  


  
    Timo Wollmershäuser1


    ifo Konjunkturprognose Frühjahr 2018:

    Starke deutsche Konjunktur im Spannungsfeld zwischen GroKo und Trump


    Das starke Wachstum der deutschen Wirtschaft setzt sich zunächst fort. Für das laufende Jahr rechnet das ifo Institut mit einem Anstieg des realen Bruttoinlandsprodukts von 2,6%, bevor sich das Tempo im kommenden Jahr auf 2,1% abschwächt. Damit hält das ifo Institut an seiner Prognose vom Winter 2017 fest. Die Überauslastung der gesamtwirtschaftlichen Kapazitäten dürfte im Prognosezeitraum spürbar zunehmen und der Lohn- und Preisanstieg sich weiter verstärken. Ein wichtiger Treiber der deutschen Konjunktur ist die Weltwirtschaft. Massive Einkommensteuersenkungen in den USA und ein starker Aufschwung im Euroraum beflügeln die Nachfrage nach deutschen Waren und Dienstleistungen. Allerdings drücken die Debatte über die Einführung bzw. Anhebung von Zöllen im transatlantischen Handel und die Aufwertung des Euro auf die Stimmung der Unternehmer hierzulande. Vorübergehend stimulierend wirkt jedoch die Wirtschaftspolitik der neuen Bundesregierung, da den Koalitionsvereinbarungen zufolge vor allem im kommenden Jahr staatliche Transferleistungen und Ausgabenprogramme ausgeweitet werden dürften. Gleichzeitig enttäuscht der Koalitionsvertrag bei der Reform des Steuer- und Abgabensystems. Insbesondere bleibt er eine Antwort auf die deutliche Absenkung der Unternehmensteuern in den USA, aber auch in Frankreich und in Großbritannien, schuldig.


    Abgeschlossen am 21. März 2018.


    Tab. 1


    
      
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Eckdaten der Prognose für Deutschland

          
        


        
          	

          	
            2017

          

          	
            2018

          

          	
            2019

          

          	
            2017

          

          	
            2018

          

          	
            2019

          
        


        
          	
            Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %a

          

          	
            Differenz zur ifo Konjunkturprognose Winter 2017

          
        


        
          	
            Bruttoinlandsprodukt

          

          	
            2,2

          

          	
            2,6

          

          	
            2,1

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          
        


        
          	
            Private Konsumausgaben

          

          	
            1,9

          

          	
            1,2

          

          	
            1,8

          

          	
            –0,2

          

          	
            –0,5

          

          	
            –0,1

          
        


        
          	
            Konsumausgaben des Staates

          

          	
            1,6

          

          	
            1,4

          

          	
            1,5

          

          	
            +0,5

          

          	
            +0,5

          

          	
            +0,3

          
        


        
          	
            Bruttoanlageinvestitionen

          

          	
            3,3

          

          	
            3,6

          

          	
            3,3

          

          	
            –0,6

          

          	
            –0,3

          

          	
            +0,1

          
        


        
          	
            Ausrüstungen

          

          	
            4,0

          

          	
            6,6

          

          	
            4,1

          

          	
            –0,3

          

          	
            +0,8

          

          	
            +0,1

          
        


        
          	
            Bauten

          

          	
            2,7

          

          	
            2,0

          

          	
            2,7

          

          	
            –0,9

          

          	
            –0,8

          

          	
            +0,2

          
        


        
          	
            Sonstige Anlagen

          

          	
            3,5

          

          	
            2,7

          

          	
            3,3

          

          	
            –0,3

          

          	
            –0,7

          

          	
            0,0

          
        


        
          	
            Inländische Verwendung

          

          	
            2,2

          

          	
            2,1

          

          	
            2,1

          

          	
            –0,1

          

          	
            –0,3

          

          	
            0,0

          
        


        
          	
            Exporte

          

          	
            4,7

          

          	
            6,1

          

          	
            4,3

          

          	
            +0,3

          

          	
            +0,5

          

          	
            –0,2

          
        


        
          	
            Importe

          

          	
            5,1

          

          	
            5,7

          

          	
            4,7

          

          	
            +0,2

          

          	
            +0,2

          

          	
            –0,3

          
        


        
          	
            Erwerbstätigeb (1000 Personen)

          

          	
            44291

          

          	
            44848

          

          	
            45264

          

          	
            +2

          

          	
            +69

          

          	
            +69

          
        


        
          	
            Arbeitslose (1000 Personen)

          

          	
            2533

          

          	
            2316

          

          	
            2156

          

          	
            –1

          

          	
            –39

          

          	
            –47

          
        


        
          	
            Arbeitslosenquote BAc (in %)

          

          	
            5,7

          

          	
            5,2

          

          	
            4,8

          

          	
            0,0

          

          	
            –0,1

          

          	
            –0,1

          
        


        
          	
            Verbraucherpreised (Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %)

          

          	
            1,8

          

          	
            1,8

          

          	
            2,2

          

          	
            0,0

          

          	
            –0,1

          

          	
            0,0

          
        


        
          	
            Lohnstückkostene (Veränderung


            gegenüber dem Vorjahr in %)

          

          	
            1,6

          

          	
            1,5

          

          	
            2,3

          

          	
            0,0

          

          	
            –0,1

          

          	
            +0,1

          
        


        
          	
            Finanzierungssaldo des Staatesf

          

          	

          	

          	

          	

          	

          	
        


        
          	
            – in Mrd. Euro

          

          	
            36,6

          

          	
            38,3

          

          	
            38,9

          

          	
            –5,5

          

          	
            –12,3

          

          	
            –23,2

          
        


        
          	
            – in % des Bruttoinlandsprodukts

          

          	
            1,1

          

          	
            1,1

          

          	
            1,1

          

          	
            –0,2

          

          	
            –0,4

          

          	
            –0,7

          
        


        
          	
            Leistungsbilanzsaldo

          

          	

          	

          	

          	

          	

          	
        


        
          	
            – in Mrd. Euro

          

          	
            262,7

          

          	
            286,0

          

          	
            299,0

          

          	
            +10,7

          

          	
            +21,0

          

          	
            +21,0

          
        


        
          	
            – in % des Bruttoinlandsprodukts

          

          	
            8,0

          

          	
            8,4

          

          	
            8,4

          

          	
            +0,3

          

          	
            +0,6

          

          	
            +0,6

          
        


        
          	
            a Preisbereinigte Angaben. b Inlandskonzept. c Arbeitslose in % der zivilen Erwerbspersonen (Definition gemäß Bundesagentur für Arbeit). d Verbraucherpreisindex (2010 = 100). e Im Inland entstandene Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmerstunde bezogen auf das reale Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde. f In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (ESVG 2010).

          
        


        
          	
            Quelle: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; Deutsche Bundesbank; 2018 und 2019: Prognose des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Tab. 2


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Quartalsdaten zur Entwicklung der Verwendungskomponenten des realen Bruttoinlandsproduktsa


            Veränderung gegenüber dem Vorquartal in %

          
        


        
          	
            


            

          

          	
            2017

          

          	
            2018

          

          	
            2019

          
        


        
          	
            I

          

          	
            II

          

          	
            III

          

          	
            IV

          

          	
            I

          

          	
            II

          

          	
            III

          

          	
            IV

          

          	
            I

          

          	
            II

          

          	
            III

          

          	
            IV

          
        


        
          	
            Bruttoinlandsprodukt

          

          	
            0,9

          

          	
            0,6

          

          	
            0,7

          

          	
            0,6

          

          	
            0,7

          

          	
            0,6

          

          	
            0,5

          

          	
            0,5

          

          	
            0,6

          

          	
            0,5

          

          	
            0,5

          

          	
            0,5

          
        


        
          	
            Private Konsumausgaben

          

          	
            0,8

          

          	
            0,9

          

          	
            –0,2

          

          	
            0,0

          

          	
            0,4

          

          	
            0,4

          

          	
            0,4

          

          	
            0,4

          

          	
            0,6

          

          	
            0,4

          

          	
            0,4

          

          	
            0,4

          
        


        
          	
            Konsumausgaben des Staates

          

          	
            0,3

          

          	
            0,3

          

          	
            0,5

          

          	
            0,5

          

          	
            0,2

          

          	
            0,3

          

          	
            0,4

          

          	
            0,4

          

          	
            0,4

          

          	
            0,4

          

          	
            0,3

          

          	
            0,3

          
        


        
          	
            Ausrüstungen

          

          	
            2,6

          

          	
            3,3

          

          	
            1,3

          

          	
            0,7

          

          	
            2,5

          

          	
            1,5

          

          	
            1,3

          

          	
            1,0

          

          	
            1,0

          

          	
            1,0

          

          	
            0,9

          

          	
            0,9

          
        


        
          	
            Bauten

          

          	
            2,9

          

          	
            0,5

          

          	
            –0,3

          

          	
            –0,4

          

          	
            1,0

          

          	
            0,9

          

          	
            0,8

          

          	
            0,8

          

          	
            0,6

          

          	
            0,6

          

          	
            0,6

          

          	
            0,6

          
        


        
          	
            Sonstige Anlagen

          

          	
            2,0

          

          	
            0,9

          

          	
            0,6

          

          	
            –0,1

          

          	
            0,9

          

          	
            0,9

          

          	
            0,8

          

          	
            0,8

          

          	
            0,8

          

          	
            0,8

          

          	
            0,8

          

          	
            0,8

          
        


        
          	
            Vorratsinvestitionenb

          

          	
            –0,7

          

          	
            0,3

          

          	
            0,3

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          
        


        
          	
            Inländische Verwendung

          

          	
            0,3

          

          	
            1,2

          

          	
            0,4

          

          	
            0,1

          

          	
            0,7

          

          	
            0,5

          

          	
            0,6

          

          	
            0,5

          

          	
            0,6

          

          	
            0,5

          

          	
            0,5

          

          	
            0,5

          
        


        
          	
            Außenbeitragb

          

          	
            0,6

          

          	
            –0,5

          

          	
            0,4

          

          	
            0,5

          

          	
            0,1

          

          	
            0,1

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0,1

          

          	
            0,0

          
        


        
          	
            Exporte

          

          	
            1,7

          

          	
            1,0

          

          	
            1,8

          

          	
            2,7

          

          	
            1,3

          

          	
            1,2

          

          	
            1,1

          

          	
            1,1

          

          	
            1,1

          

          	
            1,1

          

          	
            1,1

          

          	
            1,1

          
        


        
          	
            Importe

          

          	
            0,4

          

          	
            2,4

          

          	
            1,1

          

          	
            2,0

          

          	
            1,3

          

          	
            1,1

          

          	
            1,2

          

          	
            1,2

          

          	
            1,2

          

          	
            1,2

          

          	
            1,2

          

          	
            1,2

          
        


        
          	
            a Saison- und kalenderbereinigte Werte. b Beitrag zur Veränderung des Bruttoinlandprodukts in Prozentpunkten (Lundberg-Komponenten).

          
        


        
          	
            Quelle: Statistisches Bundesamt; ab 1. Quartal 2018: Prognose des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Tab. 3


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Eckdaten der weltwirtschaftlichen Entwicklung und Annahmen

          
        


        
          	

          	
            2017

          

          	
            2018

          

          	
            2019

          
        


        
          	
            Weltbruttoinlandsprodukta,b

          

          	
            3,3

          

          	
            3,3

          

          	
            3,1

          
        


        
          	
            Welthandela,c

          

          	
            5,4

          

          	
            4,4

          

          	
            4,0

          
        


        
          	
            Ölpreis USD/Barrel (Brent)

          

          	
            54,3

          

          	
            67,1

          

          	
            68,5

          
        


        
          	
            Wechselkurs USD/EUR

          

          	
            1,13

          

          	
            1,23

          

          	
            1,23

          
        


        
          	
            Hauptfinanzierungssatz der EZB

          

          	
            0,00

          

          	
            0,00

          

          	
            0,15

          
        


        
          	
            a Preisbereinigt, Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in %. b Gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt von 2016 in US-Dollar. c Welthandel von Waren in Abgrenzung von CPB.

          
        


        
          	
            Quelle: Eurostat; OECD; IWF; CPB; Berechnungen des ifo Instituts; 2018 und 2019: Prognosen des ifo Instituts.
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    Endnoten


    
      
        1 Für das Projektteam.

      

    

  


  
    Klaus Wohlrabe


    ifo Konjunkturumfragen im März 2018 auf einen Blick: Drohender Protektionismus drückt auf die Stimmung1


    Die sehr gute Stimmung in den deutschen Chefetagen hat sich etwas eingetrübt. Der ifo Geschäfts­klimaindex ist von 115,4 im Februar auf 114,7 Punkte im März gesunken. Die Unternehmer waren etwas weniger zufrieden mit ihrer aktuellen Geschäftslage, allerdings auf hohem Niveau. Auch der Optimismus mit Blick auf die kommenden Monate nahm ab. Der drohende Protektionismus drückt auf die Stimmung.


    
    Abb. 1
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    Abb. 2
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    Abb. 3
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    Im Verarbeitenden Gewerbe hat sich das Geschäftsklima auf hohem Niveau verschlechtert. Dies war auf merklich weniger optimistische Erwartungen zurückzuführen. Die Unternehmen schätzten die aktuelle Lage hingegen minimal besser ein. Die Nachfrage­situation bleibt weiterhin gut. Die Produktion soll weiter ausgebaut werden, wenn auch weniger stark als in den Vormonaten. Im Großhandel konnte der Index das Niveau des Vormonats halten. Während die Unternehmen die aktuelle Lage besser einschätzten, blickten sie etwas weniger optimistisch auf die kommenden sechs Monate. Im Einzelhandel hat sich das Geschäftsklima merklich verschlechtert. Der Lageindex fiel auf den niedrigsten Wert seit Februar 2017. Die Erwartungen der Einzelhändler sind nun leicht pessimistisch. Im Bauhauptgewerbe ist der Geschäftsklimaindex gestiegen. Der Grund waren deutlich optimistischere Geschäftsaussichten. Die Einschätzungen zur aktuellen Lage verbesserten sich minimal und erreichten erneut ein Rekordhoch.
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    Abb. 7
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    Abb. 8
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    Die Stimmung bei den deutschen Dienstleistern hat sich erneut etwas verschlechtert. Der Geschäftsklimaindex sank im März von 110,6 auf 109,7 Punkte. Dies ist der dritte Rückgang in Folge. Das Rekordhoch bei den Einschätzungen zur aktuellen Lage konnte nicht gehalten werden. Auch die noch immer optimistischen Erwartungen wurden leicht zurückgenommen. Viele Dienstleister planen gleichwohl, ihre Preise zu erhöhen. Für die IT-Dienstleister entwickelte sich die aktuelle Geschäftslage aufgrund deutlich anziehender Nachfrage hervorragend. Auch die Erwartungen zogen merklich an. Es ist geplant, deutlich mehr Beschäftigte einzustellen. Die Speditionen sind weiterhin sehr zufrieden mit ihren laufenden Geschäften, wenn auch etwas weniger als zuletzt. Sie gehen jedoch davon aus, dass sich die Lage in den kommenden Monaten wieder verbessert. Der Geschäftsklimaindikator bei den Reisebüros und Reiseveranstaltern ist das dritte Mal in Folge gefallen. Während die Lage weiterhin als sehr gut eingeschätzt wird, gaben die Erwartungen in den letzten Monaten merklich nach. Die deutschen Unternehmen sind weiterhin auf der Suche nach neuem Personal, wenn auch zurückhaltender als zuletzt.


    
    Abb. 9
[image: 8051.png]


    Das Beschäftigungsbarometer sank im März auf 112,4 Punkte, nach 113,5 Punkten im Februar. Der deutsche Arbeitsmarkt bleibt gleichwohl weiter positiv.


    Der Indikator ist in allen vier befragten Sektoren gefallen. Am deutlichsten fiel der Rückgang im Handel aus. Hier sind nur noch wenige Unternehmen auf Mitarbeitersuche. Stärkster Beschäftigungstreiber bleibt der Dienstleistungssektor. Auch im Bau bleibt die Einstellungsbereitschaft hoch. In der Industrie kehrt hingegen mehr und mehr etwas Zurückhaltung bei den Neueinstellungen ein.


    Endnoten


    
      
        1 Die ausführlichen Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen werden in den »ifo Konjunkturpers­pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr abonniert werden.
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Hauptaggregate der Sektoren

Mrd. EUR
2018
Nichtfinanzielle Private
Gegenstand der Nachweisung Gesamte Volks{ und finanzielle staat Haushatteund | g
wirtschaft Kapital- private Org. o
geselischatten oE
s1 S1sT2 s13 S5 15 S2

1 = Bruttowertschopfung 30793 20017 3254 662.2 -
2 - Abschreibungen 593,8 3406 735 1798 -
3 = Nettowertschspfung 1) 24855 17511 2519 4825 —2712]
4 - Geleistete Arbeitnehmerentgeke 17440 12458 2555 2427 152
5 — Geleistete sonstige Produktionsabgaben 22 123 02 o7 -
6 + Empfangene sonstige Subvenfionen 261 24 02 15 -
7 = Betriebsiberschuss/Sebsistandigeneinkommen 7454 517.4 -35 2316 —286.5|
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17 + Empfangene Netiosazialbeitrage 2) 6925 1234 568,2 08 30)
18 — Geleistete monetzre Sozialeistungen 588,1 655 5217 08 05
19+ Empfangene monetare Sozialeistungen 581,0 - - 5810 756
20 — Geleistete sonsige aufende Transfers 364.4 194,8 838 858 59,0)
21+ Empfangene sonstige laufende Transfers 3156 1792 27 137 1078
22 = Verfugbares Einkommen (Ausgabenkonzept) 28337 1678 7262 19307 - 289,0)
23 - Konsumausgaben 24508 - 6637 17872 -
24+ Zunahme betrieblicher Versorgungsanspriiche - —502 - 502 -
25 = Sparen 382,9 176 626 2027 - 289,0)
26 — Geleistete Vermogenstransfers 57.0 12,0 355 95 32)
27 + Empfangene Vermogenstransfers 502 240 105 158 10,0
28 - Bruttoinvestfionen 687.7 397,1 744 2164 -
29 + Abschreibungen 5938 3406 735 1798 -
30 — Nettozugang an nichiprod. Vermogensgiter -33 ~28 —14 09 33
31 = Finanzierungssaldo 2855 758 383 173 —285.5|
Nachrichtich - - - - -
34 Verfugbares Einkommen (Ausgabenkonzept) 28337 1678 7262 19307 - 289,0)
35 — Geleistete soziale Sachiransfers 4279 - 4219 - -
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39+ Zunahme betriebiicher Versorgungsanspriiche - —502 - 502 -
40 = Sparen 382,9 176 626 2027 - 289,0)

1) Fir den Sektor dbrige Welt Importe abzigl. Exporte aus der bzw. an die Gbrige Wekt — 2) Soziabeitrage einschl. Sozialbeitrage aus Kapitalertragen
abzigiich Dienstleistungsentgelt privater Sozialschutzsysteme.- 3) Fiir den Sektor Staat Kollektivkonsu, fur den Sektor private Haushatte und

private Organisationen o. E. Individualkonsum (einschl. Konsumausgaben des Staates fir den Individualverbrauch, d h. einschl.
sozialer Sachleistungen).
Quellen: Statistisches Bundesamt, 2018 und 2019: Prognose des ifo Insfituts.
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Hauptaggregate der Sektoren
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1) Fir den Sektor dbrige Welt Importe abzigl. Exporte aus der bzw. an die Gbrige Wekt — 2) Sozialbeitrage einschl. Sozialbeitrage aus Kapitalertragen
abzigiich Dienstleistungsentget privater Sozialschutzsysteme.- 3) Fir den Sektor Staat Kollektivkonsum, fur den Sektor private Haushatte und

private Organisationen o. E. Individualkonsum (einschl. Konsumausgaben des Staates fir den Individualverbrauch, d h. einschl.
sozialer Sachleistungen).
Quellen: Statistisches Bundesamt, 2018 und 2019: Prognose des ifo Instituts.
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BIP (Bruttowertschopfung) pro Kopf. Alle Angaben relativ zum nationalen Durchschnit.
Quelle: Eurostat; Darstellung des ifo Instituts. ©ifo Institu
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Verénderung der Arbeits- und Kapitaleinkommensverteilung (Pro-Kopf-Wachstum),
NUTS-2 in Deutschland
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Die 45-Grad-Linie bt alle Kombinationen von Wachstumsraten an, fr die die Arbeits- und Kapitaleinkommen eich
schnell gewachsen sind. In den westdeutschen Bezirken sind die Arbeitseinkommen schneller gewachsen, in den ost-
deutschen die Kapitaleinkommen. Die Regionen im Osten sind: Berlin (D£30), Brandenburg (DEA0), Chemitz (DED),
Dresden (DED?), Lepeig (DEDS) Mecklenburg-Vorpommern (DEE0), Sachsen-Anhait (DEED) und Tharingen (DEGO)
Quelle: Eurostat; Darstellung des ifo Instituts . ©ifo Institut
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Quelle: RIWIS-Datenbank der bulwiengesa AG. ©ifo Institut
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Regionale Bevélkerungsentwicklung in Deutschland
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Quelle: Eurostat; Darstellung des fo Insttuts. ©ifo Institut
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Quelle: ifo Konjunkturumfragen, Marz 2012, © ifo Institut
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Ungleichheitsmalie fiir das BIP pro Kopf und das verfiigbare Einkommen pro Kopf
in den NUTS-2-Regionen der EU
MaBe fir die regionale Einkommensgleichheit
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Die durchgezogenen Linien beziehen sich auf das Maft BIP pro Kopf und sind mit Hilfe der linken Ordinate 2u lesen,
die gestrichelten Linien beziehen sich auf das verfiigbare Einkommen pro Kopf und sind mit Hilfe der rechten

Ordinate 2u lesen. Die Varianz bezieht sich auf logarithmierte Grofien. Der verwendete Theil-Index st der Theil-S-Index.
Quele: Eurostat; Darstellung des fo Instituts. ©ifo Institut
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Quelle: ifo Konjunkturumfragen, Marz 2018, © ifo Institut
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Niveau des BIP pro Kopf und Wachstum des BIP pro Kopf in Deutschland
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Je dunkler die Einfarbung, desto hoher das Niveau des BIP (linke Karte) bzw. das Wachstum
Karte).
Quelle: Eurostat; Darstellung des fo Instituts,
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Quelle: Statistisches Bundesamt; ifo Institut. ©ifolnstitut
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftiichen Gesamtrechnung
Vorausschatzung fir die Jahre 2018 und 2019

2017 (1) | 2018 (2) | 2019 (2) 2016 2019 (2)
TH@ [ 2A@ | T [ 2A
Entstehung des Inlandsprodukts
Veranderung in % gegeniber Vorjahr
[Zahi der Erwerbstatigen 5 13 09 Ta 7] 0 09|
|Arbeitsstunden je Erwerbstatigen 3) 03 00 0.1 0.1 0| 03 02|
|Arbeitsvolumen 11 12 09 13 1] 0.7 11
[Produktivitit (4) 11 13 13 13 13) 13 1.2
Bruttoiniandsprodukt, preisbereinigt 22 26 21 25 25] 20 23]
2. Verwendung des Inlandsprodukts in jeweiligen Preisen
a) Mrd_EUR
[Konsumausgaben 23736 24508 25453 11940  12568| 12362 13071
Private Konsumausgaben 5) 17350 17872 18574 8711 9161 9037 9538
Konsumausgaben des Staates 6387 6637 6879 3230  3407| 3345 3534
Bruttoaniageinvesfitionen 662,7 7019 7390 3371 aea9| 3545 3844
Ausristungen 2146 2301 2407 1092 1209) 1140 126.7|
Bauten 3227 3413 3618 1642 1771 1739 187.9|
Sonstige Anlagen 1254 1306 1365 638 66,8} 667 69,8
|Vorratsveranderungen 6) 213 143 -13.2] 1.1 -15.4] 19 151
Iniandische Verwendung 30150 31385  0271.1] 16322 16063 16946 16764
|Ausenbeitrag 2483 2712 2811 1434 1279) 1475 1336
Nachrichtiich: in Relation zum BIP % 76 80 79 86 74 85 74
Exporte 15421 16504 17308 8176 8327 8548 8759
Importe 12937 13792 14497 6743 7049 7073 7424
Bruttoiniandsprodukt 32634 34097 _ 36620] 16755 17342 17422 18100
b) Veranderung in % gegentiber Vorjahr
Konsumausgaben 37 33 39 29 3] 37 70
Private Konsumausgaben 5) 36 30 39 25 35 38 41
Konsumausgaben des Staates 38 39 36 a2 36| 36 37|
Bruttoanlageinvestitionen 52 59 53 54 64 52 54
Ausristungen 43 72 45| 7.2 72| 24 48|
Bauten 60 58 60 a7 6.7 59 61
Sonstige Anlagen 48 41 45 40 43| 46 45|
Iniandische Verwendung 22 21 1] 39 13| E5] 24
Exporte 63 70 49| 74 65| a5 52|
Importe: 79 66 51 64 63| 49 53|
Bruttoiniandsprodukt 38 45 4.2) 46 2.4] 20 24
3. Verwendung des Inlandsprodukts, verkettete Volumenangaben (Referenzjahr 2010)
a) Mrd_EUR
Konsumausgaben 21674 21845 22215 10724 11121 10894 11321
Private Konsumausgaben 5) 15961 16151  16436] 7908 8243 8034 8402
Konsumausgaben des Staates 561,0 5690 5776 2813  287.7| 2857 2919
Bruttoanlageinvestitionen 5909 6123 6324 2049 3174 3041 3282|
Ausristungen 2076 213 2305 1046 16,7} 1087 1218
Bauten 2709 2762 2837 1339 142.3] 1373 1464
Sonstige Anlagen 1132 1163 1201 569 59.4] 588 61,3)
Iniandische Verwendung 27162 21725  2831.1| 13664 14061 13936 14374
Exporte 14601 15498 16166 7690 7807 7992 8174
Importe: 12582 13300  13924| 6511 6789 6793 7131
Bruttoiniandsprodukt 29188 29934 _ 3057.3] 14842 _ 1509,1] 15138  15435]
b) Veranderung in % gegentiber Vorjahr
Konsumausgaben 8 3 7] 0 73] 6 8]
Private Konsumausgaben 5) 19 12 18| 08 15| 16 19
Konsumausgaben des Staates 16 14 15 15 14 16 15
Bruttoanlageinvestitionen 33 36 33 31 a1 31 34
Ausristungen 40 66 a1 67 6| 39 44
Bauten 27 20 27 09 30| 25 29|
Sonstige Anlagen 35 27 33 24 30 33 32|
Iniandische Verwendung 22 21 27 19 27| 20 27|
Exporte 47 6.1 43| 68 56| 39 47|
Importe: 5.1 57 4.7, 62 53| 43 50
Bruttoiniandsprodukt 22 26 2.1 25 25| 20 23]
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Entwicklung der Biirobeschaftigten bis 2060
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+Bevelkerungim Erverbsalter (20 bis 64 Jahre).
Quelle: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur fir Arbeit; RIWIS-Datenbank der bulwiengesaAG.  © ifo Institut
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Quelle: fo Konjunkturumfragen, Marz 2015, © ifo nstitut
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BIP pro Kopf und verflighares Einkommen in den NUTS-2-Regionen der EU
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Analog zur Analyse fir Deutschland sind auch hier die Verteilungsmate fir das BIP pro Kopf (durchgezogene Linie)
cowie i die durchschnittichen verfugbaren Einkommen (gestrichelte Linie) angefuihrt. Auch her ist ein deutlich
abnehmender Trend zu erkennen.

Quelle: Eurostat; Darstellung des fo Instituts ©ifo Insttut
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Verteilungsmale fiir das BIP pro Kopf aller EU-Regionen
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Die Varianz bezieht sich auf das logarithmierte BIP pro Kop. Der verwendete Theil-indexist der Theil-S-ndex.
Quelle: Eurostat; Darstellung des o Institts. ©ifo Institut
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Regionale Einkommensverteilung in ausgewahlten Landern
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Die Abbildung lustriert die Verteilung der durchschnittlichen regionalen Einkommen i die Linder Deutschiand,
Frankreich, talien und das Vereinigte Konigreich. Allen Verteilungen gemein it eine gewisse Rechtsschiefe; alien hat
zudem eine bimodale Einkommensverteilung. Dies st auf das starke Nord-Std-Gefalle zurtickzufhren. Dass dies fir
Deutschland nicht zu beobachten st, veranschaulicht, dass der Osten zum Westen zumindest aufgeschlossen hat.
Frankreich und das VK sind dichter um den Modus vertelt ls Deutschland, dieser liegt weiter inks.

Quele: Eurostat; Darstellung des fo Instituts. ©ifo Institut
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Quelle: Skonomenpanel Februar 2012,
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METR by Year in the United States Accounting for Shifts in Expensing Provisions
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BIP pro Kopf versus verfiighares Einkommen, deutsche NUTS-2-Regionen
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Quelle: Eurostat; Darstellung des ifo Instituts. ©ifo Institut
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Quelle: RIWIS-Datenbank der bulwiengesa AG. ©ifoInstitut
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Kumulative Dichtefunktion der regionalen Wachstumsraten des BIP pro Kopf
in ausgewahlten Landern
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Die Abbildung llustriertcie kumulative Verteilung der durchschnittichen regionalen Wachstumsraten i Zeitraum
(2000-2014) i die Lander Deutschland, Frankreich talien und das Vereinigie Konigreich. Dieses Bild verdeuticht,
dass die Streuung der Wachstumsrate mit der durchschnittichen Wachstumsrate steig. So sind jene in Deutschland
und dem VK starier ls in falien oder Frankreich gestreut. Jedoch it beispielsweise e P25-Region in Deutschland
starir als die PS0-Region in Frankreich gewachsen.

Quelle: Eurostat; Darstellung des o Instiuts, ©ifo nsttut
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Quelle: Eurostat; Darstellung des fo Instituts. ©ifo Institut





OEBPS/Images/928.png
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Quelle: RIWIS-Datenbank der bulwiengesa AG. ©ifo Institut
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Quelle: Statistisches Bundesamt, @ifo Institut
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Hauptaggregate der Sektoren

Mrd. EUR
2017
Nichtfinanzielle Private
Gegenstand der Nachweisung Gesamte Volks{ und finanzielle staat Haushalteund | o
‘wirtschaft Kapital- private Org. &)
geselischatten oE
s1 S1isT2 s13 S5 15 S2

1 = Bruttowertschopfung 2941,0 1989,7 3143 637.0 -
2 - Abschreibungen 5720 3289 710 1720 -
3 = Nettowertschopfung 1) 2369,0 16608 2433 4650 — 2483
4 - Geleistete Arbeitnehmerentgekte 1667.9 11914 2465 2300 146
5 — Gelkistete sonstige Produktionsabgaben 221 1255 02 04 -
6 + Empfangene sonstige Subventionen 2556 239 02 15 -]
7 = Betriebsiberschuss/Sebsistandigeneinkommen 7047 4808 -32 2271 —2629)
8 + Empfangene Arbeitnehmerentgete 16699 - - 1669,9 12,5]
9 — Gelistete Subventionen 276 - 276 - 52|
10 + Empfangene Produktions- und Importabgaben 3447 - 3447 - 69
11 - Geleistete Vermogenseinkommen 7183 6544 389 250 1726
12 + Empfangene Vermagenseinkommen 7781 3506 169 4016 1128
13 = Primareinkommen (Nettonationaleinkommen) 27515 186,1 2018 22736 —~308.4]
14 — Geleistete Einkommen- und Vermdgensteuem 4133 89.2 - 3240 95
15+ Empfangene Einkommen- und Vermogensteuem 4226 - 4226 - 04
16 — Geleistete Nettosoziabeitrage 2) 6704 - - 6704 42)
17 + Empfangene Netiosozialbeitrage 2) 6717 1228 548,1 08 29
18 — Geleistete monetare Sozialeistungen 5714 65,0 5055 08 05
19+ Empfangene monetare Sozialeistungen 564,3 - - 5643 75
20 — Gelistete sonsige faufende Transfers 3406 1856 753 798 58.2]
21 + Empfangene sonstige laufende Transfers 2011 157,1 24 116 1077
22 = Verfugbares Einkommen (Ausgabenkonzept) 27055 1262 7041 18752 —2625|
23 - Konsumausgaben 23736 - 638,7 17350 -
24+ Zunahme betrieblicher Versorgungsanspriiche - —496 - 496 -]
25 = Sparen 3319 766 654 1898 —2625|
26 — Gelistete Vermogenstransfers 63,1 119 419 04 30)
27 + Empfangene Vermogenstransfers 565 30,1 108 155 96
28 - Bruttoinvestionen 6414 3699 703 2013 -
29 + Abschreibungen 5720 3289 710 1720 -]
30 — Nettozugang an nichiprod. Vermogensgiter -31 -26 —14 09 31
31 = Finanzierungssaldo 2589 565 366 1658 —258.9)
Nachrichtich - - - - -
34 Verfugbares Einkommen (Ausgabenkonzept) 27055 1262 7041 18752 —2625|
35 — Geleistete soziale Sachtransers 4157 - 4157 - -
36 + Empfangene soziale Sachtransfers 4157 - - 4157 -]
37 = Verfugbares Einkommen (Verbrauchskonzept) 27055 1262 2883 22910 —2625|
38 — Konsum3) 23736 - 2229 21507 -
39+ Zunahme betribiicher Versorgungsanspriiche - —496 - 496 -]
40 = Sparen 3319 766 654 1898 —2625|

1) Fir den Sektor dbrige Welt Importe abzigl. Exporte aus der bzw. an die Gbrige Wekt — 2) Sozialbeitrage einschl. Sozialbeitrage aus Kapitalertragen
abzigiich Dienstleistungsentget privater Sozialschutzsysteme.- 3) Fir den Sektor Staat Kollektivkonsum, fur den Sektor private Haushatte und

private Organisationen o. E. Individualkonsum (einschl. Konsumausgaben des Staates fir den Individualverbrauch, d h. einschl.
sozialer Sachleistungen).
Quellen: Statistisches Bundesamt, 2018 und 2019: Prognose des ifo Instituts.






OEBPS/Images/597.png
noch Bundesrepublik Deutschland: Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftiichen Gesamtrechnung

| 2017 (1) | 2018 (2) | 2019 (2) | 2018 2019 (2)
[TH® [ 2@ [ h 2]

4. Preisniveau der Verwendungsseite des Inlandsprodukts (2010=100)

Veranderung in % gegeniiber Vorjahr

[Konsumausgaben T8 20 21 19 20] 21 27|
Private Konsumausgaben 5) 17 18 21 16 19) 21 21
Konsumausgaben des Staates 21 25 21 27 22) 20 22|

Brutioaniageinvestitionen 19 22 19 22 22| 20 19|
Ausristungen 03 05 05 05 06 05 04]
Bauten 32 37 32 38 37 33 31
‘Sonstige Anlagen 13 14 1.2 15 13 12 12)

iniandische Verwendung 20 20 21 19 2] 20 27

[Exporte 16 08 05 06 10) 06 03]

importe 26 08 04 02 1.4 05 03]

[Bruttoiniandsprodukt 15 19 20 20 18] 19 2]

5. Einkommensentstehung und -verteilung

a) Mrd_ EUR

[Primareinkommen der privaten Hausharte 23736 23603 24568 11635 11968 12087 12481
Sozialbeitrage der Arbeitgeber 2996 3096 325,2| 1504 159.2 1575 167.7}
Bruttolohne und -genater 13703 14370  15027| 6856 7514 7170 7858
Ubrige Priméreinkommen der privaten Haushalte 6036 6137 6288 3275 2862 3342 2948

[Priméreinkommen der Gbrigen Sektoren 4779 5184 5439| 2384  2800| 2493 2946

[Nettonationaleinkommen (Primareinkommen) 27515 28787  9000.7| 14019 14769 14579  1542.7]

|Abschreibungen 572,0 5938 6169 2944 2094 3058 3112

Bruttonationaleinkommen 33235 34725 36176 16962 17763 17637 18539)

nachrichtiich:

Volkseinkommen 24344 25541  26663| 12432 13108 12912 13751
Arbeitnenmerentgelte 16699 17466  18280| 8359 9107 8745 9535
Untemnehmens- und Vermogenseinkommen 7645 807.4 8383 4073 4001 4167 4216

b) Veranderung in % gegeniiber Vorjahr

[Primareinkommen der privaten Haushalte 74 38 21 70 37 39 3]
Sozialbeitrage der Arbeitgeber 37 33 51 37 30 a8 53|
Bruttolohne und -genater 45 49 46 50 43| 46 48|

Bruttolohne und -gehalter je Beschaftigten 27 34 35 33 34 35 35
Nettolohne und -gehaiter je Beschaftigten 25 35 38 34 36 39 38|
Ubrige Priméreinkommen der privaten Haushalte 46 17 25 21 12) 20 30|

[Priméreinkommen der Gbrigen Sektoren 22 85 49 86 84 46 52|

[Nettonationaleinkommen (Primareinkommen) 20 26 22 a7 25 20 25

|Abschreibungen 36 38 39 38 39 39 39|

Bruttonationaleinkommen 39 45 42 46 4] 40 4]

nachrichtiich:

Volkseinkommen a1 49 44 53 45 39 9|
Arbeitnenmerentgelte 43 46 47 47 45 46 47|
Untemnehmens- und Vermogenseinkommen 36 56 38 66 45| 23 54

6. Einkommen und Einkommensverwendung der privaten Haushalte und priv. Org. o.E.

a) Mrd_ EUR

[Masseneinkommen 13499 14070 14723 6767 7302 7084 7639
Netiolohne und gehaiter 9059 9514 9980| 4492 5021 4718 5263
Monetare Sozialleistungen 5643 5810 6040| 2899 2911 3013 3028
abz. Abgaben auf soziale Leistungen,

verbrauchsnahe Steuern 1203 1254 1298 624 63,0) 646 652}

Ubrige Primareinkommen der privaten Haushalte 6036 6137 6288 3275 2862 3382 2948

Sonstige Transfers (Saldo) 784 810 826 419 -39.0) 426 400}

Verfigbares Einkommen 16752 19397 20185 9623 9773 10000 10185

Zunahme betriebl. Versorgungsanspriiche 496 502 509) 248 254] 252 25,8)
Private Konsumausgaben 5) 17360 17872 18574] 8711 9161 5037 9536
‘Sparen 1898 2027 2120 116.1 86.6| 1214 90,6}

sparquote 7) 99 102 102 18 86 18 8.7

b) Veranderung in % gegeniiber Vorjahr

[Masseneinkommen 39 72 76 70 2] a7 78]
Netiolohne und gehaiter 42 50 49 50 50 50 3|
Monetare Sozialleistungen 36 30 40 26 33 39 40|
abz. Abgaben auf soziale Leistungen,

verbrauchsnahe Steuern 48 42 35 44 a1 36 34]

Ubrige Primareinkommen der privaten Haushalte 46 17 25 21 12 20 30

Verfiigbares Einkommen 39 34 a1 3,1 3.7 39 4]
Private Konsumausgaben 5 36 30 39 25 35 38 2T
Sparen 56 68 46 82 50 46 46|
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7. Einnahmen und Ausgaben des Staates

a) Mrd_EUR

Einnahmen

Steuem 7672 7929 8253 3954 3975 4140 4113|
Netiosozialbeitrage 54,1 5682 5928 2764 2918 2874 305.4]
Vermgenseinkiinfte 169 179 17.7 101 73| 103 74
Sonstige Ubertragungen 224 27 23| 102 125 103 127
Vermagensilbertragungen 108 105 105 54 51 54 51
Verkaufe 108.9 121 1160 532 58,8] 553 60.7|
Sonstige Subventionen 02 02 09 01 01 03 07|
Einnahmen insgesamt 14746 16244 15863 7508 7736 7830 503.3|

|Ausgaben

Vorleistungen 155,3 162.3 168.7 754 87| 784 90,3|
Arbeitnehmerentgelte 2465 2555 2640 1228 132.7] 1267 137.3]
Sonstige Produktionsabgaben 02 02 02 01 01 01 01
Vermgenseinkiinfte (Zinsen) 389 380 78| 19.1 189 190 18.8)
Subventionen 276 284 292 139 144 143 149
Monetare Sozialleistungen 5055 5217 5447 2601 216 27114 2733|
Soziale Sachleistungen 2779 2880 2998 1430 145,0] 1487 151,2|
Sonstige Transfers 753 838 897] 37 40,1 470 427
Vermogenstransfers 419 355 36.3) 146 209) 149 214
Bruttoaniageinvestitionen 703 741 85| 319 23] 335 49|
Netiozugang an nichtprod. Vermogensgitem 14 14 15 07 08 07 03|

|Ausgaben insgesamt 14360 14861  15474] 7238 7623 7533 7941
Finanzierungssaldo 366 383 38.9) 270 1.3 297 92|
b) Veranderung in % gegentiber Vorjahr

Einnahmen

Steuem 48 33 a1 32 35 a7 35|
Netiosozialbeitrage 46 37 43| 40 33| 40 47|
Vermogenseinkiinfte 63 56 09 142 38 21 49|
Sonstige Ubertragungen 127 14 14 14 14] 14 14
Vermagensilbertragungen 299 32 00 01 63 00 00
Verkaufe 38 29 35 23 35 38 32|
Sonstige Subventionen - - E - | - |
Einnahmen insgesamt 73 34 a7 35 37 13 33|

|Ausgaben

Vorleistungen 36 45 39 54 38| a1 38|
Arbeitnehmerentgelt 42 a7 33 37 38| 32 35|
Sonstige Produktionsabgaben - - R - | - |
Vermdgenseinkiinfte (Zinsen) 64 24 05 42 05 05 05|
Subventionen 07 26 32 26 26| 30 33|
Monetare Sozialleistungen 40 32 P 27 37| 44 44
Soziale Sachleistungen 35 36 a1 36 37| 40 43|
Sonstige Transfers 06 14 70 96 133 76 64
Vermogenstransfers 150 152 22) 318 23| 21 23|
Bruttoaniageinvestitionen 51 55 59 55 55) 53 63|
Netiozugang an nichtprod. Vermogensgiitem - - E - | - |

|Ausgaben insgesamt 36 33 a7 26 a7 27 7]
nachrichtiich

Finanzierungssaldo in % des BIP 11 11 1.1 16 07] 7 05|

1) Nach Angaben des Statistischen Bundesamies, Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahien.

2) Vorausschatzung des ifo Instituts; Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahien.

3) Geleistete Arbeitsstunden.

4) Bruttoinlandsprodukt in Vorjahrespreisen je Erwerbstatigenstunde.
5) Konsumausgaben der privaten Haushalte und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck.

6) Einschiielich Nettozugang an Wertsachen.

7) Ersparmis in % des verfugbaren Einkommens (einschlieBlich der Zunahme an betrieblichen Versorgungsanspriichen).
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Die durchgezogenen Linien beziehen sich af das Maft BIP pro Kopf und sind mit Hilf der linken Ordinate zu lesen,
die gestrichelten Linien beziehen sich auf das verfiigbare Einkommen pro Kopf und sind mit Hilfe der rechten

Ordinate 2u lesen. Die Varianz bezieht sich auf logarithmierte Grafien. Der verwendte Theil-Index st der Theil-S-Index,
Quelle: Eurostat; Darstellung des o Instituts. ©ifo Institut
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Die Varianz bezieht sich auf das logarithmierte BIP pro Kop. Der verwendete Theil-indexist der Theil-S-ndex.
Quelle: Eurostat; Darstellung des fo Instituts. ©ifo Institut
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Niveau des BIP pro Kopf im Jahr 2000 und BIP-Wachstum in der EU
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Je Gunkler die Einfarbung, desto grdfer das Niveau des regionalen BIP (inke Karte) baw. das BIP-pro-Kopf-Wachstum (rechte Karte).
Quelle: Eurostat: Darstellung des ifo Instituts. @ ifo Institut
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Die linke Graphik vergleicht die ungewichtete Varian (gestrichelte Linie) mit der bevslkerungsgewichteten Varianz.
Die rechte Graphik halt die Bevslkerung (kontrafaktisch) konstant im Jahr 2000 (durchgezogene Linie) und vergleicht
dies it ciner Situation, in der die Bevolkerung dber die Zeit variier. In der rechten Graphik sind die Beobachtungen
mit der Bevolkerung des Jahres 2000 gewichtet.

Quelle: Eurostat; Darstellung desifo Insttuts. ©ifolnstitut
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Entwicklung der Varianz des log. BIP pro Kopf, NUTS-3

Osterreich Deutschland Spanien Frankreich

015 0,15 015 015

0,10 0,10 o 0,10 010
\_\\

005 0,05 E =

0,00 0,00 0,00 0,00

2000 2005 2010 2015 2000 2005 2010 2015 2000 2005 2010 2015 2000 2005 2010 2015

ttalien Niederlande Polen Vereinigtes Konigreich
015 0,15 015 015 -
0,10 0,10

0,05 0,05

0,00 0,00 0,00 0,00

2000 2005 2010 2015 2000 2005 2010 2015 2000 2005 2010 2015 2000 2005 2010 2015

Ausgewahite Lander. NUTS-3-Regionen. Durchgezogene Linien gewichten die Beobachtungen mit der Gréfie der
Bevolkerung; unterbrochene Linien tun dies -~ wie in den anderen Abbildungen in diesem Artikel - nicht.
Quele: Eurostat; Darstellung des fo Instituts. ©ifo Institut
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Quelle: Eurostat; Darstellung des fo Instituts. ©ifo Institut





